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169. Sitzung 


Berlin, Mittwoch, den 16. Mai 2001 


Beginn: 13.00 Uhr 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Guten 
Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als Thema der heutigen Ka- 
binettssitzung mitgeteilt: Deutsches Raumfahrtpro- 
gramm der Bundesregierung. 

Das Wort für den einleitenden fünfminütigen Bericht 
hat die Bundesministerin für Bildung und Forschung, 
Edelgard Bulmahn. 

Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Meine sehr geehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Das Bundeskabinett hat heute das Deutsche 
Raumfahrtprogramm beschlossen. Es ist das erste Deut- 
sche Raumfahrtprogramm seit fast 20 Jahren. Mit diesem 
Raumfahrtprogramm geben wir Planungssicherheit so- 
wohl für die Wissenschaft als auch für die Industrie. 

Wir werden in den kommenden vier Jahren rund 8 Mil- 
liarden DM für Raumfahrtforschung zur Verfügung stel- 
len. Der Löwenanteil stammt dabei aus dem Haushalt des 
Ministeriums für Bildung und Forschung. Es sind rund 
7 Milliarden DM, also mehr als 10 Prozent des Haushal- 
tes für Bildung und Forschung. Damif will ich die Di- 
mension deuflich machen. 

Ich will gleich zu Anfang sagen - das war gestern der 
Presse zu entnehmen; ich weiß, dass die Kolleginnen und 
Kollegen die Presse sehr aufmerksam lesen -, dass die 
Bundesregierung zu ihren Verpflichtungen bei der Finan- 
zierung der Internationalen Raumstation, der ISS, sieht. 
Wir werden uns aus diesen Verpflichtungen nicht zurück- 
ziehen, sondern sie einhalten. Wir finanzieren 41 Prozent 
des europäischen Anteils an den Kosten des Aufbaus der 
Internationalen Raumstation und auch an den Betriebs- 
kosten. Das werden wir weiterhin tun, auch wenn jeder in 
diesem Parlament weiß, dass ich nicht sehr glücklich da- 
rüber bin, weil es den Handlungsspielraum einengt. Aber 
das ist eben so; man muss mit den internationalen Verträ- 
gen leben, die die Vorgänger abgeschlossen haben. 


Die Schwerpunkte des Raumfahrtprogramms liegen in 
drei Bereichen. 

Den ersten Bereich haben wir mit „Erde“ überschrie- 
ben. Da geht es um die Weiterentwicklung der Satelliten- 
technologie für Information und Kommunikation. 

Das zweite große Projekt ist die Entwicklung eines eu- 
ropäischen Navigationssatellitensystems - Stichwort: Ga- 
lileo. Es wird in den kommenden Jahren eine wichtige 
Rolle in der deutschen, aber vor allem in der europäischen 
Forschungspolitik spielen. Die Bundesregierung ist da- 
von überzeugt, dass wir dieses Projekt in einer Public 
Private Partnership durchführen sollten. Das gilt sowohl 
für die Eniwicklung als auch für den Betrieb. Es ist völlig (D) 
klar, dass für die Forschung öffentliche Mittel in größe- 
rem Umfang eingesetzt werden müssen. Aber wir brau- 
chen die private Industrie mit im Boot. Sonst wird dieses 
System anschließend nicht wirtschaftlich erfolgreich an- 
gewandt werden können. 

Der dritte große Bereich ist die Erdbeobachtung. Die 
Erdbeobachtung spielt für die Umweltpolitik heute eine 
maßgebliche Rolle. Durch sie erhalten wir sehr schnell 
Daten, zum Beispiel wenn ein Schiff unerlaubterweise Öl 
ins Meer ablässt, wenn ein explodierendes Algenwachs- 
tum stattfmdet oder wenn Waldbrände entstehen. Erd- 
beobachtung ist für eine moderne Umwelfpolitik un- 
erlässlich. Deshalb ist sie ein Schwerpunkt unseres Deut- 
schen Raumfahrtprogramms. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Erforschung des 
Weltraumes. Auch dies hat die Bedeutung, unser Wissen 
zu vergrößern, zum Beispiel bessere Erkenntnisse über 
den Lauf von Kometen oder die Entstehung des Weltalls 
und ferner Galaxien zu erhalten. 

Das Raumfahrtprogramm hat ebenfalls einen Schwer- 
punkt auf die Raumfahrtinfrastrukturen gesetzt, ferner auf 
die Weiterentwicklung der Raumtransportsysteme, die 
Weiterentwicklung der Ariane und auch der Technik für 
Raumfahrlsysteme. Mir persönlich isf es ein wichtiges 
Anliegen, dass wir unsere Programme so umsetzen, dass 
die kleinen und mittleren Unternehmen, die meines Er- 
achtens gerade hier für den Weftbewerb unerlässlich sind, 
ihre Bedeutung haben. Sie haben gute Chancen, in der 
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Bundesministerin Edelgard Bulmahn 

(A) Weltraumtechnologie Marktnischen zu finden. Diese Ni- 
schen sollen sie auch nutzen können. Sie sollen ihren An- 
teil an der Fertigung von Subsystemen und Komponenten 
haben. 

Lassen Sie mich noch etwas zum Verhältnis von natio- 
nalem und europäischem Raumfahrtprogramm sagen. Ich 
habe vorhin darauf hingewiesen, dass das Deutsche 
Raumfahrtprogramm ein Volumen von insgesamt rund 
8 Milliarden DM hat. Wir wenden zurzeit 1,9 Milli- 
arden DM pro Jahr für Weltraumforschung auf Davon 
wird der größte Anteil für Programme im Rahmen der 
ESA aufgewandt. 

Wir haben die Entscheidung getroffen - ich denke, 
darin stimmen wir überein -, dass Weltraumforschung 
und Wehraumtechnologien im Rahmen europäischer Ko- 
operation verfolgt werden sollten. Deshalb werden 
70 Prozent unseres Etats für europäische Projekte einge- 
setzt. Das ist nicht in allen Ländern der Fall. Frankreich 
zum Beispiel verwendet einen wesentlich größeren Teil 
seines Etats für nationale Projekte und nur 35 Prozent für 
ESA-Projekte. Ich bin der Auffassung: Es ist richtig, dass 
die wichtigen Projekte und Programme in europäischer 
Kooperation durchgeführt werden. Deshalb haben wir die 
Verteilung von 70 Prozent zu 30 Prozent. 

In den kommenden Monaten wird es in der europä- 
ischen Raumfahrtforschungspolitik sehr stark darauf an- 
kommen, zu einer besseren Abstimmung zwischen ESA 
und EU zu kommen. Wir sind darauf von den so genann- 
ten drei Weisen, die durch die EU berufen worden sind, 
nachdrücklich hingewiesen worden. Sie haben ihre Vor- 

(B) Schläge für die Zukunft der europäischen Wehraumpolitik 
gemacht und genau auf diesen Aspekt verwiesen. Das 
wird deshalb von unserer Seite eines der wichtigen Ziele 
sein, die wir in den nächsten Monaten verfolgen werden. 

Vielen Dank. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Vielen 
Dank, Frau Ministerin. 

Wer möchte hierzu Fragen stellen? - Als Erste hat die 
Kollegin Aigner das Wort. 

Ilse Aigner (CDU/CSU): Herr Präsident! Frau Minis- 
terin, Sie haben ein nationales Raumfahrtprogramm auf- 
gelegt, das sich im Wesentlichen an der mihelfristigen 
Planung orientiert und keinen nennenswerten Aufwuchs 
aufzeigt. Sie haben über die UMTS-Milliarden für Ihren 
Haushalt nicht wenig Geld bekommen: 1 ,8 Milliarden DM 
für den Zeitraum zwischen 2001 und 2003. 

Ich entnehme Ihren Worten, dass Sie der Raumfahrt 
durchaus einen großen Stellenwert beimessen. In Ihrem 
Bericht betonen Sie „die enorme Hebelwirkung dieser 
Raumfahrttechnologie in der gesamten Wertschöpfungs- 
kette“. Weiter heißt es dort: 

Wer am Anfang der Wertschöpfungskette mitwirkt, 
wer die Technikkompetenz besitzt und bei der Fest- 
legung wichtiger Standards und ihrer Schnihstellen 
dabei ist, hat vorrangigen Einfluss auf die Gestaltung 
der übrigen Glieder der Wertschöpfungskehe. 


Ich sehe keinen Schwerpunkt bei Ihnen. Sie haben le- (C) 
diglich Bestehendes zusammengefasst. Deshalb frage ich 
Sie konkret: Wie benutzen Sie die Instrumentarien, die 
Ihnen zur Verfügung stehen, beispielsweise das Raum- 
fahrtaufgabenübertragungsgesetz? Sie haben in Ihrem 
Bericht auch darauf verwiesen, dass sich das Ministerium 
für Verkehr beteiligt. Das ist aber so ziemlich das einzige 
Ministerium, wenn ich von den 5 Millionen DM vom 
Verteidigungsministerium einmal absehe. 

Sind Sie bestrebt, den Kabinehsausschuss oder den 
Staatssekretärsausschuss aufleben zu lassen? 

(Jörg Tauss [SPD]: Ist das eine Debatte?) 

Verhandeln Sie mit dem Verteidigungsminister über eine 
intensivere Nutzung? „Dual use“ ist auch von Ihnen im- 
mer infrage gestellt worden. Vielleicht könnten Sie oder 
der Koordinator für Luft- und Raumfahrt ein paar Aus- 
führungen dazu machen. 

Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Liebe Kollegin! Erstens. Den Staatsse- 
kretärsausschuss brauche ich nicht wieder aufleben zu 
lassen, weil er lebt 

(Ilse Aigner [CDU/CSU]: Wo denn? - Steffen 
Kampeter [CDU/CSU]: Er siecht dahin!) 

und auch kräftig arbeitet. Wenn ich hier unter anderem 
auch Herrn Mosdorf sehe, möchte ich nicht unterstellen, 
dass ich ihn wieder aufleben lassen muss. 

(Lothar Fischer [Homburg] [SPD]: Er sieht 

sehr frisch aus!) (D) 

Gerade das neue Projekt Galileo ist endlich ein Projekt 
- das sage ich jetzt einmal ganz klar -, das nicht aus dem 
Forschungshaushalt finanziert werden wird. Die Kolle- 
gen, die hier sitzen - einige wie Herr Lothar Fischer -, 
werden sich ja teilweise an die Diskussionen der letzten 
20 Jahre erinnern; ich selbst erinnere mich zumindest an 
die Diskussionen der letzten 15 Jahre, in denen meine 
Vorgänger dies immer vergeblich versucht haben. Wir ha- 
ben jetzt endlich ein Projekt, zu dem auch die Anwender 
nennenswert beitragen. Genau dies ist die Zielsetzung, die 
wir verfolgen. Nach 20 Jahren haben wir, wie gesagt, end- 
lich dieses Projekt. Ich denke. Sie sollten dieser Bundes- 
regierung einmal gratulieren, dass dies endlich geklappt 
hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - Jörg Tauss 
[SPD]: Lob kann nie schaden!) 

Was den finanziellen Rahmen angeht, so muss ich Ih- 
nen widersprechen. Wenn 1,9 Milliarden DM für Welt- 
raumforschung aufgewandt werden, dann ist das ein 
wichtiger Schwerpunkt. Im Gegensatz zu der vorherigen 
Regierung habe ich die Ausgaben für Weltraumforschung 
nicht gekürzt. Sie wissen, dass mein Vorgänger die Aus- 
gaben deutlich reduziert hatte. Das habe ich nicht getan; 
wir haben eine leichte Steigerung vorgenommen. 

Ich muss allerdings auch sagen, dass ich es nicht für 
verantwortbar hielte, zum Beispiel die Ausgaben für die 
Informations- und Kommunikationstechniken oder auch 
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Bundesministerin Edelgard Bulmahn 

(A) die für die Biotechnologie deutlich zu senken, um diesen 
Etat jetzt besonders stark zu steigern. Das hielte ich für 
eine falsche Entscheidung. Nach meiner Meinung haben 
wir jetzt die richtige Entscheidung getroffen: Wir nehmen 
eine leichte Steigerung des Haushalts vor und erhöhen die 
Effizienz dieses Haushalts und des Einsatzes dieser Haus- 
haltsmittel. Dies ist verbunden mit einer klaren Mitver- 
antwortung der Wirtschaft; wir nehmen sie mif ins Boot, 
wie wir es auch mit dem Projekt Galileo tun werden und 
bei anderen Projekten tun. Dies ist der Erfolg verspre- 
chende Weg für die Weltraumforschung und -technik, 
aber auch der Erfolg versprechende Weg für eine wirt- 
schaftliche Anwendung, die mir ein ganz wichtiges An- 
liegen der Weltraumtechnik ist, weil ich davon überzeugt 
bin, dass wir nur dann eine gute wirtschaftliche Anwen- 
dung erreichen werden, wenn auch die Unternehmen 
selbst ein großes Interesse daran haben. Deshalb ist es 
wichtig, dass man sie früh mit ins Boot bekommt. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Vielen 
Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Frage stellt der Kol- 
lege Lothar Fischer von der SPD-Fraktion. 

Lothar Fischer (Homburg) (SPD): Frau Ministerin, 
im November letzten Jahres haben der ESA-Ministerrat 
und der EU-Forschungsministerrat die europäische 
Raumfahrtstrategie beschlossen. Jetzt gilt es, diese Strate- 
gie zu implementieren. Ich möchte Sie gern einmal fra- 
gen, welchen Beitrag die nationalen Weltraumagenturen, 
aber auch die EU und die ESA zu dieser Implementierung 
leisten sollen. Ebenso hätte ich gern gewusst, wie aus Ih- 
rer Sicht die Kooperation von EU und ESA mittelfristig 
und langfristig organisiert werden könnte. 

Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Herr Kollege, genau diese Verstärkung 
der Kooperation wird in den nächsten Monaten ein Thema 
sein. Wir befinden uns zurzeit ja in der Debatte über die 
Schwerpunkte des 6. Rahmenforschungsprogramms. Ich 
wünsche mir - mit diesem Wunsch stehe ich nicht alleine; 
er wird von den europäischen Forschungsministern ge- 
teilt -, dass wir in der Weltraumforschung, die wir zum 
Beispiel im Rahmen des 6. Rahmenforschungspro- 
gramms betreiben werden, aber eben auch in anderen Res- 
sorts zu einer kohärenten Abstimmung kommen, das 
heißt, dass wir insgesamt eine kohärente Weltraumpolitik 
für die EU - nichf allein für die ESA, sondern für die EU - 
formulieren. Das wird nicht ganz einfach sein, weil die 
Mitgliedstaaten der ESA ja nicht mit den Mitgliedstaaten 
der EU identisch sind. Nichtsdestotrotz gibt es eine breite 
Übereinstimmung, dass dies notwendig und von der Ziel- 
setzung her richtig ist. 

Zur Beteiligung der nationalen Raumfahrtagenturen 
oder der Forschungseinrichtungen, die diese Aufgabe 
praktisch für die jeweiligen nationalen Regierungen über- 
nehmen: Das DLR ist für Deutschland die nationale 
Raumfahrtagentur. Es hat maßgeblich an der Erarbeitung 
der jeweiligen Programme - Kommunikation, Naviga- 
tion, Erdbeobachtung, Forschung unter Weltraumbedin- 
gungen, Raumstation, Raumtransport, Technik für Raum- 


fahrfsysfeme, Management - mitgewirkt. Das DLR ist (C) 
zum Beispiel auch sehr hilfreich bei der Frage: Wie kön- 
nen wir gerade die Entwicklungsphase kosteneffizienter 
gestalten? Das ist ein altes Thema innerhalb der ESA. 

Hier ist das DLR - auch anerkannt von den anderen euro- 
päischen Weltraumagenturen - ein ganz wichtiger Akteur. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als 

Nächste hat die Frau Kollegin Dr. Irmgard Schwaetzer 
von der F.D.P-Fraktion eine Frage. 

Dr. Irmgard Schwaetzer (F.D.P): Frau Ministerin, 

Sie haben eben die Gesamtkosten Ihres Programms dar- 
gelegt. Sie haben aber nicht gesagt, ob Sie in Ihrem Haus- 
halt zusätzliche Mittel verbuchen können oder ob dieses 
Programm eigentlich nur eine Zusammenfassung der Mit- 
tel ist, die in Ihrem Haushalt schon vorhanden sind. Sie 
haben sehr undeutlich darauf hingewiesen, dass Sie bei 
der Infonuations- und Kommunikationstechnologiefor- 
schung nicht so viel streichen wollen, aber Sie haben uns 
bisher nicht verraten, wie viel Sie streichen wollen. 

Ich wäre Ihnen doch sehr dankbar, wenn Sie eimual 
darstellen würden, wie die Finanzierung dieses Pro- 
gramms aussieht: Wie viel mehr Mittel bekommen Sie, 
was kommt aus anderen Forschungsbereichen und wie 
viel zahlt die Industrie? 

Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Frau Schwaetzer, ich habe vorhin schon 
darauf hingewiesen, dass der Löwenanteil dieser mnd 
8 Milliarden DM aus dem Haushalt für Bildung und For- 
schung stammt; es sind rund 7 Milliarden DM. Das macht 
deutlich, dass der Hauptanteil dieses Forschungspro- 
gramms aus dem Haushalt Bildung und Forschung finan- 
ziert wird. Das macht gleichzeitig deutlich, dass die an- 
deren Ressorts - außer dem Ressort, das ich vorhin bereits 
genannt habe, nämlich das Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen - nicht nennenswert 
dazu beitragen. 

Ich habe vorhin auch daraufhingewiesen, dass wir den 
Etat leicht gesteigert haben. Ich will das an einem Beispiel 
deutlich machen: Wir haben die Ausgaben für die ESA 
von knapp 1 Milliarde DM im Jahre 1998 auf 1,03 Milli- 
arden DM gesteigert. 

(Dr. Irmgard Schwaetzer [F.D.P.]: Das ist aber 
wenig!) 

- Ich habe ja gesagt: eine leichte Steigerung. Es ist aber - 
im Gegensatz zur letzten Legislaturperiode, in der der Etat 
deutlich gekürzt worden ist - keine Kürzung. 

Wir haben eine leichte Steigerung des Gesamtetats 
festgelegt. Das Gesamtvolumen steht fest; es sind die be- 
reits genannten rund 8 Milliarden DM. Zurzeit wenden 
wir 1,9 Milliarden DM pro Jahr für Weltraumforschung 
auf Ich habe vorhin bereits darauf hingewiesen: Ich 
bin nicht der Auffassung, dass es jetzt im Sinne einer 
richtigen forschungspolitischen Entscheidung verant- 
wortbar wäre, wenn man den Forschungsetat für Welt- 
raumforschung, der sowieso schon mehr als 10 Prozent 
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(A) des Forschungshaushalts insgesamt ausmacht, zulasten 
anderer wichtiger Forschungsbereiche wie der Biotech- 
nologie oder der Informations- und Kommunikations- 
technik aufstocken würde. 

Zum Gesamtetat Forschung will ich daraufhinweisen, 
dass diese Bundesregierung in den letzten zweieinhalb 
Jahren den Haushalt um 12,5 Prozent gesteigert hat, und 
Sie daran erinnern, dass Ihre Regierung den Haushalt um 
700 Millionen DM gekürzt hat. Ich denke, das sagt alles. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Wollen 
Sie eine Nachfrage stellen, Frau Schwaetzer? 

Dr. Irmgard Schwaetzer (F.D.P.): Frau Ministerin, es 
wird von uns nicht kritisiert, dass Sie den Etat gesteigert 
haben. Ich wollte von Ihnen konkrete Zahlen hören, näm- 
lich wie Sie konkret aus anderen Bereichen für dieses 
Raumfahrtprogramm umschichten wollen, wie viel Sie 
für dieses Raumfahrtprogramm vom Finanzminister zu- 
sätzlich bekommen und wie viel die Industrie finanziert. 

Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Wir machen eine verlässliche Planung. 
Deshalb muss ich nicht umschichten. Der Haushalt ist ins- 
gesamt aufgestockt worden. Im Rahmen dieser verlässli- 
chen Planung war und ist es möglich, zum Beispiel vom 
Jahre 1998 bis zum Jahre 2001 die Haushaltsmittel für 
die Weltraumforschung aufzustocken, nämlich von 
1,429 Milliarden auf 1,475 Milliarden DM. Weiter muss 

(B) man die DLR-Mittel hinzuzählen; das sind rund 200 Mil- 
lionen DM. Außerdem müsste ich die Mittel, die von uns 
zum Beispiel an die Max-Planck-Gesellschaft oder die 
DFG gezahlt werden, hinzuzählen. Insgesamt also stellen 
wir für Weltraumforschung rund 1,9 Milliarden DM zur 
Verfügung. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Das Fra- 
gerecht hat jetzt der Kollege Steffen Kampeter von der 
CDU/CSU-Fraktion. 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Frau Bundesminis- 
terin, ein bisschen enttäuschend finde ich Ihre bisherigen 
Ausführungen zu dem 23-Seiten-Papier schon. Es gab 
hier sehr konkrete Fragen von Kollegen aus dem Plenum, 
die Sie an sich in Mark und Pfennig hätten beantworten 
können, die Sie dann aber sehr philosophisch beantwortet 
haben. 

(Edelgard Bulmahn, Bundesministerin: Haben Sie 
etwas gegen Philosophie, Herr Kampeter?) 

Ihre Programmaussagen überzeugen nicht. Was alles neu 
ist - diese Frage ist schon einmal aufgetaucht -, haben Sie 
auch nicht erklären können. Ihre Aussagen zum Geld 
waren mehr als unverbindlich; das war mehr Vergan- 
genheitsbewältigung denn Zukunflsvision. Insgesamt 
kann ich den Impuls, den Sie für den Raumfahrtstandort 
Deutschland versprechen, in dem, was Sie hier vorgetra- 
gen haben, nicht erkennen. Deswegen will ich es noch 


einmal mit einer konkreten Frage versuchen; vielleicht (C) 
können Sie sie ja beantworten. 

Sie selbst haben dem Programm zur Ariane- V-Fortent- 
wicklung zugestimmt und eine Kosteneinsparung von 
10 Prozent anvisiert. Jetzt höre ich, dass diese Kos- 
teneinsparung nicht realisierbar ist, sondern dass eher 
10 Prozent mehr Kosten vorhanden sind. Ihren Aus- 
führungen entnehme ich, dass der Bundesfinanzminister 
trotz der von Ihnen geweckten Hoffnungen, in Bildung 
und Forschung werde mehr Geld investiert, für Raumfahrt 
nicht mehr Geld aufwendet. Was bedeutet das konkret für 
die Ariane V? Steigen Sie aus anderen Programmen aus? 
Wollen Sie die Zusatzkosten nicht decken? Wollen Sie 
den deutschen Anteil zurückziehen? 

Zu einem zweiten Punkt: Im November werden Sie die 
Ministerkonferenz zur europäischen Raumfahrt in Edin- 
burgh leiten. Ich hätte mir gewünscht, wenn Sie uns zu- 
mindest einmal erklärt hätten, mit welchen Angeboten, 
mit welchen Visionen und mit welchen finanziellen For- 
derungen Sie dorthin gehen, zumal in den nächsten 14 Ta- 
gen Ihr Raumfahrtetat, mit dem Sie ins Parlament gehen, 
endgültig vom Kabinett verabschiedet sein wird, sodass 
Sie auch schon Kenntnis über Ihre finanzielle Ausgangs- 
situation haben. 

Die Frage lautet also ganz konkret: Wie geht es vor 
dem Hintergrund der von keinem bestrittenen finanziellen 
Probleme - diesen sind Sie ausgewichen - weiter mit der 
Ariane V und wollen Sie diesem Parlament nicht endlich 
einmal, nachdem dieser Raumfahrtbericht schon viele 
Wochen lang immer wieder - wegen Unwichtigkeit oder 
wegen Abstimmungsproblemen; ich weiß es nicht - von (D) 
der Tagesordnung der Kabinettssitzungen abgesetzt wor- 
den ist, Ihre Vision und Ihr Konzept für Edinburgh erläu- 
tern? Das wäre hilfreich und würde den Ertrag dieser Be- 
fragung sicherlich steigern. 

(JörgTauss [SPD]: Schöne Steilvorlage!) 

Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Lassen Sie mich zunächst einige Dinge 
klarstellen. 

Erster Punkt. Es gibt keinen Raumfahrtbericht, son- 
dern es gibt ein deutsches Raumfahrtprogramm. Dieses 
Deutsche Raumfahrtprogramm ist auch nicht wiederholt 
von der Tagesordnung der Kabinettssitzungen abgesetzt 
worden. Alle Schlussfolgerungen, die Sie daraus ziehen, 
sind also null und nichtig. Das Deutsche Raumfahrtpro- 
gramm stand heute - das war auch in der Planung so vor- 
gesehen - auf der Tagesordnung der Kabinettssitzung und 
ist dort auch mit großer Zustimmung beschlossen worden. 

(Jörg Tauss [SPD]: Sehr gut!) 

Zweiter Punkt. Sie haben völlig Recht, dass ich erst 
einmal einige Altlasten bewältigen musste. Das ist eben 
so, wenn man eine Regierung ablöst, die den Forschungs- 
etat in erster Linie als Sparschwein betrachtet hat. Ich 
glaube, dass uns das ganz gut gelungen ist. Deshalb haben 
wir jetzt, nach 20 Jahren, endlich wieder ein Deutsches 
Raumfahrtprogramm vorlegen können. Das ist auch not- 
wendig, wenn man den Beteiligten, also sowohl der 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 169. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. Mai 2001 


16511 


Bundesministerin Edelgard Bulmahn 

(A) Wissenschaft als auch der Industrie, Sicherheit geben 
will. Ich habe den Kollegen vorhin die einzelnen Titel- 
ansätze genannt; außerdem sind sie im Deutschen Raum- 
fahrtprogramm ausdrücklich aufgelistet. Ich könnte sie 
für die einzelnen Bereiche - Kommunikation und Navi- 
gation - noch einmal vorlesen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Danach habe 
ich nicht gefragt! Ariane V und Edinburgh!) 

Das spare ich mir aber, weil ich denke, das können Sie al- 
les nachlesen. 

Zu Ihrer Frage bezüglich der Ariane, Herr Kampeter, 
will ich Ihnen ganz klar sagen: Ich treffe nicht im ESA- 
Ministerrat eine Entscheidung, um dann hinterher so zu 
tun, als ob ich sie gar nicht getroffen hätte. Vielmehr ist 
damals von allen europäischen Forschungsministem die 
Entscheidung getroffen worden, dass wir dieses Pro- 
gramm effizienter durchführen wollen und dass wir auch 
eine höhere Beteiligung der Industrie bei der Entwicklung 
der Ariane wollen, weil wir nur so eine höhere Effizienz 
bei der Entwicklung erreichen. Eine solche Entscheidung 
kann nicht einfach sang- und klanglos wieder einkassiert 
werden. 

Ich hielte es nicht für klug, wenn wir zur Ariane, die ja 
unbestritten das europäische Zugpferd ist, zum heutigen 
Zeitpunkt den Standpunkt vertreten würden, dass diese 
Einsparungen nicht realisierbar sind. Eine solche Aussage 
werden Sie von mir nicht hören, weil wir nicht bei den ers- 
ten Schwierigkeiten sofort die Flinte ins Korn werfen dür- 
fen bei dem Versuch, die von allen für notwendig erach- 
teten Kostenreduzierangen herbeizuführen, die nicht 
zulasten der Technologie gehen sollen, sondern die vor al- 
len Dingen auch - so sage ich es einmal - zulasten des 
Managements, der Verwaltung gehen müssen. Wenn ich 
von „Lasten“ spreche, dann heißt das, dass wir seitens der 
europäischen Forschungsminister schon wollen, dass das, 
was wir für alle anderen Bereiche erwarten, nämlich dass 
man ein möglichst gutes Verhältnis zwischen Kosten und 
Nutzen herstellt und dieses Verhältnis noch verbessert, 
auch für die Weltraumforschungsprogramme gelten muss, 
auch für die Ariane. Deshalb dürfen wir nicht sofort die 
Flinte ins Korn werfen und sagen: „Das können wir ja al- 
les nicht realisieren“. Wir müssen vielmehr versuchen, 
dieses Ziel umzusetzen. 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Herr Präsident, ge- 
statten Sie auch mir, auch wenn ich ein Mann bin, eine 
Nachfrage? 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Bitte 
schön. 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Frau Ministerin, die 
Frage nach Ihren Visionen für Edinburgh ist unbeantwor- 
tet geblieben. 

Gestatten Sie mir noch folgende Anmerkung: Die Be- 
fragung der Bundesregiemng dient der Sachverhaltsauf- 
klärang über Kabinettssitzungen. Ihr Verweis, man könne 
diese oder jene Dinge auch in den Kabinettsdrucksachen 


nachlesen, widerspricht eigentlich dem Grundanliegen (C) 
dieser Regiemngsbefragung. Von daher finde ich das un- 
höflich gegenüber dem Parlament. Das wollte ich Ihnen 
einmal ganz offen gesagt haben. 

Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Herr Kampeter, ich habe darauf hinge- 
wiesen, dass ich gerne bereit bin, hier die einzelnen An- 
sätze für Kommunikation, für Navigation und Erdbeo- 
bachtung vorzulesen. Wenn Sie es wünschen, mache ich 
das; das ist kein Problem. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sie wissen 
ganz genau, dass sich das nicht auf meine Frage 
bezog!) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Kollege 
Kampeter, bitte keinen Dialog! Die Frage ist gestellt, die 
Frau Ministerin hat sie beantwortet. 

Ich komme zum nächsten Fragesteller. Das ist der Kol- 
lege Norbert Hauser von der CDU/CSU-Fraktion. 

(Jörg Tauss [SPD]: Der fragt nicht immer rich- 
tiger, aber wenigstens präziser!) 

Norbert Hauser (Bonn) (CDU/CSU): Frau Ministe- 
rin, Sie haben von den Kostenreduzierungen gesprochen. 

Es ist aber nicht irgendwer, der meint, dass die Kostenre- 
duzierungen in der von Ihnen und von uns allen ge- 
wünschten Form nicht möglich sein werden bzw. infrage 
stehen. Vielmehr hat das DLR, das Sie eben als das Kom- 
petenzzentrum gelobt haben, diese Zweifel angemeldet. 

Im Zusammenhang mit Kosteneinsparungen und Pu- 
blic Private Partnership denken Sie ja im Rahmen von Ga- 
lileo insofern an eine Zusammenarbeit mit Russland, als 
es darum geht, als Trägerrakete ein anderes Vehikel als die 
Ariane zu nutzen. Nun stehen wir vor dem Problem, dass 
auch die Amerikaner Russland entdeckt haben und dass 
Boeing und Lockheed Martin bereits Kooperationsver- 
einbarungen mit den Russen haben. Wie wollen Sie die 
Zusammenarbeit mit den Russen gewährleisten und zu ei- 
nem Erfolg führen, wenn wir auf der anderen Seite zu be- 
obachten haben, dass die Amerikaner gerade diese Zu- 
sammenarbeit strategisch einsetzen wollen, um die Ariane 
vom Markt zu fegen und auf diese Art und Weise wieder 
ein Monopol auf dem Trägermarkt zu haben? 

Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Lassen Sie mich, bevor ich auf den zwei- 
ten Teil der Frage zu sprechen komme, noch kurz auf die 
Ariane eingehen. Ich habe ja vorhin gesagt, dass ich es 
nicht für klug hielte, wenn man zum heutigen Zeitpunkt 
den Standpunkt verträte, diese Kostenreduzierung sei 
nicht realisierbar. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Es geht nicht 
um den Zeitpunkt, sondern um die Fakten!) 

Aber selbstverständlich wird Deutschland konstruktiv 
daran mitarbeiten, dass wir die Kostenprobleme lösen 
werden, und zwar mit der Zielsetzung - dazu sind wir fest 
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(A) entschlossen die Systemfuhrerschaft bei der Ariane- 
Oberstufe zu behalten und den Standort Deutschland wei- 
ter zu stärken. Das will ich in diesem Zusammenhang aus- 
drücklich sagen. Ich glaube auch, dass es uns durchaus 
möglich ist, dies zu leisten. 

Norbert Hauser (Bonn) (CDU/CSU): Sehen Sie dafür 
eine Zeitperspektive? - Entschuldigung, Herr Präsident! 


Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Ich möchte mich jetzt ungern auf einen 
Monat festlegen oder sagen: Bis Dezember muss das ge- 
klärt sein. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Sie haben sich 
doch heute überhaupt noch nicht festge- 
legt!) 

Aber natürlich haben wir dafür nicht zwei Jahre Zeit, um 
das ganz klar zu sagen. Das würde nicht ausreichen; diese 
Ergebnisse müssen schon in einem kürzeren Zeitraum 
vorgelegt werden. 

Ich komme zur Frage der Zusammenarbeit zwischen 
Deutschland und Russland: Am 10. April dieses Jahres 
haben wir ein Regierungsabkommen zwischen Deutsch- 
land und Russland unterzeichnet, das die Zielsetzung hat, 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Erforschung und 
Nutzung des Weltraums zu verstärken. Damit haben wir 
einen wichtigen Anfang gemacht. Ich könnte mir übrigens 
durchaus vorstellen - diese Diskussion müssen wir si- 
cherlich innerhalb der ESA führen -, dass wir auch im 
(B) Rahmen der ESA die Kooperation mit Russland verstär- 
ken, dass wir dies also nicht allein der amerikanischen 
Seite überlassen, sondern auch als Europäer die Zusam- 
menarbeit suchen. Das wird auch Inhalt der Gespräche der 
Forschungsminister auf ihren nächsten Sitzungen sein. 
Unsere Zielsetzung ist, hier nicht einfach einen Markt 
preiszugeben, sondern unsere Marktposition zu stärken. 

(Norbert Hauser [Bonn] [CDU/CSU]: Darf ich 
noch eine Frage stellen?) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Nein, 
Herr Hauser. Ich habe jetzt noch drei Wortmeldungen, die 
ich alle noch zum Zuge kommen lassen möchte. Aller- 
dings bitte ich, dass die Fragen ebenso wie die Antworten 
recht kurz gefasst werden, da wir schon am Ende der für 
diesen Tagesordnungspunkt vorgesehenen Zeit sind. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Antworten haben 
wir eigentlich noch gar nicht bekommen!) 

Als nächste hat noch einmal Frau Kollegin Ilse Aigner 
das Wort. 

Ilse Aigner (CDU/CSU): Frau Ministerin, meine erste 
Frage ist eigentlich auch nicht beantwortet worden. Des- 
wegen frage ich nach, wann, zu welchen Themen und mit 
welchen Ministerien der Raumfahrtausschuss getagt hat 
und welche konkreten Verabredungen getroffen wurden. 
Meines Wissens ist hier nichts geschehen, weder der Ka- 
binettsausschuss noch der Staatssekretärsausschuss haben 


getagt, so Leid es mir tut. Insofern sind Sie mir eine Ant- (C) 
wort schuldig geblieben und ich bitte noch um Auf- 
klärung. 

Zur zweiten Frage — 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Frau Kol- 
legin Aigner, bitte nur eine Frage. 


Ilse Aigner (CDU/CSU): Das war aber im Prinzip nur 
eine Erinnemng an eine nicht beantwortete Frage von 
vorhin, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Ich kann 
es nicht ändern; die Zeit läuft unabhängig davon ab, wel- 
che Fragen Sie noch auf dem Herzen haben. 

(Heiterkeit) 


Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Zunächst zum Deutschen Raumfahrtpro- 
gramm: Es ist mit allen Ressorts intensiv abgestimmt, 
ebenso mit den Wissenschaftsorganisationen und der In- 
dustrie. Wir haben mehrfach mit allen Beteiligten dieses 
Programm erörtert; insoweit ist es das Ergebnis einer lan- 
gen gemeinsamen Arbeit, in die alle Beteiligten einbezo- 
gen waren. Vonseiten der Bundesregierung waren neben 
meinem Haus das Verkehrsministerium, das Wirtschafts- 
ministerium, das Umweltministerium und das Verteidi- 
gungsministerium vertreten. Sie können also davon aus- 
gehen, dass die Mitglieder der Bundesregierung ihre Ziele 
untereinander intensiv abstimmen. Deswegen ist es auch 
ein gemeinsames Raumfahrtprogramm. 


(D) 


(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Schon wieder 
nicht beantwortet!) 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Vielen 
Dank. - Die nächste Frage stellt der Kollege Jörg Tauss 
von der SPD-Fraktion. 


Jörg Tauss (SPD): Frau Ministerin, nachdem unsere 
verehrten Kolleginnen und Kollegen von der Union 
1,9 Milliarden DM als „philosophisch“ dargestellt haben 

- es handelt sich immerhin um einen stolzen Betrag in 
Ihrem Haushalt, wie wir erfahren haben -, interessiert 
mich unabhängig davon, ob wir den Kollegen Lothar 
Fischer vielleicht doch einmal als Touristen ins Weltall 
schicken - er wäre der Erste, der fliegt, Frau Kollegin 
Aigner möglicherweise die Zweite; dies wäre unter Um- 
ständen für die Finanzierung des Programms interes- 
sant -, welche mittelfristige und langfristige Planung Sie 
auch angesichts der Klagen des Haushälters der Union für 
die Raumstation und Ariane in Ihrem Haus vorgefunden 
haben. Es muss sich ja um eine umfangreiche Planung ge- 
handelt haben, denn sonst wäre das Klagelied völlig un- 
verständlich. 

(Lothar Fischer [Homburg] [SPD]: Willst du 
mich loswerden?) 

- Nein, ich will dich nicht loswerden. 
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(A) Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: In der mittelfristigen Planung waren leider 
keine großen Mittelsteigerungen vorgesehen. Genau das 
Gegenteil war der Fall. Deshalb habe ich vorhin darauf 
hingewiesen, dass wir im Gegensatz zu unserer Vorgän- 
gerregierung diesen Flaushalt leicht angehoben haben, da- 
mit wir die Forschungsschwerpunkte verfolgen können, 
die wir uns gesetzt haben. Wir werden dadurch zum ersten 
Mal - das muss man in diesem Zusammenhang auch erör- 
tern; es ist wirklich ein Fortschritt in der Raumfahrt und in 
der Weltraumforschung - ein Projekt, nämlich das Projekt 
Galileo, gemeinsam, das heißt aus Mitteln des For- 
schungshaushalts und vor allen Dingen aus Mitteln des 
Verkehrshaushalts der EU, finanzieren. Das hat es bisher 
noch nicht gegeben. Ich finde, das ist ein ganz entschei- 
dender Fortschritt; denn gerade die Forschungspolitiker 
haben über viele Jahre hinweg die Zielsetzung, dass die 
Anwender einen maßgeblichen Finanzierungsbeitrag für 
die Entwicklung von Raumfahrttechnologie sowie für die 
Nutzung erbringen, verfolgt. Die Kosten für die Ariane 
habe ich vorhin bereits genannt. Die Mittel, die wir in dem 
gesamten Bereich Raumtransport einsetzen, haben einen 
Umfang von 213,9 Millionen DM pro Jahr. Dieses kann 
man - wie gesagt - nicht als Peanuts bezeichnen. Es han- 
delt sich um eine durchaus nennenswerte Summe, die wir 
in diesen Bereich investieren. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: So überra- 
schend kommt gleich die Antwort darauf! - 
Jörg Tauss [SPD]: Das mit Fischer bleibt unge- 
klärt!) 

(B) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Vielen 
Dank. - Als nächster Fragesteller kommt der Kollege 
Hans- Josef Fell von Bündnis 90/Die Grünen. 

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Minislerin, von der Opposition haben wir sehr viele 
Detailfragen zu dem Raumfahrtprogramm der jetzigen 
Bundesregierung gehört. 

(Dr. Irmgard Schwaelzer [F.D.P.]: Nicht eine 
ist beantwortet worden!) 

Mich würde interessieren, wodurch sich das jetzt vorge- 
legte Raumfahrtprogramm von dem unterscheidet, das die 
frühere Bundesregierung vorgelegt hat. 

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Ist viel 
ökologischer!) 

Edelgard Bulmahn, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung: Es unterscheidet sich vor allen Dingen 
dadurch, dass es jetzt überhaupt ein Raumfahrtprogramm 
gibt. Das letzte Programm ist vor knapp 20 Jahren be- 
schlossen worden. Ich glaube, es isl auch für das Parla- 
menl wichlig, dass ein längerer Planungszeitraum vor- 
handen ist und erkennbar ist, wo die Schwerpunkte 
gesetzt werden. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU]: Jürgen 
Rüttgers hat von Raumfahrt mehr verstanden 
als Sie!) 


Der größte finanzielle Anteil dieses Raumfahrtpro- (C) 
grammes wird für die Raumstation veranschlagt. Am An- 
fang der Diskussion habe ich darauf hingewiesen, dass 
Deutschland in diesem Bereich Verpflichtungen einge- 
gangen ist, über die ich nicht sehr glücklich bin. Der 
zweitgrößte Anteil entfällt auf die Bereiche Raumtrans- 
port und Erdbeobachtung. An dritter Stelle folgen die Be- 
reiche Kommunikation und Navigation. Die Mittelveran- 
schlagung wird sich zwischen diesen Bereichen sicherlich 
noch ändern und auch erhöhen, weil wir das Programm 
Galileo gemäß den Planungen zu einem großen Teil durch 
den EU- Verkehrshaushalt mitfinanzieren lassen. Darüber 
hinaus wünschen wir uns vor allen Dingen, dass sich die 
Industrie in diesem Bereich entsprechend beteiligt. Allein 
aufgrund des finanziellen Volumens kann man also nicht 
auf die Bedeutung der jeweiligen Bereiche schließen. 
Vielmehr wird das ein sehr wichtiger Baustein sein. 

Die Erforschung des Weltraums erhält im Haushalt 
ebenfalls ein größeres Gewicht. Für diesen Bereich wer- 
den 176,9 Millionen DM eingesetzt. 72,9 Millionen DM 
davon stammen aus dem nationalen Programm, der Rest 
wird im Rahmen der EU-Forschungsprogramme zur Er- 
forschung des Weltraums bereitgestellt. Ich sage dies nur, 
um einige konkrete Beispiele dafür zu nennen, wie wir im 
Rahmen des deutschen Raumfahrtprogramms die finan- 
ziellen Prioritäten setzen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Vielen 
Dank, Frau Bulmahn, für die Beantwortung der Fragen. 

Ich beende die Befragung zu dem Thema der heutigen 
Kabinettssitzung. 

Darüber hinaus gibt es eine Frage des Kollegen Eckart 
von Klaeden von der CDU/CSU-Fraktion an die Bundes- 
regierung. Bitte. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
möchte der Bundesregierung zu dem Bericht des deut- 
schen Botschafters in Washington, Chrobog, über die Un- 
terrichtung des amerikanischen Präsidenten von dem Zu- 
sammentreffen zwischen dem Kanzlerberater Steiner 
und Gaddafi drei Fragen stellen: 

Erstens. Geht die Bundesregierung mittlerweile davon 
aus, dass staatliche libysche Stellen in den Anschlag auf 
die Diskothek „La Belle“ 1986 verwickelt waren? 

Zweitens. Liegen dem Auswärtigen Amt Erkenntnisse 
über diesen Anschlag vor, die bisher der ermittelnden 
Staatsanwaltschaft nichl zur Verfügung gesfellt worden 
sind? 

Drittens. Welche Konsequenzen zieh! die Bundesre- 
gierung aus diesem Vorgang, wenn der Bericht von Herrn 
Chrobog, so wie es jetzt heißt, falsch gewesen ist? 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Zur Be- 
antwortung gebe ich das Wort Herrn Staatsminister Bury. 

Hans Martin Bury, Staatsminister beim Bundeskanz- 
ler: Herr Kollege von Klaeden, die Meldungen, auf die Sie 
Bezug nehmen, beziehen sich auf vertrauliche Gespräche 
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(A) mit ausländischen Staatschefs. Die Bundesregierung 
kommentiert grundsätzlich keine Informationen, die unter 
Verstoß gegen Geheimhaltungsvorschriften weitergege- 
ben wurden. 

Ich will jedoch mit Blick auf Ihre Fragen hinzufugen, 
dass Herr Steiner, der außen- und sicherheitspolitische Be- 
rater des Bundeskanzlers, in der Tat am 17. März 2001 ein 
vertrauliches Gespräch mit dem libyschen Staatspräsiden- 
ten Gaddafi geführt hat. Dabei ging es auch um Fragen der 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus. Gaddafi hat 
sich in diesem Gespräch vom Terrorismus distanziert. 
Über Einzelfälle aus der Vergangenheit wurde nicht ge- 
sprochen. 

Das war zum Punkt Libyen auch Gegenstand des Ge- 
spräches am 29. März in Washington. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Nach- 
frage, Herr von Klaeden. 

Eckart von Kiaeden (CDU/CSU): Herr Staatsminis- 
ter, die Beantwortung meiner dritten Frage fällt nicht un- 
ter die Geheimhaltungsvorschriften. Nach Ihrer Aussage 
ist der Bericht von Herrn Chrobog falsch gewesen. Meine 
Frage lautet: Welche Konsequenzen werden daraus gezo- 
gen? Dieser Bericht hat ja zu erheblichen internationalen 
Irritationen geführt. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Herr 
Staatsminister Dr. Volmer, bitte schön. 

Dr. Ludger Voimer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege von Klaeden, der Bericht von Herrn 
Chrobog muss deshalb nicht falsch gewesen sein, nur weil 
er nicht alle Details des Gespräches wiedergegeben hat. 
Es ist nämlich üblich, dass bei politischen Gesprächen 
mitgeschrieben wird, ohne dass dabei wörtliche Zitate 
oder der genaue Wortlaut des Gesprächs niedergelegt wer- 
den. Es handelt sich in der Regel um eine Zusammenfas- 
sung. Deshalb muss dieser Bericht nicht falsch gewesen 
sein. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Es ist also eine 
Falschmeldung, dass es einen falschen Bericht gegeben 
hat? 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr von 
Klaeden, das Wort erteile immer noch ich. 

Als nächste Fragestellerin hat die Kollegin Irmgard 
Schwaetzer von der F.D.P.- Fraktion das Wort. 

Dr. Irmgard Schwaetzer (F.D.P): Herr Staatsminis- 
ter, verstehe ich Ihre Einlassung über Herrn Chrobog, den 
Botschafter in Washington, richtig, dass diesem erfahre- 
nen Diplomaten, der seit Jahrzehnten im Auswärtigen 
Dienst ist und in sehr hochrangigen Funktionen sowohl in 
Deutschland als im Ausland eingesetzt worden ist, in ei- 


ner so entscheidenden und wichtigen Frage ein Fehler un- 
terlaufen sein sollte? 

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich habe nicht von Fehler gesprochen. Ich habe da- 
von gesprochen, dass Herr Chrobog ein Gespräch zusam- 
mengefasst hat, so wie es üblicherweise der Fall ist. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine 
Nachfrage, bifte schön. 

Dr. Irmgard Schwaetzer (F.D.P): Herr Staatsminis- 
ter, als Erstes möchte ich Sie bitten, den Namen dieses Di- 
plomaten richtig auszusprechen; er sollte Ihnen nach vie- 
len Monaten im Auswärtigen Amt geläufig sein. 

(Zurufe von der SPD: Oh! - Ilse Janz [SPD]: 

Nun ist es aber langsam gut! - Jörg Tauss 
[SPD]: Sollen wir das Parteibuch auch noch er- 
wähnen oder was?) 

Darüber hinaus möchte ich nachfragen. Der Botschaf- 
ter wird sich eine Bemerkung über diesen Teil des Ge- 
spräches nicht aus den Fingern gesogen haben. Meine 
Nachfragen lauten daher: Was ist denn dort besprochen 
worden? Wie erklären Sie sich, dass eine solche Bemer- 
kung in den Bericht des Botschafters aufgenommen 
wurde? 

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Dass die Bemerkung aufgenommen wurde, ist völ- 
lig normal, weil - das habe ich gerade erwähnt - von sol- 
chen Gesprächen nur Zusammenfassungen schriftlich fi- 
xiert werden. 

Zu dem Inhalt des Gespräches selber - darauf hat ge- 
rade Kollege Bury hingewiesen - können wir öffentlich 
nicht Stellung nehmen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Vielen 
Dank, Herr Staatsminister. 

Ich beende damit die Befragung der Bundesregierung. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 

-Drucksache 14/6014- 

Als Erstes rufe ich den Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums der Finanzen auf Zur Beantwortung steht 
die Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Barbara 
Hendricks zur Verfügung. 

Die Frage 1 des Abgeordneten Dietrich Austermann 
soll schriftlich beantwortet werden. Damit kommen wir 
zur Frage 2 des Kollegen Hans Michelbach: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den so genannten Karlsru- 
her Entwurf zur Reform des Einkommensteuergesetzes, und wel- 
che Chancen gibt sie der baldigen Verwirklichung des Konzeptes? 
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(A) Dr. Barbara Hendricks, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Flerr Kollege Michelbach, 
es handelt sich um einen sehr beachtlichen Beitrag zur ra- 
dikalen Steuervereinfachung, der viele gute Ansätze ent- 
hält, aber nach erster Einschätzung in weiten Teilen auch 
erheblicher Kritik begegnen muss. Eine intensive politi- 
sche und fachliche Analyse wird im Bundesministerium 
der Finanzen derzeit vorbereitet. 

Der tragende Gedanke des Reformentwurfs, die 
Grundsätze der Einkommensbesteuerung wieder deutli- 
cher hervortreten zu lassen und das Steuerrecht zu verein- 
fachen, steht allerdings eindeutig im Einklang mit der 
steuerpolitischen Gesamtstrategie der Bundesregierung. 
Mit dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 und 
mit der Steuerreform 2000 haben wir eine Vielzahl frag- 
würdiger Ausnahmetatbestände und Sonderregelungen 
abgebaut, die Struktur der Untemehmensbesteuerung eu- 
ropatauglich ausgestaltet und vereinfacht sowie die Steu- 
ersätze spürbar gesenkt. Die Entlastungen sind bis 2005 
solide finanziert und für Unternehmen und Bürger plan- 
bar. 

Die Vereinfachung des Steuersystems bleibt aber auf der 
steuerpolitischen Agenda. Die Bundesregiemng sieht da- 
rin einen fortbestehenden Schwerpunkt für die nächste Le- 
gislaturperiode. ln diesem Rahmen bietef der „Karlsmher 
Entwurf ‘ einen guten Ansatzpunkt für die Reformarbeit. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Eine Zu- 
satzfrage, Fferr Michelbach? - Bitte schön. 

(B) 

Hans Micheibach (CDU/CSU): Frau Staatssekretä- 
rin, sehen Sie nicht, dass die von Ihnen soeben gepriesene 
Steuerreform gerade einen Ernüchterungsprozess erlebt? 
Das beweisen der Konjunktureinbruch und auch die feh- 
lende Konsumneigung unserer Bürger. Erkennen Sie 
nicht, dass die wesentlichen Fehler dieser Steuerreform in 
den Bereichen der Steuergerechtigkeit und der Steuerver- 
einfachung liegen? Halten Sie die Kirchhof- Vorschläge 
nicht für einen wirklich neuen Ansatz, das Petersberger 
Modell fortzuführen, die Ausnahmetatbestände abzu- 
schaffen und ein wirkliches Niedrigsteuersatzprinzip ein- 
zuführen, um damit eine Vereinfachung des Einkommen- 
steuerrechts und eine materielle Verbesserung für den 
Steuerzahler zu erreichen? 

Dr. Barbara Hendricks, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Zunächst möchte ich die in 
ihrer Frage enthaltenen Unterstellungen bezüglich der 
von uns durchgesetzten Steuerpolitik zurückweisen. Es ist 
nicht so, dass es der von uns schon durchgesetzten Steu- 
erpolitik an Gerechtigkeit mangele. Es ist auch nicht so, 
dass wir es mit einem Konjunktureinbruch zu tun hätten. 
Wir erwarten in diesem Jahr ein stabiles Wirtschafts- 
wachstum von 2 Prozent bis 2,2 Prozent, das allerdings 
niedriger als das Rekordwachstum von 3 Prozent des ver- 
gangenen Jahres ist. Das Wirtschaftswachstum dieses 
Jahres liegt deutlich höher als das durchschnittliche Wirt- 
schaftswachstum der gesamten 90er-Jahre, welches bei 
1 ,3 Prozent lag. Insofern möchte ich auch im Interesse des 


Standortes Deutschland das Wort „Konjunktureinbruch“ (C) 
ganz offiziell zurückweisen. 

Über die mangelnde Gerechtigkeit der von uns schon 
verwirklichten Steuerreform haben wir uns schon an an- 
derer Stelle häufiger gestritten. Wenn Sie allerdings einen 
Vergleich zu dem großen Entwurf ziehen, den Herr 
Kirchhof vorgelegt hat, dann werden Sie mit mir darin ei- 
nig sein, dass man den Entwurf von Herrn Kirchhof- ich 
will ihn nicht verwerfen - gerade unter Gerechtigkeitsge- 
sichtspunkten noch eingehender wird prüfen müssen. 

Was sagen Sie - Sie sind doch mittelstandspolitischer 
Sprecher Ihrer Fraktion - zu dem Vorschlag von Herrn 
Kirchhof, dass es überhaupt keine degressive Abschrei- 
bung mehr geben soll? Was sagen Sie dazu, dass es keine 
Teilwertabschreibung mehr geben soll? Was würden die 
Vertreter der Arbeitnehmer Ihrer Fraktion dazu sagen, 
wenn es in Zukunft keine Entfemungspauschale oder 
keine Steuerfreiheit von Sonntags-, Feiertags- und Nacht- 
zuschlägen gäbe? 

Ich bin gerne bereit, die Vorschläge von Herrn Kirchhof 
nicht nur unter steuerrechtlichen, sondern auch unter den 
damit verbundenen Aspekten der Verteilungswirkung zu 
prüfen. Genau das wird das Bundesfmanzministerium 
vorurteilsfrei tun. Nachdem das geschehen sein wird, 
werden wir wahrscheinlich erkennen, dass die Bezieher 
niedriger und mittlerer Einkommen - unabhängig davon, 
ob es Arbeitnehmer oder Unternehmer sind - eher zusätz- 
liche Lasten zu tragen hätten, wenn man den Vorschlägen 
von Herrn Kirchhof folgte. Ich habe mich bewusst im 
Konjunktiv ausgedrückt; denn zunächst müssen wir seine , 
Vorschläge - auch zahlenmäßig - genauer prüfen. ^ ' 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Eine wei- 
tere Zusatzfrage von Herrn Michelbach, bitte. 

Hans Micheibach (CDU/CSU): Frau Staatssekretä- 
rin, leider darf ich Ihre Fragen an mich nicht beantworten. 
Wenn ich es täte, wäre die Rollenverteilung umgekehrt: 

Wir wären an der Regierung. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Das dauert noch 
länger!) 

Sehen Sie nicht doch einen deutlichen Handlungsbedarf 
in der Steuerpolitik über die jetzige Steuerreform hinaus? 

Ich nenne dabei als Stichworte: Familienleistungsaus- 
gleich, neuer Grundfreibetrag. Hier besteht Handlungsbe- 
darf Hier sind im Kirchhof- Vorschlag 16000 DM pro 
Kopf - auch für das Kind - vorgesehen. 

Sehen Sie durch das zu erwartende Bundesverfas- 
sungsgerichtsurteil nicht auch Handlungsbedarf hinsicht- 
lich einer konsequenten nachgelagerten Besteuerung der 
gesamten Altersvorsorgebeiträge? 

Dr. Barbara Hendricks, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege Micheibach, 
selbstverständlich. Die Bundesregierung wird am 30. Mai 
einen Entwurf zur Fortführung der Bestimmungen zum 
Familienleistungsausgleich - erste Umrisse sind in der 


16516 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 169. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. Mai 2001 


Pari. Staatssekretärin Dr. Barbara Hendricks 

(A) Öffentlichkeit schon bekannt geworden - beschließen und 
dann dem Parlament zuleiten. 


(B) Ich habe Ihnen gesagt: Steuervereinfachung steht wei- 
ter auf der steuerpolitischen Agenda dieser Bundesregie- 
rung. Selbstverständlich werden wir, wenn das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur Besteuerung von Renten 
und Pensionen aller Voraussicht nach in diesem Jahr er- 
folgt, daraus unsere Schlussfolgerungen zu ziehen haben. 
Dabei werden wir aber - das darf ich insbesondere den äl- 
teren Bürgerinnen und Bürgern sagen - darauf Wert legen, 
dass Sozialrenten in der normalen Höhe, wie man sie als 
Sozialrentner überhaupt erreichen kann, nicht von der 
Steuer betroffen sein werden. 


steigt. Nur an diesem Beispiel sehen Sie, dass wir uns 
schon mit der von uns beschlossenen Steuergesetzgebung 
genau in die Richtung bewegen, welche Herr Kirchhof an 
dieser Stelle jetzt vorschlägt. 

Wenn Sie bedenken, welche Risiken weiter gehende 
Maßnahmen mit sich bringen könnten, darf ich Ihnen für 
die Bundesregierung versichern, dass wir bis zum Jahr 
2005 außer den schon von Herrn Michelbach angespro- 
chenen steuerpolitischen Maßnahmen im Einkommen- 
steuerbereich, also bei der Steuerentlastung für Familien 
und bei der wahrscheinlich notwendig werdenden Umset- 
zung eines Bundesverfassungsgerichtsurteils zur Besteue- 
mng von Alterseinkünften, keine weiteren wesentlichen 
Änderungen des Einkommensteuerrechts vorsehen. Aber 
wir werden natürlich auch in der nächsten Legislaturperi- 
ode unsere Reformpolitik fortsetzen. 

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Da ist noch 
der Wähler vor!) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Vielen 
Dank, Frau Hendricks. 

Ich überspringe jetzt zunächst einmal den Geschäfts- 
bereich des Bundesministeriums für Gesundheit und 
komme zum Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. 

(Ilse Janz [SPD]: Warum wird der übersprun- 
gen? Wer nicht da ist, dessen Frage wird nicht 
beantwortet!) 

Zur Beantwortung steht die Parlamentarische Staatsse- 
kretärin Simone Probst zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 5 des Kollegen Rose auf: 

Welche Schritte hat die Bundesregierung zwischenzeitlich un- 
ternommen, um die vom Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit, Jürgen Trittin, bei einer Podiums- 
diskussion am 4. Mai 2001 in Passau gemachten Ankündigungen 
„Macht aus Temelin eine grüne Wiese“ in die Tat umzusetzen? 

Simone Probst, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 
Herr Kollege Rose, Sie fragen nach Äußerungen des 
Bundesumweltministers bei einer Podiumsdiskussion in 
Passau, die vor anderthalb Wochen stattgefunden hat und 
sich mit dem Kernkraftwerk Temelin beschäftigt hat. 
Dazu ist anzumerken, dass die tschechische Regierung 
ihre mehrheitliche Entscheidung, beide Blöcke in Teme- 
lin fertig zu stellen, unter anderem an zwei Bedingungen 
geknüpft hatte: zum einen an die Einhaltung der Inbe- 
triebnahmefristen für Block 1 im September 2000 und für 
Block 2 im Dezember 200 1 und zum anderen an die Ein- 
haltung des Haushaltsvolumens von 98,6 Milliarden 
Tschechischer Kronen. Angesichts der Störfälle, Zeit- 
verzögerungen und kostspieligen Reparatur- und Nach- 
besserungsarbeiten, insbesondere wegen des Ausfalls der 
Hauptturbine, können diese Bedingungen, die bei der 
Entscheidung eine maßgebliche Rolle gespielt haben, 
nicht erfüllt werden. 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Der Kol- 
lege von Klaeden hat zu einer weiteren Frage das Wort. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Frau Staatssekre- 
tärin, darf ich Ihre letzte Einlassung so verstehen, dass wir 
jedenfalls vor 2003 mit einer Umsetzung des Teils der 
Kirchhof- Vorschläge rechnen können, der Ihnen plausibel 
erscheint? 

Dr. Barbara Hendricks, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Nein, Herr Kollege. Das 
würde ich auch in der Tat für nicht zielführend halten. Wie 
Sie wissen, haben wir ein Steuergesetz beschlossen, wel- 
ches bis zum Jahr 2005 seine Wirkung erzielt. Ich habe Ih- 
nen das am Beispiel des Grundfreibetrages deutlich ge- 
macht, der in diesem Jahr bei 14000 DM hegt, im Jahr 
2003 auf 14 500 DM und im Jahr 2005 auf 15 000 DM 


Ich darf daraufhinweisen, dass wir jetzt einen Grund- 
freibetrag von 14000 DM haben, der bis zum Jahr 2005 
schon nach unserer Steuergesetzgebung auf 1 5 000 DM 
steigen wird. Herr Kirchhof schlägt 16000 DM vor. Das 
kann man natürlich nach dem Prinzip „Darf es noch ein 
bisschen mehr sein?“ immer tun, aber einen wesentlichen, 
prinzipiellen Unterschied sehe ich dabei nicht. 

Herr Kirchhof schlägt außerdem vor, auch für jedes 
Kind einen solchen Freibetrag einzuführen. Wir werden 
ab dem nächsten Jahr auch schon bei einem Freibetrag für 
Kinder von über 1 1 000 DM hegen. Herr Kirchhof schlägt 
übrigens vor, diesen Freibetrag in ein gleich hohes Kin- 
dergeld für alle umzuwandeln. Das würde nach seinen 
Vorstellungen bei einem Spitzensteuersatz von 35 Prozent 
rund 470 DM im Monat bedeuten, bei einem höheren 
Spitzensteuersatz wäre es natürlich etwas höher. Damit 
wären aber sehr erhebliche Steuereinnahmeausfälle ver- 
bunden, die auch im Konzept von Herrn Kirchhof nicht 
gedeckt sind, um es vorsichtig auszudrücken. Nach ersten 
Berechnungen wäre mit Haushaltsrisiken von rund 
70 Milliarden DM pro Jahr zu rechnen. Es ist nicht ganz 
von der Hand zu weisen, dass nicht nur der Bund, sondern 
auch die Länder und die Gemeinden das nicht einfach tra- 
gen können. Ich will mich aber trotzdem sehr vorsichtig 
ausdrücken und den Vorschlag nicht in Bausch und Bogen 
zurückweisen. Vielmehr werden wir uns die Teile des 
Konzepts, die uns plausibel erscheinen, natürlich genauer 
ansehen. 
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Pari. Staatssekretärin Simone Probst 

(A) Mit seiner an die tschechische Regierung gerichteten 
Äußerung hat Bundesumweltminister Jürgen Trittin bei 
der Podiumsdiskussion am 4. Mai dieses Jahres in Passau 
seine bekannte Ablehnung des Atomkraftwerks Temelin 
erneuert und gefordert, die Risiken eines zukünftigen Be- 
triebes von Temelin nicht zuzulassen und sich an die von 
der tschechischen Regierung selbst formulierten Bedin- 
gungen hinsichtlich der Zustimmung zur Fertigstellung 
von Temelin vom Mai 1999 zu halten. 

Die Bundesregierung hat brieflich und mündlich wie- 
derholt darauf hingewiesen, dass das Atomkraftwerk 
Temelin Sicherheitsmängel aufweist, die in Deutschland 
einer Genehmigung entgegenstehen würden. Bundesum- 
weltminister Trittin hat deshalb bei jener Podiumsdiskus- 
sion in Passau auch in diesem Punkt - das haben Sie viel- 
leicht der Presse entnehmen können - dem bayerischen 
Umweltminister Schnappauf widersprochen, der seine 
Zustimmung zum Bau und zum Betrieb des Atomkraft- 
werks Temelin lediglich davon abhängig macht, dass die- 
ses Kraftwerk „hinreichend sicher sein müsse“. Ich 
denke, auch der bayerische Umweltminister weiß ganz 
genau, dass es keine Möglichkeit gibt, von der tschechi- 
schen Regierung und vom Betreiber des Atomkraftwerks 
die Beachtung deutscher Standards zu verlangen, wenn 
diese weiter gehen als das, was innerhalb der Europä- 
ischen Union als bloßer Mindeststandard akzeptiert wird. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Zusatz- 
frage, Kollege Rose? - Bitte schön. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Nachdem Bundesmi- 
nister Trittin gefordert hat: „Macht aus Temelin eine grüne 
Wiese“ und ich Ihrer Antwort entnehmen muss, dass er 
keine entsprechenden Schriftstücke oder Ähnliches an die 
tschechische Regiemng geschickt hat, möchte ich fragen, 
ob wenigstens die sozialdemokratischen Mitglieder der 
Bundesregierung mit dem sozialdemokratischen Regie- 
rungschef Zeman in Prag schärfer umgehen als Herr 
Trittin. Denn es ist schließlich zu wenig, wenn er nur ver- 
sucht, bei einer Podiumsdiskussion die Zuhörer zufrieden 
zu stellen; er muss auch etwas Echtes leisten. 

Simone Probst, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 
Herr Rose, Sie wissen, dass eine Podiumsdiskussion si- 
cherlich nicht das Forum ist, bei dem all die Aktivitäten 
zum Tragen kommen, die diese Bundesregiemng in den 
letzten Jahren unternommen hat, um die Sicherheitsbe- 
denken, die es unsererseits hinsichtlich des Atomkraft- 
werks Temelin gibt, vorzutragen und auch unseren Ein- 
fluss auf die tschechische Regierung deutlich zu machen. 

Ganz wesentlich sind nach allen Briefen und Schrift- 
stücken, die auch Ihnen bekannt sind, die Beratungen in 
Richtung des Beitritts der Tschechischen Republik zur 
Europäischen Union. Die Bundesregierung hat ihre Si- 
cherheitsbedenken hinsichtlich Temelin in die Beratung 
der einschlägigen Ratsarbeitsgruppe der Europäischen 
Union eingebracht. Diese finden bei einigen Mitglied- 
staaten, insbesondere bei Österreich, Unterstützung. 


Die Ergebnisse der Bewertung der nuklearen Sicher- (C) 
heit in Tschechien wie auch in anderen Bewerberstaaten 
werden Mitte des Jahres vorliegen. Die Verabschiedung 
eines entsprechenden Rahmens ist für den Rat in Göte- 
borg im Juni dieses Jahres geplant. Die daraus resul- 
tierenden Anforderungen werden anschließend in die 
Beitrittsverhandlungen eingebracht. Der Bundesumwelt- 
minister Trittin hat gerade bei der Podiumsdiskussion zu 
diesem Thema unmissverständlich klargemacht, dass das 
Energiekapitel für den Beitritt Tschechiens zur Europä- 
ischen Union nur dann abgeschlossen werden kann, wenn 
die Temelin-Frage im Beitrittsprozess befriedigend ge- 
klärt worden ist. 

Wir haben uns ja schon in vielen Fragestunden darüber 
ausgetauscht, welche Möglichkeiten die Bundesregierung 
hat, um hier Einfluss zu nehmen. Wir sind - mit Unter- 
stützung der Bevölkerung an der deutsch-tschechischen 
Grenze - aktiv geworden, damit eine Umweltverträglich- 
keitsprüfung durchgeführt werden kann, und haben alle 
diplomatischen Möglichkeiten ausgeschöpft, um unsere 
Auffassung geltend zu machen, dass dieses Kraftwerk ein 
großes Sicherheitsrisiko darstellt. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Weitere 
Zusatzfragen? - Kollege Rose, bitte. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Sähen Sie, Frau Staats- 
sekretärin, eine zusätzliche Möglichkeit der Einfluss- 
nahme durch die Bundesregierung, wenn der Deutsche 
Bundestag mit Mehrheit einen entsprechenden Beschluss 
für Sanktionen oder die Nichtinbetriebnahme von Teme- 
lin fassen würde? Könnte man dann nicht noch deutlicher 
verhandeln? 

Simone Probst, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 

Ich glaube, dass die unterschiedlichen Positionen der 
tschechischen Regierung und der Bundesregiemng in 
aller Deutlichkeit ausgetauscht sind. Sie wissen, dass die 
Nutzung der Kernenergie die souveräne Entscheidung ei- 
nes jeden Staates ist. Ich glaube, was wir getan haben, 
nämlich bei allen Gelegenheiten dafür zu werben, dass die 
Sicherheitsbedenken berechtigt sind, - gerade was die 
Ausfälle im Turbinenbereich und bei den dmckluftfüh- 
renden Leitungen betrifft -, ist dem Ernst der Sache 
ebenso angemessen wie die Verhandlungen, die die Bun- 
desregierung geführt hat. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine wei- 
tere Frage des Kollegen Horst Kubatschka von der SPD- 
Fraktion. 

Horst Kubatschka (SPD): Frau Kollegin, ich habe 
eine Frage, die sich auf das Verhältnis der alten Bundes- 
regierang KohFWaigel zur jetzigen Bundesregierung be- 
zieht: War es nicht so, dass die jetzige Bundesregierung 
die Bemühungen, gegen Temelin die notwendigen Schrit- 
te zu unternehmen intensiviert hat und dass das Handeln 
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Horst Kubatschka 

(A) der alten Regierung die tscheehische Regierung eher dazu 
ermuntert hat, Temelin weiterzubauen? 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Eine wei- 
tere Frage des Kollegen Max Straubinger. 

(B) 


hungen oder ähnliche Maßnahmen zu einem guten Er- 
gebnis kommen. Wir wollen aber, dass die Sicherheitsri- 
siken, die vom Kernkraftwerk in Temelin ausgehen, beim 
Abschluss des Energiekapitels eine entscheidende Rolle 
spielen werden. Im Juni dieses Jahres werden die entspre- 
chenden Ratsgremien tagen und dann werden unsere Be- 
mühungen einen ersten Abschluss finden. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Herr 
Hinsken, hatten Sie sich zu Wort gemeldet? 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Ja!) 

- Eine weitere Frage des Kollegen Hinsken. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass der bayeri- 
sche Umweltminister Schnappauf mit der Bemerkung 
„Die Sicherheit muss hinreichend hergestellt werden“ ge- 
meint hat, dass deutsche Standards zugmnde gelegt wer- 
den? Ich sage das ausdrücklich, damit hier nicht irgendet- 
was verwischt oder verrückt wird, was nicht der Sache 
entspricht. 

Meine Frage an Sie lautet: Inwieweit hat sich der Bun- 
deskanzler in der Zwischenzeit bereit erklärt, sich der Sa- 
che anzunehmen, wie es von ostbayerischen Bundestags- 
abgeordneten und weiteren Politikern abgefordert worden 
ist? Diese verlangen nämlich, auf allen politischen und 
diplomatischen Ebenen ein Höchstmaß an Sicherheit ein- 
zufordern. Sie haben den Bundeskanzler aufgefordert, die 
Inbetriebnahme des tschechischen Atomkraftwerks zu 
verhindern, weil dieses ein enormes Sicherheitsrisiko für 
die dortige Region darstellt. Was hat der Bundeskanzler 
bisher getan? Wie oft schon haben Sie die Möglichkeit ge- 
habt, sich mit ihm in dieser Sache zu beraten? Haben Sie 
von oberster Stelle Flankenschutz bekommen, um die 
Sorgen, die vor allem die Bürger in Ostbayern haben, bei- 
seite schieben zu können? 

Simone Probst, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 
Ich denke, es geht nicht darum, diese Sorgen beiseite zu 
schieben, sondern darum, eine Lösung zu finden. 

Sie sind im ersten Teil Ihrer Frage darauf eingegangen, 
was der bayerische Umweltminister mit seiner Aussage 
gemeint hat. Mein Anliegen ist es, hier noch einmal klar- 
zustellen, dass es nicht nur um die Schaffung von hin- 
reichender Sicherheit geht. Man muss in dieser Diskus- 
sion auch beachten, dass es angesichts dessen, dass in der 
Europäischen Union andere Mindestsicherheitsstandards 
als bei uns akzeptiert werden, keine rechtliche Möglich- 
keit gibt, der Tschechischen Republik deutsche Sicher- 
heitsstandards vorzuschreiben. 

Vor dem Hintergrund der Sorgen der Bevölkerung hat 
das für uns die Konsequenz, noch stärker für die Risiken 
der Kernenergie zu sensibilisieren und im Hinblick auf Si- 
cherheitsfragen deutlich zu machen - Sie wissen, dass das 
Kraftwerk Temelin in seiner Konzeption zwar nicht 1:1, 
aber dennoch in etwa vergleichbar mit Kraftwerken in den 


Max Straubinger (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, 
die Ausführungen des Bundesministers Trittin haben bei 
den Teilnehmern natürlich große Erwartungen geweckt. 
Gehe ich recht in der Annahme, dass seit der Veranstal- 
tung am 4. Mai dieses Jahres die Bundesregierung keine 
weiteren Versuche unternommen hat, hier im Deutschen 
Bundestag eine Mehrheit zu finden, um bei der tschechi- 
schen Regierung zu erreichen, dass Temelin nicht ans 
Netz geht? Gehe ich des Weiteren recht in der Annahme, 
dass die Bundesregierung offensichtlich überlegt, den 
EU-Beitritt Tschechiens von der Inbetriebnahme von Te- 
melin abhängig zu machen? 

Simone Probst, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 
Zum ersten Teil Ihrer Frage: Eine Podiumsdiskussion ist 
ein wichtiger Schritt, sich auch öffentlich zu positionie- 
ren. Eine solche Podiumsdiskussion hat vor anderthalb 
Wochen stattgefunden. Der Bundesumweltminister hat 
sich dort in aller Deutlichkeit geäußert. 

Die Arbeiten, die wir im Bundesumweltministerium 
im Hinblick auf das Atomkraftwerk Temelin zu erledigen 
haben, fallen kontinuierlich an. Jetzt geht es, was die Um- 
weltverträglichkeitsprüfung angeht, darum, in Vorberei- 
tung auf den Europäischen Rat in Göteborg und im Rah- 
men der Beitrittsverhandlungen auch in Bezug auf das 
Energiekapitel unsere Position einzubringen. Ich brauche 
Sie nicht darüber zu belehren, dass wir nicht durch Dro- 


Simone Probst, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 
Ich kann Ihnen zustimmen: Gerade in der letzten Zeit ist 
deutlich geworden, dass wir mit unserer Haltung, den Si- 
cherheitsstandard zu wahren, in Zusammenarbeit mit der 
tschechischen Seite ganz konkret etwas erreicht haben. 
Ich erinnere nur an die Studie, die die GRS durchgeführt 
hat, und an die Zusammenarbeit im trilateralen Prozess 
zwischen Österreich, Tschechien und der Europäischen 
Kommission, woran wir uns von deutscher Seite aus be- 
teiligen. Das sind operative Schritte, um hier wirklich den 
Sicherheitsbedenken Rechnung zu tragen. 

Ein großes Problem ist eben, dass es bei einem Kraft- 
werk, für das 1986 die Genehmigung erteilt wurde, recht- 
lich keine Möglichkeiten mehr gibt, eine umfassende Um- 
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Aber wir 
haben uns damit nicht zufrieden gegeben, sondern in 
Richtung Sicherheit und Umweltverträglichkeitsprüfung 
alles ausgeschöpft, was im Konsens mit den jeweiligen 
Partnern möglich ist. 

Es macht wenig Sinn, nur in die Vergangenheit zu 
blicken. Aber die entsprechende Sensibilität für die Ge- 
fahren der Kernenergie hätte ich mir in der Tat schon 
früher gewünscht. 
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Pari. Staatssekretärin Simone Probst 

(A) USA ist dass dort ein Standard vorherrscht, der hier 
nicht akzeptiert wird. 

Dass Temelin aufgrund der bestehenden Sicherheitsri- 
siken nicht ans Netz geht, ist das Anliegen der gesamten 
Bundesregierung. Da wir aufgrund einer Risikoabwägung 
beschlossen haben, in Deutschland aus der Kernenergie 
auszusteigen, ist unsere diesbezügliche Position sehr 
glaubwürdig. Wir werden unsere Bedenken auf interna- 
tionaler Ebene immer wieder deutlich machen und die 
Zusammenarbeit in den jeweiligen Arbeitsgruppen inten- 
sivieren. Ich hatte vorhin den Prozess von Melk ange- 
sprochen: Wir als deutsche Regierung sollten uns massiv 
in die Diskussion einbringen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Vielen 
Dank, Frau Staatssekretärin. 

Der Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ge- 
sundheit muss nicht aufgerufen werden, weil die beiden 
Fragen des Kollegen Seehofer, die Fragen 3 und 4 schrift- 
lich beantwortet werden sollen. Es wäre schön, wenn man 
so etwas früher erfahren würde. Dann bräuchte die Staats- 
sekretärin nicht umsonst hierher zu kommen. 

Wir kommen dann zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft und Technologie. Zur Beant- 
wortung steht die Parlamentarische Staatssekretärin 
Margareta Wolf zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 6 des Kollegen Dr. Klaus Rose auf: 

Wird die Bundesregierung einen Importstopp für „schmutzi- 
gen“ Strom aus Temelin nach Deutschland verhängen? 

(B) 

Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bun- 
desminister für Wirtschaft und Technologie: Herzlichen 
Dank, Herr Präsident! - Herr Dr. Rose, ich beantworte 
Ihre Frage wie folgt: Die Bundesregierung hält es für 
sinnvoll, die Frage des Imports von „schmutzigem“ 
Strom in enger Abstimmung mit den europäischen Part- 
nern zu lösen. Wir unterstützen deshalb die Europäische 
Kommission in ihren Bemühungen, das Prinzip der 
ökologischen Reziprozität im Rahmen ihrer handelspo- 
litischen Kompetenzen in Verhandlungen mit Drittlän- 
dern in geeigneter Form durchzusetzen. Des Weiteren 
möchte ich Sie auf die Beantwortung der Kleinen An- 
frage Ihrer Fraktion „Kann man Stromimport verbieten? 
Was ist „schmutziger“ Strom?“ vom 15. Januar 2001 
verweisen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Zusatz- 
frage, Kollege Rose. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, 
sind Sie wenigstens bereit, zuzugeben, dass der Begriff 
„schmutziger Strom“ von den Bürgern leichter als der Be- 
griff „ökologische Reziprozität“ verstanden wird? 

Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie: Herr Abgeord- 
neter, diese Ansicht teile ich. Deshalb spricht das Bun- 
desministerium für Wirtschaft und Technologie auch 


grundsätzlich von „schmutzigem Strom“. Der Begriff (C) 
„ökologische Reziprozität“ ist ein Begriff, der in der EU 
benutzt wird und den wir in unseren Verhandlungen natür- 
lich übernehmen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Zweite 
Zusatzfrage, Herr Kollege Rose. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, 
auch der Atomstromkonzem Eon ist an dem ganzen Ge- 
schäft beteiligt. Die Bevölkerung erwartet, dass man 
Druck auf diesen Konzern dahin gehend ausübt, nicht mit 
dem tschechischen Unternehmen CEZ zusammenzuar- 
beiten. Ist die Bundesregierung bereit, entsprechenden 
Druck auf Eon auszuüben? 

Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie: Herr Abgeordne- 
ter, wir leben in einer sozialen Marktwirtschaft. Wir können 
mit Eon Gespräche führen - diese haben auch stattgefun- 
den -, aber wir können keinen Druck auf Eon ausüben. 
Deshalb verwenden wir uns verstärk! in Richfung der EU- 
Kommission, wie ich das vorhin dargestellt habe. Der Bun- 
desminister für Wirtschaft und Technologie hat sich gegen- 
über der Europäischen Kommission dafür ausgesprochen, 
dass die Gemeinschaft im Rahmen ihrer handelspolitischen 
Kompetenzen geeignete Maßnahmen ergreift, um dem 
Prinzip der ökologischen Reziprozität zu entsprechen und 
einer Konterkarierung gleicher Ausgangssituation der 
Stromproduzenten im Wettbewerb entgegenzuwirken. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Vielen 
Dank. Nun kommen wir zur Frage 7 des Kollegen Hans 
Michelbach: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die neuen Richtlinien zu 
Basel II im Hinblick auf die eintretende Finanzierungsver- 
schlechterung für mittelständische Unternehmen und was gedenkt 
sie zu einer Verbesserung der Verhandlungsergebnisse zu tun? 

Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirfschaft und Technologie: Herr Michelbach, 
ich beanfworfe Ihre Frage wie folgt: Die deutschen 
Verhandlungsführer haben durch ihre Verhandlungen in 
Basel deutliche Verbesserungen der ursprünglichen Vor- 
schläge zugunsten der mittelständischen Unternehmen er- 
reicht. - Ich nehme an, das wissen Sie auch. Das neue Pa- 
pier berücksichtigt numuehr alle von der Bundesregierung 
geforderten Punkte. Dazu gehört insbesondere die Zulas- 
sung von internen Ratings. 

Wie sich allerdings die neue Regelung auf mittelstän- 
dische Kreditportfolios konkret auswirken wird, können 
erst Modellrechnungen zeigen. Diese werden im Moment 
durchgeführt. Auf Basis dieser Rechenergebnisse muss 
dann gegebenenfalls eine Neukalibrierung der Parameter 
vorgenommen werden, damit im Schnitt keine Verteue- 
rung für die Eigenkapitalunterlegung herauskommt. Dazu 
besteht aber in Basel auch noch nach Ablauf der Konsul- 
tationsfrist am 3 1 . Mai Gelegenheit. 
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(A) Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Zusatz- 
frage, Kollege Michelbach. 

Hans Michelbach (CDU/CSU): Frau Staatssekretä- 
rin, wie beurteilen Sie Aussagen seitens des Zentralen 
Kreditausschusses heute Morgen im Finanzausschuss, die 
ganz deutlich gemacht haben, dass die Auswirkungen 
eklatant und, je nach Eigenkapitalunterlegung der Banken 
und Portfolio, zu einer Mehrbelastung von 20 bis 50 Pro- 
zent führen werden? 

Wie sehen Sie die in diesem Zusammenhang stehende 
erhebliche Verteuerung der Finanzierungen für den Mit- 
felsfand? Wenn hier - wie Sie sagen - keine klare Be- 
rechnung vorhanden ist, fehlt dann nicht der klare Ver- 
handlungsauftrag? Können Sie sich mit einem Veto 
Deutschlands anfreunden, müssen wir nicht aufgrund der 
speziellen Sicht Deutschlands ein Veto einlegen? 

Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie: Flerr Michelbach, 
leider konnte ich heute Morgen der Sitzung des Finanz- 
ausschusses nicht beiwohnen, weil ich im Wirtschaftsaus- 
schuss war. Aber der Zentrale Kreditausschuss hat die von 
Ihnen genannten Zahlen Anfang der Woche veröffent- 
licht. 

Wir werden das beobachten müssen. In den Arfikeln, 
die ich gelesen habe, konnte der Kreditausschuss die von 
ihm angenommenen Zahlen nicht begründen. Ich denke 
aber - auch vor dem Ffintergrund von Diskussionen mit 

(B) dem Finanzplatz Frankfurt -, dass es vermehrt notwendig 
sein wird, dass die Banken, wie die KfW es schon tut, ihre 
Risiken auf dem Kapitalmarkt absichem, um die Eigen- 
kapitalunterlegung der mittelständischen Unternehmen 
zu sichern. 

Darüber hinaus möchte ich Ihnen sagen, dass diejeni- 
gen, die in Brüssel verhandelt haben, nicht der Meinung 
sind, dass wir ein Veto einlegen sollten. Wir haben uns 
aber dafür ausgesprochen, die Konsultationsfrist über den 
31. Mai hinaus zu verlängern. Dem haben die anderen 
Länder widersprochen. 

Ich feile die Ansichf, dass wir uns dorf weitgehend 
durchsetzen konnten. Wir sollten aber die Modellrech- 
nungen abwarten und dann schauen, was wir in Brüssel 
noch nachverhandeln können. 

Ich möchte zur Beruhigung noch einen Punkt nennen, 
der neulich von Fachleuten der DtA angesprochen worden 
ist. Sie gehen davon aus, dass es im Kontext von Basel II 
gerade bei der Erhebung von Gebühren bei Krediten ei- 
nen neuen Wettbewerb zwischen den öffentlich-rechtli- 
chen Banken und den Raiffeisenbanken geben wird. Ich 
denke, wir sollten diesen Prozess abwarlen. Wenn es sich 
allerdings so entwickell, wie Sie und der Ausschuss es be- 
schrieben haben, ist die Bundesregierung zum Handeln 
gezwungen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Eine wei- 
tere Zusatzfrage, Kollege Michelbach, bitte. 


Hans Michelbach (CDU/CSU): Frau Staatssekre- (C) 
tärin, aus Ihrer Antwort ersehe ich keine konkrete Ver- 
handlungsbeauftragung. Können Sie sich zumindest 
vorstellen, dass die Erfüllung der Forderungen der CDU/ 

CSU zu einer Bedingung für die Zustimmung und den 
Verzicht auf ein Veto gemacht wird? Es geht um folgende 
Punkte: 

Erstens. Der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht 
soll darauf verzichten, für Kredite mit längerer Laufzeit 
eine höhere Eigenkapitalunterlegung zu fordern. Bei 
gleich hohen Krediten an denselben Kreditnehmer sollen 
die Bewertungen also nicht von der Laufzeit abhängen. 

Zweitens. Wichtige Kreditbesicherungsinstrumente 
des Mittelstandes sollen bei der Berechnung der Eigenka- 
pitalunterlegung berücksichtigt werden. 

Drittens. Bei der Verwendung des internen Ratingver- 
fahrens soll der Besitz von Aktien und Beteiligungen von 
Banken an dritten Unternehmen Berücksichtigung finden. 

Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie: Herr Kollege 
Michelbach, nach meiner Kennfnis haben die Verhand- 
lungsführer in Basel genau die von Ihnen angesprochenen 
Punkte eingebracht und diskutiert. 

Zu dem Punkt der Eigenkapitalunterlegung habe ich 
Ihnen eine Strategie aufgezeigt, wie man die Banken vom 
Risiko entlasten und damit die Anforderungen an die Ei- 
genkapitalunterlegung bei kleinen und mittleren Unter- 
nehmen minimieren kann. Ich kann Ihnen nur dringend 
empfehlen, diesbezüglich ein Gespräch mit Herrn Reich, (p)) 
dem Geschäftsführer der KfW, zu führen. 

Im Übrigen nehmen wir Ihre Bedenken durchaus ernst, 
wie Sie bei den Beratungen in den beiden federführenden 
Ausschüssen gemerkf haben. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Vielen 
Dank, Frau Staatssekretärin. - Die Fragen 8 bis 10 sollen 
schriftlich beantwortet werden. 

Wir kommen zu den Fragen des Kollegen Carsten 
Hübner von der PDS-Fraktion, zunächst zu Frage 11: 

Seit wann und mit welchem Bürgschaftsvolumen liegt der 
Bundesregierung der Antrag der Siemens AG auf Übernahme 
einer Hennesbürgschaft für Lieferungen zum in Indien schon seit 
Jahren umstrittenen Megastaudammprojekt Tehri im indischen 
Himalaya-Gebiet vor, über den nach Informationen am 17. Mai 
200 1 im Interministeriellen Ausschuss (IM A) entschieden werden 
soll? 

Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie: Ich beantworte 
Ihre Frage wie folgt: Der Bundesregierung hegt seit Be- 
ginn dieses Jahres ein Antrag auf Gewährung von 
Ausfuhrgewährleistungen für die Lieferung einer Vertei- 
leranlage im Zusammenhang mit dem Wasserkraftwerk 
Tehri vor, über den der Interministerielle Ausschuss noch 
nicht entschieden hat. Die Verteileranlage ist dem im Bau 
befindlichen Wasserkraftwerk Tehri nachgelagert und 
dient der Verteilung des erzeugten Stroms, der damit für 
die Entwicklung des Bundesstaates Uttar Pradesh nutzbar 
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Pari. Staatssekretärin Margareta Wolf 

(A) gemacht werden kann. Sie leistet zudem einen wesent- 
lichen Beitrag für die Versorgungssicherheit des von 
Stromausfällen und Versorgungsengpässen betroffenen 
Großraums Neu-Delhi. 

Weitere Angaben zu den Finanzierungsbedingungen 
des zur Deckung beantragten Geschäfts können aus Grün- 
den des Verfrauensschufzes gegenwärfig nicht gemacht 
werden. Das Geschäft konnte von den Antragstellern bis- 
her nicht endgültig vertraglich abgeschlossen werden. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Zusatz- 
frage des Kollegen Flübner. 

Carsten Hübner (PDS): Meine Zusatzfrage lautet: 
Wann gedenkt der IMA über den vorliegenden Antrag zu 
entscheiden? Gibt es in absehbarer Zeit eine Aufsetzung 
auf die Tagesordnung oder steht die Debatte im IMA im 
Moment noch für unbestimmbare Zeit aus? 

Margareta Woif, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie: Flerr Kollege, 
die Tagesordnung der nächsten IMA-Sitzung steht noch 
nicht fest. Insofern kann ich Ihre Frage nicht beantworten. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Weitere 
Zusatzfrage. 

Carsten Hübner (PDS): Meine zweite Zusatzfrage: 
Hält die Bundesregiemng die Vergabe von Hermesbürg- 
schaffen für das Tehri-Projekt mit Blick auf die Studie der 
Weltstaudammkommission und die kürzlich erarbeiteten 
Hermes-Richtlinien des BMWi für vertretbar? Wenn ja, 
wie bewertet sie die Aussage der Umweltorganisation Ur- 
gewald, dass „eine Reform, die Projekte wie Tehri nicht 
ausschließt, das Papier nicht wert ist, auf dem sie steht“? 

Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie: Herr Kollege 
Hübner, uns ist bekannt, dass insbesondere von deutschen 
NGOs seit Jahren verstärkt Widerstand gegen dieses Pro- 
jekt geleistet wird, der sich natürlich auch im politischen 
Raum niederschlägt. Mir ist bekannt, dass sich die erho- 
benen Bedenken insbesondere auf die angenommene Erd- 
bebengefahrdung, die Umsiedlung und die Wirtschaft- 
lichkeif des Dammprojektes beziehen. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft ist der Auffas- 
sung, dass im Hinblick auf die angesprochene Verteiler- 
anlage diese Punkte nicht von Belang sind, weil die Lie- 
ferung als eigenständiges Projekt zu sehen ist, das dem 
Wasserkraftwerk räumlich, funktional und hinsichtlich 
der zeitlichen Verwirklichung nachgeordnet ist. Im Übri- 
gen hat der Exporteur der Verteileranlage im Hinblick auf 
den bereits, wie Sie wissen, sehr weit fortgeschrittenen 
Bau des Damms keinerlei Einflussmöglichkeiten auf das 
eigentliche Dammprojekt. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Ich rufe 
die Frage 12 des Kollegen Hübner auf: 


Sind der Bundesregiemng die erheblichen Bedenken der ein- 
heimischen Bevölkemng, die geologischen Sicherheitsrisiken 
- Erdbebengebiet die fragwürdige Wirtschaftlichkeit des 
Dammprojektes, zeitweilig erfolgte Baustopps im Ergebnis 
von drei Überprüfungskommissionen sowie die mit dem Stau- 
damm verbundenen Zwangsumsiedlungen von mindenstens 
1 00 000 Menschen aus 1 07 Dörfern und ihre bisher nicht erfolgte 
Entschädigung bekannt und welche Prüfaufträge und Expertisen 
hat die Bundesregiemng erteilt bzw. eingeholt, um ihre Entschei- 
dung gewissenhaft treffen zu können? 

Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie: Herr Kollege, 
die Übernahme von Ausfuhrgewährleistungen setzt vo- 
raus, dass die zu deckenden Geschäfte förderungswürdig 
und unfer Aspekten des finanziellen Risikos vertretbar 
sind. Dies entspricht den Leitlinien, mit denen sich der 
Bundestag vor, so glaube ich, zwei Wochen beschäftigt 
hat. Im zuständigen Interministeriellen Ausschuss für 
Ausfuhrgewährleisfungen werden in diesem Zusammen- 
hang selbstverständlich auch ökologische, soziale und 
entwicklungspolitische Gesichtspunkte geprüft und be- 
wertet. Die Prüfung des Deckungsantrages für die Liefe- 
rung der Verteileranlage im Zusammenhang mit dem 
Staudammprojekt ist noch nicht abgeschlossen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Zusatz- 
frage des Kollegen Hübner. 

Carsten Hübner (PDS): Auch vor dem Hintergrund 
der Tatsache, dass die Prüfung noch nicht abgeschlossen 
ist, frage ich: Auf welche positiven Beispiele - zumal in 
Indien - eines gelungenen, sozial und ökonomisch wie 
ökologisch vertretbaren Programms zur Umsiedlung von 
Menschen in dieser Größenordnung kann das BMZ bzw. 
das BMWi in diesem Zusammenhang bisher verweisen? 
Gibt es also nach dem bisherigen Prüfungsstand positive 
Beispiele, Strukturen, auf die man sich beziehen kann? 

Ich hätte dafür gern ein Beispiel oder vielleicht sogar 
zwei Beispiele gehört. Ich erinnere zum Beispiel an 
die Probleme, die es in diesem Zusammenhang mit 
Maheschwar gab. 

Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie: Herr Kollege, 
ich sprach davon, dass unsere interne Prüfung noch nicht 
abgeschlossen ist. Deshalb kann ich Ihnen keine positiven 
Beispiele nennen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine 
zweite Zusatzfrage. 

Carsten Hübner (PDS): Kann die Bundesregierung 
dann wenigstens bestätigen, dass es im Zusammenhang 
mit friedlichen Protesten gegen die Umsiedlung und das 
Projekt bereits zu Übergriffen der Polizei und Massen- 
festnahmen gekommen ist - etwa am 22. April oder am 
24. April dieses Jahres -, und welche Rückschlüsse lassen 
sich daraus in Bezug auf die bisherige Einbeziehung der 
Bevölkerung in die Projektplanung ableiten? 
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(A) Margareta Wolf, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Technologie: Herr Kollege 
Hübner, Sie wissen, dass bereits im Jahre 1994 mit dem 
Bau dieses Wasserkraftwerkes begonnen wurde - es ist 
jetzt zu 70 Prozent fertig gestellt - und dass die erforder- 
lichen Umsiedlungsmaßnahmen nahezu vollständig abge- 
wickelt worden sind, sodass die Bundesregierung auf die- 
ses Verfahren keinerlei Einfluss mehr hat. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Vielen 
Dank, Frau Staatssekretärin. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums der Verteidigung. Zur Beantwortung der 
Fragen steht der Parlamentarische Staatssekretär Walter 
Kolbow zur Verfügung. 

Die Fragen 13 und 14 des Kollegen Friedrich Nolting 
sollen schriftlich beantwortet werden. 

Wir kommen dann zur Frage 15 der Kollegin 
Hannelore Rönsch: 

In welchen Schritten und nach welchem Zeitplan sollen die 
Leitungsfunktionen der heutigen Wehrbereichsverwaltung IV in 
Wiesbaden zur neuen Wehrbereichsverwaltung West mit Sitz in 
Düsseldorf verlagert werden? 

Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Verehrte Kollegin Rönsch, mit ih- 
rer Erlaubnis und der des Präsidenfen würde ich die Ant- 
worten auf die beiden Fragen gerne im Zusammenhang 
geben. 

(B) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Dann rufe 
ich auch die Frage 16 der Frau Kollegin Rönsch auf: 

In welcher Organisationsform soll der Standort Wiesbaden als 
Teil der neuen Wehrbereichsverwaltung West in Zukunft weiter- 
geführt werden? 

Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Die Zusammenführung der heuti- 
gen Wehrbereichsverwallungen 111 in Düsseldorf und IV 
in Wiesbaden in die künftige Organisationseinheit „Wehr- 
bereichsverwaltung West“ ist zum 1 . Januar 2002 geplant. 
Ab diesem Zeitpunkt besteht in Wiesbaden eine Außen- 
stelle als Organisationseinheit der Wehrbereichsverwal- 
tung West, während die Gesamtleitung der neuen Wehr- 
bereichsverwaltung West sowie die Grundsatz- und 
Steuerungskompetenzen dann bei dem künftigen Mutter- 
haus in Düsseldorf liegen. 

Nach den aktuellen Planungen werden die meisten 
Aufgaben der Wehrbereichsverwaltung mit regionalem 
Bezug auch zukünftig in Wiesbaden geleistet. Die genaue 
Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen Düsseldorf 
und Wiesbaden und die Festlegung eines belastbaren 
Zeitplans der Aufteilung dieser Zuständigkeiten erfolgen 
im Zuge der weiteren Feinausplanung. 

Ich kann an dieser Stelle noch einmal darauf hinwei- 
sen, Frau Kollegin, was der Bundesminister der Vertei- 
digung am 3 1 . Januar 200 1 dem Präsidenten der Wehrbe- 
reichsverwaltung IV auch schrifflich mitgefeilt hat, dass 


nämlich in Wiesbaden etwa 550 Dienstposten verbleiben (C) 
sollen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine Zu- 
satzfrage der Kollegin Rönsch. 

Hannelore Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, ein Kabinettsmitglied hat den Bediens- 
teten gesagt, dass in Wiesbaden überwiegend „einfache 
Verwaltungstätigkeiten“ verbleiben werden. 

Wann werden denn die Mitarbeiter der Wehrbereichs- 
verwaltung IV erfahren, wer in Wiesbaden bleibf und was 
unter „einfachen Verwaltungstätigkeiten“ zu verstehen 
ist? 

Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Frau Kollegin, die Außen- 
stelle der künftigen Wehrbereichsverwaltung West in 
Wiesbaden wird - wenn ich das noch einmal darstellen 
darf-, wie die gesamte territoriale Wehrverwaltung, auch 
in Zukunft an sich ändernde organisatorische Rahmenbe- 
dingungen angepasst werden. Das wird insbesondere 
dann der Fall sein, wenn die Arbeitsabläufe und -verfah- 
ren des Zusammenwirkens zwischen Bundesamt für 
Wehrverwalfung, Wehrbereichsverwallungen und Stand- 
orf Verwaltungen unter Berücksichtigung auch neuer In- 
formationstechnologien untersucht sind. Die sich daraus 
ergebenden Maßnahmen und der Zeitpunkt ihrer Umset- 
zung können nach dem derzeitigen Stand der Untersu- (B) 
chungen mit den Auswirkungen, nach denen Sie mich ge- 
rade gefragt haben, noch nicht hinreichend bestimmt 
werden. Im Inferesse der Beschäftigfen, ihrer Familien 
und ihrer Planungssicherheif werden wir baldmöglichst 
- wie ich gerade ausgeführt habe - belastbare, also ver- 
lässliche Zeitpläne benennen. 

Hannelore Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, ist in den nächsten Wochen für die Mitar- 
beiter der Wehrbereichsverwaltung eine Mitteilung des 
Verteidigungsministeriums auf Staatssekretärsebene ge- 
plant? 

Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Wir streben eine unverzügliche, 
das heißt ohne schuldhaftes Zögern vorgenommene In- 
formation an. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Sie kön- 
nen noch zwei Zusatzfragen stellen, wenn Sie wollen. 

Hannelore Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Ist es 
dem Verteidigungsministerium denn möglich, die betrof- 
fenen Abgeordneten aus der Region zu informieren, so- 
dass sie vielleicht etwas mehr von der Feinplanung erfah- 
ren? 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 169. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. Mai 2001 


16523 


(A) Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Frau Kollegin, das ist uns eine 
vornehme Pflicht. 

(Hannelore Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: 

Herzlichen Dank!) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine Zu- 
satzfrage des Kollegen Willsch. 

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, Sie haben die am 31. Januar verkündete Entscheidung 
angesprochen. Ich frage Sie, ob Sie Verständnis dafür ha- 
ben, dass die Mitarbeiter ein wenig verunsichert sind, 
wenn sie zum einen ein Zitat der Sprecherin des Verteidi- 
gungsministeriums, Birgit Loga, in der Zeitung lesen 
müssen, wonach Pläne, das Gebäude zu räumen, im Mo- 
ment vom Tisch seien, und zum anderen der Sprecher des 
Verteidigungsministeriums, Oberst Jochen Cholin, er- 
klärt, die Bundesbehörde bleibe auf Dauer in der hessi- 
schen Landeshauptstadt. Diese beiden Aussagen stehen ja 
in einem gewissen Widerspruch zueinander. Vielleicht 
können Sie den betroffenen Mitarbeitern durch eine Ant- 
wort auf meine Frage jetzt helfen, etwas mehr Sicherheit 
für die Zukunft zu bekommen. 

Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Herr Kollege, unabhängig von 
diesen Aussagen habe ich volles Verständnis für die Ängs- 
te und Unsicherheiten, die sich aus den Veränderungen im 

(B) Zusammenhang mit der Bundeswehrreform ergeben. Da 
ich in meiner Eigenschaft als bayerischer Abgeordneter, 
der aber hier nicht zu sprechen hat, mit der Zusammenle- 
gung der Wehrbereichsverwaltungen Stuttgart und Mün- 
chen zu tun habe, weiß ich, welche Probleme hier auflau- 
chen. Ich kann Ihnen Zusagen, dass wir alles tun, um 
unverzüglich verlässliche Auskünfte zu geben, damit sol- 
che Unsicherheiten vermieden werden können. 

Ich will hinzufügen, dass mit der Aussage „auf Dauer“ 
sicherlich die Positionierung als Außenstelle gemeint ist, 
um eine regionalnahe Versorgung, wie sie eine Wehrbe- 
reichsverwaltung früherer Art sicherte, zu gewährleisten. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Vielen 
Dank. 

Ich rufe die Frage 17 des Kollegen Wolfgang Gehrcke 
von der PDS-Fraktion auf: 

Trifft es zu, dass - wie in der „Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung“ vom 22. März 200 1 berichtet - der Bundesminister der Ver- 
teidigung, Rudolf Scharping, seinen Antrag auf einstweilige Ver- 
fügung gegen die WDR-Sendung „Es begann mit einer Lüge“ 
vom Februar 2001 zurückgezogen hat? 

Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Herr Kollege Gehrcke, Herr Prä- 
sident, auch hier bitte ich darum, die beiden Fragen des 
Abgeordneten Gehrcke im Zusammenhang beantworten 
zu können. 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Dann rufe (C) 
ich auch die Frage 18 des Kollegen Wolfgang Gehrcke 
von der PDS-Fraktion auf: 

Hat die Bundesregierung im Zusammenhang mit dieser Sen- 
dung eigene Recherchen angestellt? 

Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Das Bundesministerium der Ver- 
teidigung, Herr Kollege Gehrcke, hat eidesstattliche Ver- 
sichemngen, die von Zeugen vor einem Notar abgegeben 
worden sind, dem Rundfunkrat des WDR zugeleitet. Die 
eidesstattlichen Versicherungen widersprechen einhellig 
den Darstellungen des Films „Es begann mit einer Lüge“. 

Das Ergebnis der Beratungen des Rundfunkrates bleibt 
abzuwarten. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine Zu- 
satzfrage, Herr Kollege Gehrcke. 

Wolfgang Gehrcke (PDS): Herr Staatssekretär, Ihre 
Antwort bezieht sich nicht auf meine Frage. Ich habe ge- 
fragt, wamm der Bundesverteidigungsminister seinen an- 
gekündigten Antrag auf einstweilige Verfügung, wie die 
„FAZ“ berichtet, nicht gestellt bzw. zurückgezogen hat. 

Ich weiß es nicht, will aber gerne davon ausgehen, dass 
Sie irgendetwas vorliegen haben. Ihre Antwort passt nicht 
auf meine Frage. Würden Sie meine Frage beantworten? 

Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Das ist meine Antwort auf Ihre 
Frage, die auf eidesstattliche Versicherungen abgezielt hat ^ ' 
und die so behandelt worden ist, wie ich es Ihnen beant- 
wortet habe. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine wei- 
tere Frage? - Bitte. 

Wolfgang Gehrcke (PDS): Entschuldigen Sie, es 
muss doch möglich sein, eine Frage zu lesen. Ich hatte 
nach dem Antrag auf einstweilige Verfügung, der an- 
gekündigt war, aber nicht gestellt oder zurückgezogen 
wurde, gefragt. Darf ich Sie noch einmal präzise fragen: 

Hat der Verteidigungsminister eine einstweilige Verfü- 
gung, wie angekündigt, beantragt oder hat er sie gegebe- 
nenfalls zurückgezogen? 

Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Eidesstattliche Versicherungen, 
von denen ich gesprochen habe, sind im Zusammenhang 
mit einem rechtlichen Prozess zu sehen. Deswegen gebe 
ich Ihnen aus der Sicht der Abläufe diese Antwort zu ei- 
desstattlichen Versicherungen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine wei- 
tere Zusatzfrage. 

Wolfgang Gehrcke (PDS): Ich weiß nicht, warum ein 
Staatssekretär nicht einmal eine Frage richtig lesen kann. 
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Wolfgang Gehrcke 

(A) Ich hatte nicht nach einer eidesstattlichen Versicherung 
gefragt - diese mag es gegeben haben sondern nach 
dem Antrag des Ministers Scharping auf einstweilige Ver- 
fügung. Das ist sicherlich etwas anderes. Würden Sie ge- 
fälligst auf meine Frage antworten und nicht das darstel- 
len, was in Ihrem Hause an Vorabklärungen abläuft. Ich 
habe meine Frage doch eindeutig formuliert. 

Walter Kolbow, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung: Ich antworte Ihnen nicht „gefäl- 
ligst“, sondern aufgrund meines Kenntnisstandes und im 
Gesamtzusammenhang, so, wie ich es für richtig halte. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine wei- 
tere Zusatzfrage. 

Wolfgang Gehrcke (PDS): Ich verzichte darauf, eine 
weitere Zusatzfrage zu stellen; denn hier ist kein Vor- 
wärtskommen. Ich stelle fest: Meine Frage ist - bedauer- 
licherweise - nicht beantwortet worden. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als Präsi- 
dent habe ich keinen Einfluss auf die Art und Weise der 
Beantwortung und den Inhalt der Antworten. 

Der 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Schade, Herr 
Präsident!) 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 

(B) Bau- und Wohnungswesen wird nicht behandelt, weil alle 
Fragen aus diesem Bereich - jedenfalls nach den mir vor- 
liegenden Informationen - schriftlich beantwortet werden 
sollen. - Ich sehe allerdings, dass der Kollege Seifert an- 
wesend ist. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS]: Mir wurde gesagt, dass 
der Staatssekretär krank sei!) 

- Okay. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung. 

Zur Beantwortung steht der Staatssekretär Erich 
Stather zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 22 des Abgeordneten Peter Weiß 
(Emmendingen) von der CDU/CSU-Fraktion auf: 

Trifft es zu, dass das Bundeskanzleramt in einem Kabinetts- 
vermerk zu dem am 4. April 2001 vom Bundeskabinett verab- 
schiedeten Aktionsprogramm 2015 über den Beitrag der Bundes- 
regiemng zur weltweiten Halbierung extremer Armut den 
„kritisch zu beurteilenden Konkretisierungsgrad“ dieses Pro- 
grammes bemängelt und feststellt, dass „die Chancen nicht unbe- 
dingt genutzt worden“ seien, „politische Akzente und Highlights 
zu setzen“, so die „Zeit“ vom 19. April 2001? 

Erich Stather, Staatssekretär im Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: 
Herr Präsident! Herr Abgeordneter Weiß, Ihre Frage be- 
antworte ich folgendermaßen: Das Aktionsprogramm 
2015 der Bundesregierung wurde am 4. April 2001 vom 


Bundeskabinett einvemehmlich verabschiedet. Die Bun- (C) 
desministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung hat die volle und ungeteilte Unterstützung 
des Bundeskanzlers und des Bundeskabinetts bei der Um- 
setzung des Aktionsprogramms. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine Zu- 
satzfrage, Herr Kollege Weiß. 

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, in Ihrer Antwort haben Sie das wiederholt, 
was die Bundesregierung zu den Presseveröffentlichun- 
gen über einen Kabinettsvermerk des Bundeskanzleramts 
bereits erklärt hat. Finden Sie es nicht bemerkenswert, 
dass ausgerechnet das Bundeskanzleramt das vom Kabi- 
nett fonual einstimmig verabschiedete Aktionsprogramm 
durch die Unterstellung, dass diesem Programm die High- 
lights fehlten und es nicht ausreichend konkret sei - ich 
kann übrigens die Kritik des Bundeskanzleramtes nach- 
vollziehen -, konterkariert? Müssen wir nicht davon 
ausgehen, dass dieses Aktionsprogramm letztendlich nur 
vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung getragen werden wird, dass ihm 
also die wesentliche Unterstützung der Spitze der Bun- 
desregierung fehlt? 

Erich Stather, Staatssekretär im Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: 

Herr Abgeordneter, ich habe Verständnis, dass Sie Kritik 
an diesem Programm äußern. Mir ist die von Ihnen er- 
wähnte Kritik des Bundeskanzleramtes nicht bekannt. (D) 
Der Bundeskanzler selbst hat dieses Aktionsprogramm 
unterstützt und öffentlich angekündigt, dass unser 
Aktionsprogramm auf der Konferenz der G 7 und der G 8 
in Genua eine große Rolle spielen werde. Ich kann nicht 
erkennen, dass das Bundeskanzleramt Anlass zu Kritik 
hat. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Bitte 
schön. 

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, nachdem Sie in Ihrer Antwort auf meine 
Frage darauf abgehoben haben, dass die Bundesregierung 
das Aktionsprogramm zur Bekämpfung der Armut ein- 
stimmig verabschiedet hat, möchte ich Sie fragen: Kön- 
nen Sie bestätigen, dass der Bundesfinanzminister dem 
Kabinettsbeschluss nur unter dem Vorbehalt zugestimmt 
hat, dass das Aktionsprogramm keine finanziellen Aus- 
wirkungen auf den Haushalt 2001 und die folgenden 
Haushalte haben darf, und dass dieses Programm folglich 
bis zum heutigen Tag ohne finanzielle Unterfütterung 
bleibt? 

Erich Stather, Staatssekretär im Bundesministerium 
für wirfschaftliche Zusammenarbeif und Enfwicklung: 

Herr Abgeordneter, es ist bekannt, dass der Bundesfi- 
nanzminister bei allen Entscheidungen der Bundesregie- 
rung auf die Festlegungen der Finanzplanung verweist. 
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Staatssekretär Erich Stather 

(A) Der Beschluss des Kabinetts war keine vorgezogene 
Haushaltsberatung. Es ist dem Bundesfinanzminister, 
dem Bundeskanzler und der Bundesministerin für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung klar, dass 
die Umsetzung des Aktionsprogramms eine Rolle in den 
Haushaltsberatungen des Bundeskabinetts spielen wird. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Wir kom- 
men dann zur Frage 23 des Kollegen Weiß: 

Trifft es zu, dass entgegen ursprünglichen Planungen das zur 
Umsetzung des Aktionsprogramms 2015 vorgesehene Nationale 
Dialogforum nicht mit einer Zuordnung zum Bundeskanzleramt 
aufgewertet werden soll? 

Herr Staatssekretär. 

Erich Stather, Staatssekretär im Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: 
Herr Abgeordneter Weiß, ich beantworte Ihre Frage wie 
folgt: Es war immer die Planung, das Nationale Dialog- 
forum unter der Leitung von Bundesministerin 
Wieczorek-Zeul beim BMZ anzusiedeln. Das vom BMZ 
vorgeschlagene und vom Bundeskabinett so beschlos- 
sene Dialogforum 2015 fällt innerhalb der Bundesregie- 
rung nach dem geltenden Ressortprinzip in die fachliche 
Zuständigkeit des Bundesministeriums für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit und Entwicklung. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Zusatz- 
frage. 

(B) 

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, die Bundesministerin für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung hat bei der Vorstellung 
des Aktionsprogramms hier im Deutschen Bundestag am 
4. April und auch heute Vormittag in der Sitzung des Bun- 
destagsausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung noch einmal sehr nachdrücklich darauf 
abgehoben, dass dieses Aktionsprogramm ein Programm 
sein solle, das die gesamte Bundesregierung, alle Ressorts 
der Bundesregiemng, einem bestimmten Ziel, nämlich 
dem Ziel der weltweiten Armutsbekämpfung, verpflich- 
tet, und dass sie für dieses Dialogforum, das geplant ist, 
hochrangige Vertreter der Wirtschaft, der Kirchen und der 
Nichtregierungsorganisationen gewinnen will. 

Wenn dem so ist, frage ich Sie: Müsste dann nicht erst 
recht der Kanzler als derjenige, der die Richtlinienkom- 
petenz hat, der der Vorsitzende des Kabinetts ist und der 
die Aufgabe einer Verpflichtung aller Ressorts am besten 
gewährleisten kann, in dieses Dialogforum mit einbezo- 
gen werden? Ist die Weigerung des Kanzleramtes, für das 
Dialogforum die Zuständigkeit zu übernehmen, wie wir 
das dem Kabinettsvermerk entnehmen können, nicht eine 
Beschädigung, ja geradezu eine Absage an die Funktion, 
die dieses Dialogforum übernehmen soll? 

Erich Stather, Staatssekretär im Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: 
Herr Abgeordneter, bei den vielfältigen Aufgaben des 
Bundeskanzlers ist es richtig - das ist eindeutig unter den 


Beteiligten festgelegt -, dass für das Armutsbekämp- (C) 
fungsprogramm das Bundesministerium für wirfschaftli- 
che Zusammenarbeif und Bundesministerin Wieczorek- 
Zeul zuständig ist und dass sie zu diesem Dialogforum 
einlädt, die Persönlichkeiten beruft und ihm präsidierf. 

Was die Einschäfzung durch das Bundeskanzleramt be- 
trifft, in Form eines Vermerks, den ich nicht kenne und der 
nur aus der „Zeit“ bekannt ist, so war nie vorgesehen, die- 
ses Dialogforum irgendwo anders anzusiedeln. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Weitere 
Zusatzfrage, bitte. 

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, in dem Kabinettsvermerk des Bundes- 
kanzleramtes wird zu Recht bemängelt, dass diesem Pro- 
gramm jegliche Highlights und jegliche Konkretisierung 
fehlen. Wäre vielleicht der Bundeskanzler bereit gewe- 
sen, den Vorsitz in diesem Dialogforum oder die Schirm- 
herrschaft über das Dialogforum zu übernehmen, wenn es 
dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit gelungen wäre, in diesem Aktionsprogramm 
tatsächlich Highlights zu setzen und etwas Konkretes 
festzulegen, zum Beispiel uns einen konkreten Plan vor- 
zulegen, wie diese Bundesregierung das in diesem Ak- 
tionsprogramm angesprochene 0,7-Prozent-Ziel für die 
Entwicklungszusammenarbeit in den kommenden Jahren 
schrittweise erreichen will? 

Erich Stather, Staatssekretär im Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: (-p)^ 
Herr Abgeordneter, was die „Highlights“ und die 
Schwerpunkte dieses Programms betrifft, hat der Bun- 
deskanzler angekündigt, sie mit nach Genua zum G-7/ 
G-8-Gipfel zu nehmen. Ich glaube, das ist ein genügend 
deutliches Zeichen, wie bedeutend dem Bundeskanzler 
dieses Thema ist und wie wichtig ihm die Ansätze dieses 
Programms sind. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Vielen 
Dank, Herr Weiß. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der Ehrentribüne 
haben Mitglieder der Assemblee Nationale aus Paris Platz 
genommen. Ich begrüße Sie herzlich im Namen aller Mit- 
glieder des Hauses. 

(Beifall) 

Wir wünschen Ihnen erfolgreiche Gespräche und einen 
interessanten Aufenthalt in Deutschland. 

Wir setzen die Fragestunde fort und kommen zur 
Frage 24 des Abgeordneten Max Straubinger. 

Gibt es noch Entwicklungshilfemaßnahmen der Bundesrepu- 
blik Deutschland für Simbabwe und werden diese aufgrund der 
derzeitigen politischen Lage in Simbabwe durch die Bundesrepu- 
blik Deutschland eingestellt? 

Herr Staatssekretär, bitte schön. 

Erich Stather, Staatssekretär im Bundesministerium 
für wirfschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: 
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Staatssekretär Erich Stather 

(A) Herr Präsident! Herr Abgeordneter Straubinger, Ihre An- 
frage beantworte ich wie folgt: Die Entwicklungszusam- 
menarbeit der Bundesrepublik Deutschland mit der Re- 
publik Simbabwe ist weitgehendst eingefroren. Die 
letzten Zusagen erfolgten im Jahre 1998. Noch laufende 
Maßnahmen werden auf Basis der bestehenden Verpflich- 
tungen auf niedrigstem Niveau und möglichst bevölke- 
rungsnah fortgeführt, um keine Projektruinen zu hinter- 
lassen. Eine Einstellung der Zusammenarbeit wird 
erforderlich sein, falls Projektpersonal in diesen Vorhaben 
gefährdet ist. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Eine Zu- 
satzffage des Kollegen Straubinger. 

Max Straubinger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
verschiedene andere Länder erwägen, die Entwicklungs- 
hilfe abzubrechen. Wird das die Bundesregierung dem- 
nächst ebenfalls in Erwägung ziehen, wenn die bestehen- 
den Projekte abgewickelt sind? 

Erich Stather, Staatssekretär im Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: 
Herr Abgeordneter, da ich bereits erwähnte, dass wir seit 
1998 keine neuen Verpflichtungen eingegangen sind und 
dies im Augenblick auch nicht vorsehen, bedeutet das ge- 
nau den Schritt, den Sie gerade angedeutet haben. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Eine wei- 
tere Zusatzfrage. 

Max Straubinger (CDU/CSU): Erwägt die Bundesre- 
gierung darüber hinaus, im Rahmen der EU auf andere 
Partner dahin gehend einzuwirken, dass sie die Entwick- 
lungshilfe für Simbabwe einstellen? 

Erich Stather, Staatssekretär im Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: 
Herr Abgeordneter, wir stehen mit unseren europäischen 
Partnern in engem Kontakt. Es gab den Besuch einer Troi- 
ka der EU in Simbabwe - im Rahmen des AKP-Abkom- 
mens nennen wir diese Besuche Konsultationen - und es 
wird durchaus erwogen, ob wir nicht Sanktionen ergrei- 
fen, falls sich die Situation in diesem Land nicht verbes- 
sern sollte. Zu einem solchen Schritt gehören aber meh- 
rere Partner und es gibt in dieser Frage sicherlich etwas 
abweichende Meinungen, was Frankreich und England 
anbetriffl. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Eine wei- 
tere Frage des Kollegen Peter Weiß aus Emmendingen. 

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, da Präsident Mugabe in Simbabwe seine 
Macht im Wesentlichen dadurch stabilisiert, dass er zum 
einen in massiver Weise gegen die Opposition vorgeht 
und versucht, den Oppositionsführer ins Gefängnis zu 
bringen, und sich zum anderen auf die Militärs in seinem 


Lande verlassen kann, weil er in den Kongo einmarschiert (C) 
ist und seine Militärs sich vorwiegend aus Einnahmen aus 
dem Kongo finanzieren, frage ich Sie erstens: In welcher 
Weise wird die Bundesregierung reagieren, falls es 
Mugabe in einem Scheinprozess tatsächlich gelingen 
sollte, den Oppositionsführer ins Gefängnis zu bringen? 

Zweitens: Mit welchen Maßnahmen und mit welcher 
Entschiedenheit wird die Bundesregiemng darauf drän- 
gen, dass das Kongo-Abenteuer von Simbabwe endlich 
beendet wird? Ist ein internationales Einwirken geplant? 

Erich Stather, Staatssekretär im Bundesministerium 
für wirfschaftliche Zusammenarbeif und Enfwicklung: 

Herr Abgeordneter, durch meine Antworten habe ich ers- 
tens deutlich gemacht, dass wir unser finanzielles Enga- 
gement auf ein Mindestmaß, auf die Abwicklung laufen- 
der Projekte, zurückgeschraubt haben. Es gibt keine neue 
Initiative für die Entwicklungszusammenarbeit. Was 
zweitens die Frage nach der Situation im Kongo betrifft, 
ist die Bundesregierung - hier spreche ich sicherlich auch 
für das Auswärtige Amt - der Auffassung, dass nicht nur 
Simbabwe, sondern alle am Konflikt Beteiligten ihr mi- 
litärisches Engagement im Kongo beenden sollten. Drit- 
tens werden wir eine direkte Beurteilung Simbabwes in 
enger Absprache mit unseren europäischen Partnern vor- 
nehmen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Vielen 
Dank, Herr Stather, für die Beanfwortung der Fragen. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Auswärti- (D) 
gen Amfes. Zur Beanfwortung der Fragen steht Herr 
Staatsminister Dr. Ludger Volmer zur Verfügung. 

Ich rufe zunächst die Frage 25 des Abgeordneten Max 
Straubinger auf: 

Unterstützt die Bundesregierung weitere Sanktionen und Boy- 
kottmaßnahmen gegen die Regierung Mugabe, wenn die Über- 
griffe auf Oppositionelle und weiße Minderheiten nicht eingestellt 
werden? 

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Straubinger, Ihre Frage betrifft denselben 
Komplex und Sie fragen danach, ob wir für den Fall, dass 
Übergriffe auf Oppositionelle und weiße Minderheiten 
zunähmen, weitere Sanktionen und Boykottmaßnahmen 
unterstützen würden. Meine Antwort dazu lautet: Ja. Die 
Bundesregierung hat der simbabwischen Seite deutlich 
gemacht, dass sich die bilateralen Beziehungen nachhal- 
tig verschlechtern könnten. Sollte es zu erneuten Über- 
griffen kommen, müsste der Konsultationsprozess gemäß 
Art. 96 des Cotonou-Abkommens eingeleitet werden. Er 
könnte mit der Suspendierung der EU-Entwicklungshilfe 
enden, wie Kollege Stather eben schon ausführte. Aller- 
dings sind wir hierbei auf die Unterstützung unserer Part- 
ner im Kreise der EU angewiesen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Zusatz- 
ffage. 
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(A) Max Straubinger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
gibt es dazu schon konkretere Überlegungen, die über Ihre 
Ausführungen hinausgehen? 

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich kann sagen, was bis jetzt konkret gemacht wurde 
und an welche Dinge man noch denken könnte. Die Bun- 
desregierung handhabt, wie Kollege Stather gerade an- 
deutete, die Entwicklungszusammenarbeit in restriktiver 
Form. Die EZ wurde weitgehend eingefroren, sieht man 
von den gerade genannten Bereichen ab. Auch die Politik 
der Hermesbürgschaften wurde für den öffentlichen Sek- 
tor eingeschränkt. Ansonsten wäre die Einleitung so ge- 
nannter Smart Sanctions, also zielgerichteter Sanktionen, 
möglich. Zu denken wäre vielleicht an Reisewarnungen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Eine Zu- 
satzfrage des Kollegen Weiß. 

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): Herr 
Staatsminister, ich habe vorhin bei meiner Frage an Herrn 
Staatssekretär Stather vom BMZ bereits auf den Zusam- 
menhang zwischen der Machterhaltung von Mugabe in 
Simbabwe und dem militärischen Engagement Simbab- 
wes im Kongo hingewiesen. Mugabe rechtfertigt seinen 
Einsatz im Kongo ja damit, dass er von der offiziellen Re- 
gierung des Kongo zu Hilfe gerufen worden sei. Ich 
möchte Sie deshalb fragen: War dieses Engagement 
Simbabwes im Kongo Thema der Gespräche der Bundes- 

(B) regierung mit Herrn Staatspräsident Kabila junior bei sei- 
nem jüngsten Besuch in Berlin? Ist auf Kabila und seine 
Regierung in dem Sinne eingewirkt worden, dass er die 
zur Rechtfertigung des Engagements dienende offizielle 
Einladung an Simbabwe und andere Staaten zum Ein- 
marsch in den Kongo wieder zurückzieht? 

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, die Bundesregierung ist generell der 
Meinung, dass sich alle Staaten, die an dem Konflikt be- 
teiligt sind, entsprechend dem Lusaka-Abkommen 
bedingungslos aus dem Kongo zurückzuziehen haben. 
Darüber haben wir intensive Gespräche mit verschiede- 
nen Autoritäten der Nachbarstaaten geführt, auch mit Prä- 
sident Kabila. Hinzu kommen ähnlich gerichtete Ge- 
spräche, die Außenminister Fischer in Angola, Burundi 
und Luanda geführt hat. Ich selber habe dieses bei Ge- 
sprächen in Uganda und Kenia sowie auf einer Burundi- 
Konferenz angesprochen. Dies war auch Thema der Kon- 
sultation zwischen der EU und den SADC-Staaten vor 
einem knappen halben Jahr in Botsuana, bei der die EU 
ihre Haltung sehr eindeutig dargelegt hat. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Wir kom- 
men dann zur Beantwortung der Frage 26 des Kollegen 
Albert Deß: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die derzeitige politische 
Lage in Simbabwe und die Situation der Bevölkerung, welcher 
Minderheiten angehören? 


Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen (C) 
Amt: Herr Kollege, Sie fragen nach der derzeitigen in- 
nenpolitischen Lage in Simbabwe. Dazu die Antwort: 
Kriegsveteranen als militanter Arm der Regierungspartei, 
der ZANU-PF, verfolgen alle Oppositionellen und An- 
dersdenkenden, unabhängig von Rasse und Ethnie. Seit 
Anfang 2000 ist eine Politik der Regierung Mugabe zu be- 
obachten, in der zum Zweck des Machterhalts die Frage 
des Eigentums an Grund und Boden vor allem weißer 
Simbabwer oder Ausländer politisch instrumentalisiert 
wird. Etwa 150 weiße Farmer haben mit ihren Familien 
Simbabwe schon verlassen. 

Bereits bei der EU-SADC-Außenministerkonferenz 
- das habe ich gerade erwähnt - in Gaborone im Novem- 
ber 2000 spielte die politische Lage in Simbabwe eine 
wichtige Rolle und wurde von mir und den EU-Partnem 
aktiv aufgegriffen. Dies hat jedoch leider nicht zu einer 
Verbesserung der Lage geführt. Gewalttätige Aktionen 
der so genannten Kriegsveteranen richten sich inzwischen 
mit Billigung oder Duldung der Regierung gegen auslän- 
dische, auch deutsche, Unternehmen und Nichtregie- 
rungsorganisationen. Dabei kam es auch zu Drohungen 
gegen diplomatische Vertretungen. 

Die innenpolitische Lage in Simbabwe spitzt sich wei- 
ter zu. Außenminister Fischer hat in einem Brief an seinen 
simbabwischen Amtskollegen vom 30. April dieses Jah- 
res seine tiefe Sorge angesichts der Übergriffe auf deut- 
sche Institutionen sowie der Drohungen des Vorsitzenden 
der Kriegsveteranen gegen diplomatische Vertretungen 
zum Ausdruck gebracht. Der Minister forderte die sim- (D) 
babwische Regierung nachdrücklich dazu auf, den Schutz 
deutscher Staatsangehöriger und Einrichtungen in Sim- 
babwe zu gewährleisten. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Erste Zu- 
satzfrage. 

Albert Deß (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ange- 
sichts der Tatsache, dass bereits bei der letzten Wahl die 
Opposition behindert wurde, kann man ja nicht mehr von 
einer demokratisch legitimierten Regierung in Simbabwe 
sprechen. Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
dortige Opposition zu unterstützen, damit bei der nächs- 
ten Wahl ein Regiemngswechsel hin zu mehr Demokratie 
stattfmden kann? 

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Es ist nicht die Aufgabe der Bundesregiemng, ge- 
zielt bestimmte politische Kräfte zu unterstützen; wir un- 
terstützen aber Prinzipien und mahnen deren Einhaltung 
an. Bei zahlreichen bilateralen Gesprächen und bei der 
EU-SADC-Konferenz - davon habe ich gerade gespro- 
chen - haben wir das ausführlich getan. Auch in dem ge- 
rade von mir erwähnten Brief hat Minister Fischer das der 
simbabwischen Regierung gegenüber getan. Wir haben 
übrigens den simbabwischen Botschafter in dieser Ange- 
legenheit mehrmals vorgeladen. 
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(A) Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Zweite 
Zusatzfrage, Herr Kollege Deß. 


Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Sie haben gefragt, welche Maßnahmen die Bundes- 
regierung zum Schutz gegen Übergriffe bereits ergriffen 
hat. Dies ist eine Frage, die sich nach Auffassung der 
(®) Bundesregierung in erster Linie an die EU als solche rich- 
tet. Bilateral habe ich - ergänzend - dieses Thema bereits 
im November 2000 im Rahmen der EU-SADC-Außen- 
ministerkonferenz in Gaborone aufgegriffen. Der simbab- 
wische Botschafter in Berlin wurde - wie gerade schon 
gesagt - mehrfach einbestellt, zuletzt am 27. April. 


Albert Deß (CDU/CSU): Herr Staatsminister, in un- 
serem Land haben sich damals viele Menschen und Or- 
ganisationen berechtigterweise gegen die Rassentren- 
nungspolitik in Südafrika gewandt. Wie erklärt die 
Bundesregierung die Tatsache, dass all diese Menschen 
und Organisationen zu der Rassentrennung in Simbabwe, 
die unter umgekehrten Vorzeichen als die in Südafrika 
stattfindet, schweigen? 

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, ich weiß nicht, ob die simbabwische 
Situation genau umgekehrt zu der damaligen Situation in 
Südafrika ist. 

(Albert Deß [CDU/CSU]: Genau nicht!) 

Wir sehen mit großer Sorge - das tun sicherlich die 
meisten von denen, die sich damals gegen das Apartheid- 
regime engagiert haben -, dass in Simbabwe Minderhei- 
ten unterdrückt und Oppositionelle drangsaliert werden. 
Aber dabei handelt es sich nicht nur um Weiße. Man kann 
zwar davon reden, dass es rassistische Einschläge der dor- 
tigen Politik gibt. Aber eine Rassentrennungspolitik, wie 
es sie in Südafrika gab, kann man in Simbabwe sicherlich 
nicht feststellen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr Kol- 
lege Deß, eine weitere Zusatzfrage. 

Albert Deß (CDU/CSU): Ich habe eine weitere Frage 
als Ergänzung zu den Fragen, die Max Straubinger ge- 
stellt hat. Simbabwe erhält Hilfsmittel von der Weltbank 
und vom Internationalen Währungsfonds. Hat die 
Bundesregierung mit diesen Organisationen schon Kon- 
takt aufgenommen, um zu erreichen, dass die Mittel ge- 
strichen werden, wenn sich Regierungschef Mugabe wei- 
gert, in Simbabwe wieder eine demokratische Regierung 
einzusetzen? 

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Wenn es um Sanktionen geht, sind die Vereinten Na- 
tionen gefragt. Was die beiden großen Organisationen an- 
geht, die Sie ansprechen, kann man feststellen, dass das 
Land im Rahmen der jeweiligen Verträge bestimmte Prin- 
zipien einhalten muss. Die Organisationen sind angehal- 
ten, auf die Einhaltung zu achten. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Damit 
kommen wir zur Frage 28 des Kollegen Hartmut 
Koschyk: 

Über welche Kenntnisse verfügt die Bundesregierung über 
Pläne der Regierung Ungarns, in Zusammenarbeit mit verschie- 
denen deutschen Ländern eine Hochschule mit Sitz in Budapest 
mit deutscher Unterrichtssprache zu gründen, und ist die Bundes- 
regierung bereit, dieses Vorhaben in geeigneter Weise zu unter- 
stützen? 

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Koschyk, Sie fragen nach einer Hochschule in 
Budapest mit deutscher Unterrichtssprache. Das Projekt 
einer deutschsprachigen Universität in Budapest wird von 


Die Leiter der diplomatischen Missionen in Harare ha- 
ben förmlich demarchiert. Der deutsche Botschafter un- 
ternahm zahlreiche Demarchen und Interventionen auf 
hoher politischer Ebene. Er sprach mit Präsident Mugabe 
zuletzt am 27. April. Die deutsche Botschaft in Simbabwe 
hat außerdem allgemeine Maßnahmen der Krisenvor- 
sorge eingeleitet, darunter auch eine Aktualisierung der 
Konsularlisten, die nötigenfalls schnelle Kontaktauf- 
nahme zu Deutschen in Simbabwe ermöglichen wird. 

Wie zuvor ausgeführt, richten sich die Übergriffe gegen 
alle Oppositionellen und Andersdenkenden, also nicht nur 
gegen die weiße Minderheit. Ziel unserer Bemühungen ist 
es deshalb, allen betroffenen Bevölkerungsgruppen Unter- 
stützung zukommen zu lassen. Die Bundesregierung un- 
terstützt im Verbund mit den politischen Stiftungen - im 
Lande sind die Friedrich-Ebert-Stiftung, die Konrad- 
Adenauer-Stiftung und die Friedrich-Naumann-Stiftung - 
einen offenen Dialog der politischen Parteien in der sim- 
babwischen Öffentlichkeit. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Zusatz- 
frage, Kollege Deß. 


Albert Deß (CDU/CSU): Es gibt Presseberichte, dass 
auch die Hilfsorganisationen in Simbabwe bedroht wer- 
den. Was unternimmt die Bundesregierung, um deren 
Mitarbeiter dort zu schützen? 

Dr. Ludger Volmer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Wir haben die allgemeinen Maßnahmen zur Krisen- 
vorsorge eingeleitet. Dazu gehört zum Beispiel, dass wir 
die Konsularlisten überarbeiten, in denen diejenigen deut- 
schen Bürger zu finden sind, die dort arbeiten oder leben. 
Wir arbeiten daran, die Logistik so zu organisieren, dass 
für den Fall der Fälle - wir hoffen noch immer, dass er 
nicht eintritt - Evakuierungen durchgeführt werden kön- 
nen. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Damit 
kommen wir zur Frage 27 des Kollegen Deß: 

Was hat die Bundesregierung angesichts von Presseberichten 
über Übergriffe gegen die weißen Minderheiten bisher unternom- 
men, um den Schutz der weißen Bevölkerung zu verbessern und 
zu gewährleisten? 
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Staatsminister Dr. Ludger Volmer 

(A) der Bundesregierung ausdrücklich begrüßt. Es wurde 
vom ungarischen Ministerpräsident Orbän persönlich ins 
Leben gerufen. Ziel der postgradualen ungarischen Elite- 
einrichtung ist es, jungen Hochschulabsolventen aus den 
Ländern Mittel- und Osteuropas sowie aus den deutsch- 
sprachigen Ländern eine praxisnahe Zusatzqualifikation 
in den Fachbereichen Recht, Wirtschaft, Verwaltung und 
Geschichte zu ermöglichen. Die Gründungsveranstaltung 
der deutschsprachigen Universität in Budapest ist für Sep- 
tember 2001 vorgesehen; mit dem Lehrbetrieb soll im 
September 2002 begonnen werden. Als Träger der Uni- 
versität wurde eine - aus ungarischen Budgetmitteln ge- 
speiste - Stiftung eingerichtet. Ungarn hat im Doppel- 
haushalt 2001/2002 etwa 19 Millionen DM für diese 
Universität vorgesehen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf 
Seilers) 

Neben der Bundesregierung wurden die Schweiz, Ös- 
terreich sowie die Länder Baden-Württemberg und Bay- 
ern mit der Bitte um Unterstützung des Projekts ange- 
sprochen. Die beteiligten Länder haben eine - nicht 
institutioneile - Förderung in Aussicht gestellt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Line Zu- 
satzfrage des Kollegen Koschyk. 


(B) 


Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wie wird die Bundesregierung dieses Vorhaben - Sie ha- 
ben gesagt, es werde vonseiten der Bundesregierung be- 
grüßt - unterstützen? Erfolgt die Unterstützung durch 
Mittel aus dem Bereich der auswärtigen Kulturpolitik? 


Dr. Ludger Voimer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Der Stand der konkreten Vorbereitungen ist folgen- 
der - daraus können Sie unseren Beitrag ableiten -: 
Zunächst wurde eine internationale Arbeitsgruppe, die be- 
reits am 14./15. Mai 2001 in Budapest getagt hat, mit der 
Finalisierung einer konzeptionellen Gesamtdarstellung 
beauftragt. Der Arbeitsgruppe gehören Experten aus allen 
beteiligten Ländern an. Die Bundesregierung - das ist 
schon eine Teilantwort - hat den Deutschen Akademi- 
schen Austauschdienst beauftragt, in der Arbeitsgruppe 
mitzuwirken. 

Orientierungspunkt der konzeptionellen Gesamtdar- 
stellung ist die gemeinsame Erklärung der Regierungs- 
chefs Österreichs, Ungarns, Baden-Württembergs und 
Bayerns, die anlässlich des Kleinen Donaugipfels am 
22. Februar 2001 in Ulm verabschiedet wurde. Auf der 
Basis des von der internationalen Arbeitsgruppe vorzule- 
genden Konzepts werden die zwischen Baden- Württem- 
berg, Bayern sowie der Bundesregierung abgestimmten 
konkreten Förderungsmöglichkeiten zu prüfen sein. Zu 
denken wäre etwa an eine Projektförderung durch Stipen- 
dienvergabe, an Dozentenaustausch - Entsendung von 
Professoren und Hochschulexperten - oder an Projekt- 
mittel für den Aufbau einer Bibliothek. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Eine zweite 
Zusatzfrage des Kollegen Koschyk. 


Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Wann wird die Prü- (C) 
fung zur Feststellung des Unterstützungsbeitrages durch 
die deutsche Bundesregierung abgeschlossen sein? 


Dr. Ludger Voimer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Das kann ich im Moment nicht beantworten, weil 
wir warten müssen, wie sich der Fortschritt des Projekts 
konkret entwickelt. Sobald das Planungsstadium so weit 
gediehen ist, dass der konkrete Beitrag festgelegt werden 
kann, informieren wir Sie. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Eine weitere 
Zusatzfrage des Kollegen Heinz Wiese (Ehingen). 

Heinz Wiese (Ehingen) (CDU/CSU): Herr Staatsmi- 
nister, gibt es vonseiten der Bundesregierung Überlegun- 
gen, auch solchen deutschen Minderheiten, die sich in an- 
deren Donauländem aufhalten, den Zugang zu dieser 
deutschsprachigen Universität in Budapest zu ermögli- 
chen? Wären nicht gerade Überlegungen in Richtung 
Rumänien wünschenswert? 


Dr. Ludger Voimer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Es gehört zum Konzept dieser Universität, allen 
deutschsprachigen Minderheiten der Länder Mittel- und 
Osteuropas den Zugang zu ermöglichen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Damit sind 
wir am Ende dieses Geschäftsbereichs. Ich danke Ihnen, 

Herr Staatsminister. (D) 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
des Innern auf Zur Beantwortung steht der Parlamentari- 
sche Staatssekretär Fritz Rudolf Körper zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 29 des Abgeordneten Hartmut 
Koschyk auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung das auch an sie gerichtete 
Positionspapier verschiedener Verbände der Deutschen in Russ- 
land „über die Situation der russisch-deutschen Zusammenarbeit 
bezüglich der Probleme der Russlanddeutschen und der Maßnah- 
men zu ihrer Verbesserung“ und wird die Bundesregierung die 
Anliegen des Positionspapiers in den Dialog mit der russischen 
Regierung zum Zwecke einer Verbesserung der Situation der 
Deutschen in Russland einbringen? 


Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Herr Kollege Koschyk, ich beant- 
worte Ihre Frage wie folgt: Der Inhalt der von Vertretern 
der russischen Bewegung „Wiedergeburt-Einigung-Ein- 
tracht“ - so der Name der deutschen Seite - überreichten 
Unterlagen ist uns bekannt. Ich weiß, dass mit Ihnen ent- 
sprechende Gespräche geführt worden sind und dass Ih- 
nen die Unterlagen bekannt sind. Die Sorgen der russ- 
landdeutschen Verbandsvertreter beziehen sich aktuell 
insbesondere auf die auf russischer Seite offenbar beste- 
henden Unsicherheiten darüber, in welchem Umfang das 
von der russischen Regierung zur Förderung von Russ- 
landdeutschen aufgelegte Zehnjahresprogramm bis 2006 
fortgesetzt wird. 
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(A) Die von deutscher Seite durchgefiihrten Fördermaß- 
nahmen werden auf der Grundlage der von allen Seiten 
begrüßten Konzeption „Aussiedlerpolitik 2000“ im Rah- 
men der mittelfristigen Finanzplanung fortgeführt. Im 
Übrigen werden Vorschläge msslanddeutscher Verbands- 
vertreter zur Verbesserung ihres Status innerhalb der 
russischen Gesellschaft in der deutsch-russischen Re- 
gierungskommission für die Angelegenheiten der Russ- 
landdeutschen erörtert. Deshalb ist beabsichtigt, das 
Positionspapier in der nächsten Sitzung der Re- 
gierungskommission, die aller Voraussicht nach im 
Herbst stattfinden wird, zu behandeln. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seitens: Eine Zu- 
satzfrage. 

Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
Sie haben gerade bestätigt, dass diesem Positionspapier 
von der Bundesregierung ein entsprechender Stellenwert 
eingeräumt wird und dass es in die nächste deutsch-russi- 
sche Konsultation einfließen soll. Hat sich die Bundesre- 
gierung denn auch schon Gedanken über den Teil des 
Positionspapiers gemacht, in dem ein zusätzliches 
deutsch-russisches Regierungsabkommen angedacht 
worden ist, das den Russlanddeutschen und ihren Selbst- 
organisationen auch eine bilaterale Berufungsgrundlage 
geben soll? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Herr Kollege Koschyk, dazu kann 

(B) ich Ihnen keine abschließende Meinung kundtun, zumal 
dieses Positionspapier noch nicht so lange vorhanden ist. 
Sie kennen ein paar Hintergründe, wie dieses Positions- 
papier entstanden ist, welche Sorge dort auch zugrunde 
liegt. Das ist für uns natürlich auch ein ganz gewichtiger 
Anlass, zu schauen, ob diese Sorge berechtigt ist oder 
nicht, auch im Hinblick auf das in Russland zuständige 
Ministerium. Auch das wird Gegenstand unserer Erörte- 
rungen sein. Ich sage Ihnen ganz offen: Da wir Vorhaben, 
dieses Positionspapier auch zur Diskussion zu stellen, 
werden wir das alles vorurteilsfrei beraten und bespre- 
chen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Selters: Eine zweite 
Zusatzfrage. 

Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie selbst eingeräumt haben, dass gewisse Be- 
fürchtungen Vonseiten der russlanddeutschen Organisa- 
tionen auch im Hinblick auf die Berechenbarkeit der 
russischen Minderheitenpolitik und Minderheitenförder- 
politik aus Sicht der Bundesregierung teilweise verständ- 
lich sind, frage ich Sie: Wird denn die Bundesregierung 
diese Unsicherheitssituation ein Stück in die von der Bun- 
desregiemng eingesetzte Zuwanderungskommission ein- 
speisen, damit sie da eine gewisse Berücksichtigung fin- 
det und es in der Zuwanderungskommission nicht zu 
negativen Aussagen im Hinblick auf die weiteren rechtli- 
chen Zugangsmöglichkeiten für russlanddeutsche Aus- 
siedler kommt? 


Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- (C) 
desminister des Innern: Herr Kollege Koschyk, mit Unsi- 
cherheiten oder Besorgnis habe ich gemeint, dass es, wie 
Ihnen auch wohl bekannt ist, in dem zuständigen russi- 
schen Ministerium eine Umorganisation gegeben hat. 

Nach meinem Kenntnisstand bestand die Umorganisation 
darin, eine Abteilung aufzulösen, die für einen bestimm- 
ten Themenkomplex zuständig ist, und daraus wird eine 
gewisse Sorge abgeleitet. So habe ich das jedenfalls ver- 
standen und aufgenommen. Man muss natürlich schauen, 
ob diese Sorge berechtigt oder unberechtigt ist. Auch da- 
rüber muss man reden. Sie wissen aber, dass unser An- 
sprechpartner auch das Ministerium ist. Da kennen Sie 
sich ja bestens aus, das brauche ich Ihnen nicht im Ein- 
zelnen zu erklären. Ich gehe davon aus, dass sich die 
Zuwandemngskommission auch mit dieser Problematik 
und Thematik beschäftigt, kann und will aber keinen Er- 
gebnissen vorgreifen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Selters: Danke 
schön. Nun kommen wir zu einem ganz anderen Thema - 
ich sage das für unsere Zuhörer -, nämlich zum Hunde- 
verbringungs- und -einfuhrbeschränkungsgesetz. Hierzu 
hat die Kollegin Gudrun Kopp zwei Fragen gestellt. 

Ich rufe zunächst die Frage 30 auf 

Dürfen in Deutschland gehaltene Hunde nach einem vorüber- 
gehenden Auslandsaufenthalt derzeit von ihrem Besitzer in das 
Bundesgebiet zurückgebracht werden, oder verstößt das nach 
Auffassung der Bundesregierung gegen das Hundeverbringungs- 
und -einfuhrbeschränkungsgesetz, insbesondere gegen § 2 Abs. 1 ? (D) 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Herr Präsident, schönen Dank für 
die Worterteilung. Das zeigt doch immer die Vielfalt un- 
seres Ministeriums. Die Themenvielfalt ist fast unermess- 
lich. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Selters: Das ist mir 

bekannt, Herr Kollege. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU, der SPD und 
der F.D.P.) 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Ich weiß ja, wem ich das gesagt 
habe. Das habe ich nicht ohne Bedacht gesagt. 

Frau Kollegin Kopp, vielleicht sind Sie so nett, mir zu 
gestatten, dass ich Ihre beiden Fragen im Zusammenhang 
beantworte. Ich gehe davon aus, dass sich die Nachfragen 
auf beide gemeinsam beziehen können. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Selters: Dann rufe 
ich nun auch die Frage 31 auf: 

Welche genauen Rechtsfolgen ergeben sich für den wieder ein- 
reisenden Hundebesitzer in dem genannten Fall, insbesondere im 
Hinblick auf die Mitnahme des Hundes in das Bundesgebiet und 
auf strafrechtliche Verstöße? 
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(A) Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Besitzer von als gefährlich einge- 
stuften Hunden dürfen diese nach einem Auslandsaufent- 
halt in die Bundesrepublik Deutschland zurückbringen. 
Durch Erlass des Bundesministeriums der Finanzen vom 

7. Mai 2001 an die Oberfmanzdirektionen wurde ange- 
ordnet, dass gefährliche Hunde, die von Personen mitge- 
führt werden, die sich bis zu vier Wochen in Deutschland 
aufhalten, gefährliche Hunde aus dem in Deutschland zur- 
zeit vorhandenen Bestand, die aus dem Ausland wieder 
eingeführt/verbracht werden, sowie Dienst- und Be- 
hindertenbegleithunde über jede Zollstelle in die Bundes- 
republik Deutschland eingeführt oder verbracht werden 
dürfen, soweit die Hundehalter über die zur Überprüfung 
der Nämlichkeit der Tiere erforderlichen Papiere verfü- 
gen, zum Beispiel Abstammungsnachweis, Impfpass, We- 
senstestbescheinigung und sonstige Bescheinigungen des 
zuständigen Ordnungsamtes. 

Das Bundesministerium des Innern hat mit Erlass vom 

8. Mai 2001 die Grenzschutzpräsidien über die Ausnah- 
metatbestände unterrichtet und gebeten, die Beamten der 
Bundeszollverwaltung bei der Aufgabenwahrnehmung zu 
unterstützen. 


(B) 


Die oben genannte Regelung ist ein Vorgriff auf eine 
Verordnung nach § 2 Abs. 2 des Hundeverbringungs- und 
-einfuhrbeschränkungsgesetzes, nach der Ausnahmen 
vom Einfuhr- und Verbringungsverbot des Gesetzes fest- 
gelegt werden können. Diese Verordnung wird demnächst 
von der Bundesregierung beschlossen und anschließend 
dem Bundesrat zur Zustimmung vorgelegt werden. Nach- 
teilige Rechtsfolgen für Hundehalter ergeben sich somit 
bei der Einreise in das Bundesgebiet nicht. 


Dritten nannte die Ministeriumsmitarbeiterin Kampf- (C) 
hunde von Diplomaten, die sehr wohl nach Deutschland 
einreisen dürfen, während zum Beispiel amerikanische 
Armeeangehörige in Bayern aufgefordert wurden, ihre als 
Kampfhunde gelisteten Tiere unverzüglich aus dem Land 
zu verbringen bzw. sie schlicht zu töten. 

In all dem sehe ich eine große Ungleichbehandlung. 

Ich frage Sie, ob Sie nicht durch diesen neuen Katalog, der 
per Verordnung erlassen werden soll, einen Kontrollme- 
chanismus in Gang setzen, der der Freizügigkeit in Eu- 
ropa widerspricht und die EU auf den Plan ruft, und ich 
bitte Sie, zu sagen, wie Sie die neue Verordnung unter die- 
sem Gesichtspunkt von Rechtssicherheit und Gleichbe- 
handlung werten. 


Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Erstens, Frau Kollegin Kopp, ist 
diese Verordnung im Entstehen begriffen. Es gibt einen 
ersten Entwurf dazu, der sich in der Abstimmung mit den 
entsprechenden Ressorts befindet. 

Zum Zweiten muss diese Verordnung auch dem Bun- 
desrat vorgelegt werden. Deswegen haben wir zwi- 
schenzeitlich mit so genannten Erlassen gearbeitet: einem 
Vonseiten des Bundesministeriums der Finanzen und un- 
serem an die zuständigen Bundesgrenzschutzbehörden. 
Darin ist eindeutig definiert, an welchen Stellen das Ein- 
fuhr- und Verbringungsverbot nicht gilt. Beispielsweise 
trifft das auch zu - das habe ich Ihnen aber vorhin schon 
einmal in meiner Auflistung genannt - für Dienst- und 
Behindertenbegleithunde. Es ist als notwendig erachtet 
worden, dies entsprechend zu regeln. 


Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Selters: Frau Kolle- 
gin Kopp. 

Gudrun Kopp (F.D.P): Vielen Dank, Herr Präsident. 
- Herr Staatssekretär, das Spektrum von Themen, um das 
sich das Innenministerium kümmern muss, ist häufig so 
weit, dass es manchmal sowohl für Betroffene als auch für 
Politiker schwierig ist, die nötige Rechtssicherheit zu er- 
kennen. Ich nenne Ihnen ein Beispiel. 

Sie wissen, dass die F.D.P-Fraktion die Sinnhaftigkeit 
von Rasselisten infrage stellt, weil wir der Überzeugung 
sind, dass die Gefährlichkeit von Hunden nicht auf eine 
bestimmte Rasse zu beziehen ist, sondern dass diese Frage 
sehr viel individueller gehandhabt werden müsste. Heute 
Morgen im Verbraucherschutzausschuss sagte eine Mitar- 
beiterin vom Verbraucherschutzministerium, dass von 
diesen Erschwernissen bei der Einreise nach Deutschland 
erstens Touristen mit so genannten gefährlichen Hunden 
ausgenommen sein sollen und dass sich Touristen in 
Deutschland zwei bis vier Wochen mit diesen von der 
Bundesregierung so gefürchteten Hunden aufhalten dür- 
fen, dass zweitens auch Dienst-, Begleit- und Blinden- 
hunde von dieser Ausnahme profitieren, obwohl - das ist 
sehr interessant - Sie meinen, dass diese gefährliche 
Hunde und Kampfhunde seien. Dass Sie denken, dass ein 
Kampfhund ein Blindenhund sein kann, zeigt schon, wie 
überfordert man in Fachfragen manchmal sein kann. Zum 


Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Selters: Eine Zu- 
satzfrage. 

Gudrun Kopp (F.D.P): Dienst- und Begleithunde als 
gefährliche Kampfunde - darin liegt eine inhaltliche Wi- 
dersprüchlichkeit. Aber wir kommen sicher noch darauf 

Ich frage Sie, Herr Staatssekretär, plant die Bundes- 
regierung bei alldem, was Sie jetzt schon an Erfahrungen 
mit der Untauglichkeit des Gesetzes haben - neben der 
Unsinnigkeit der Rasseliste wird ja auch der Datenschutz 
massiv ausgehöhlt, auch Bürgerrechte werden aus- 
gehöhlt, etwa die Unverletzlichkeit der Wohnung nach 
Art. 13 -, im Lichte der allerneuesten Erkenntnisse eine 
Rücknahme dieses unsinnigen Gesetzes zugunsten einer 
brauchbaren Regelung, damit eben etwas Sinnvolles ge- 
tan werden kann, vor allen Dingen gegen Halter von ge- 
fährlichen Hunden, damit man von dieser Spezifizierung 
auf Rassen wegkommt? Planen Sie ein neues Gesetzes- 
werk, das diesen Namen auch verdient? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Liebe Frau Kollegin Kopp, ich 
könnte jetzt ganz einfach mit Nein antworten. Aber ich 
will doch noch etwas vorausschicken. 

Sie wissen, dass dieses Gesetz einen relativ langen Vor- 
lauf mit einer zum Teil auch sehr emotional geführten De- 
batte hatte. Das ist Ihnen bekannt, das ist uns bekannt. 
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(A) Dieses Gesetz ist, glaube ich, am 1 . April dieses Jahres in 
Kraft getreten. Das heißt, dieses Gesetz ist überhaupt 
noch nicht sehr lange in Kraft. Das sehen Sie auch daran, 
dass die dann notwendige Verordnung jetzt im Entstehen 
ist und wir in der Zwischenzeit mit Erlassen gearbeitet 
haben. Das hängt damit zusammen, wie dieses Gesetz 
umgesetzt werden soll. 

Ich glaube, es ist wichtig, dann einfach einmal zu 
schauen, wie sich dieses Gesetz in der Praxis bewährt. 
Das sollten wir übrigens auch an anderen Stellen tun. Ich 
weiß ja, dass wir eine etwas unterschiedliche Bewertung 
dieses Gesetzes haben. Das ist bekannt. Ich glaube, ich 
darf auch sagen, dass es kaum Gegenstimmen gegen die- 
ses Gesetz gegeben hat, das ja dann auch noch im Ver- 
mittlungsausschuss war. Mehr will ich dazu nicht sagen. 
Es wurde also von einer breiten Mehrheit getragen, weil 
man der Auffassung war, an dieser Stelle etwas tun zu 
müssen. Ich gebe zu, dass man natürlich schauen muss, 
wenn dieses Gesetz Anwendung findet, ob es sinnvoll ist, 
ob es auch den Zweck erfüllen kann, für den wir es ge- 
macht haben. Aber jetzt schon von neuen Planungen und 
Veränderungen zu reden halte ich für absolut verfrüht. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seitens: Aber das 
Datum 1. April, das Sie genannt haben, war richtig? 

Gudrun Kopp (ED.P): Nein, das war nicht richtig, 
mit Verlaub, es war der 20. April. Aber das ist ja auch egal. 

Fritz Rudoif Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Frau Kollegin Kopp, ich bedanke 
mich für die Berichtigung. Ich glaube, der 20. April ist 
richtig. 

(Gudrun Kopp [F.D.P.]: Darf ich noch einmal 
nachfragen?) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seitens: Ja, Moment, 
ich muss dann erst die Frage 31 aufrufen, die wurde, 
glaube ich, noch nicht beantwortet. 

(Gudrun Kopp [F.D.P.]: Die hat er mit 
beantwortet!) 

- Dann haben Sie noch zwei weitere Fragen. 

Gudrun Kopp (F.D.P): Zu Ihrer Infonuation, Herr 
Staatssekretär: Sowohl die F.D.P-Bundestagsfraktion als 
auch unser Vertreter im Vermittlungsausschuss haben ge- 
gen dieses Gesetz gestimmt. 

Fritz Rudoif Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Das war der einzige. 

Gudrun Kopp (F.D.P): Ja, aber immerhin ist das ge- 
wichtig, weil hier einer Hysterie der Weg gebahnt wurde, 
ohne die nötige Sachkunde zu haben. Ich muss Ihnen sa- 
gen, es wäre sehr viel sinnvoller - die Vorschläge der 
F.D.P. liegen auf dem Tisch -, sich die Halter anzusehen, 
eine Sachkundeprüfung zu verlangen, eine Wesensprüfung 


für die Tiere zu verlangen. Das ist sehr viel sinnvoller, als (C) 
der Bevölkerung eine vermeintliche Sicherheit zu signa- 
lisieren. Aber sei es drum. Sind Sie denn der Meinung, 

Herr Staatssekretär, auch heute noch im Rückblick, dass es 
vertretbar war und ist, ein solches Gesetz ohne eine vor- 
herige fachliche Anhörung auf den Weg zu bringen? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Frau Kollegin Kopp, ich glaube, 
dass die Diskussionen im Vorfeld dieses Gesetzesvorha- 
bens sehr ausführlich, fachlich fundiert und sehr sachlich 
gewesen sind, obwohl sie natürlich zum Teil sehr emotio- 
nal waren. 

Wenn ich das alles gewusst hätte, was Sie ausgeführt ha- 
ben, dann hätte ich Sie zu den diesbezüglichen Verhand- 
lungen eingeladen. Ich habe nämlich dieses Gesetzesvor- 
haben in Vorbereitung auf den Vermittlungsausschuss mit 
den verschiedensten auf Bundesebene beteiligten Ressorts 
auf der einen und den Ländervertretungen auf der anderen 
Seite verhandelt. Sie wissen, dass es da sehr unterschied- 
liche Auffassungen gegeben hat. Aber man hat sich dann 
auf das jetzige Vorgehen verständigt. Ich habe mich da- 
rüber gefreut - das sage ich sehr deutlich -, dass dieses Vor- 
haben im Vermittlungsausschuss eine sehr breite Mehrheit 
gefunden hat. 

Ich will hier deutlich festhalten: Lassen Sie uns doch 
einmal abwarten, ob diese Maßnahme zielgerichtet das er- 
reicht, was wir erreichen wollen. Es wäre aber eine 
falsche Haltung, wenn man jetzt sagen würde: Augen zu 
und durch! Und: Wir sind nicht bereit, gegebenenfalls 
über Folgewirkungen zu sprechen. (D) 

Aber wir sollten im Hinblick auf die Anwendung ein 
bisschen Zeit ins Land gehen lassen und dann, falls nötig, 
die Diskussion wieder aufnehmen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Selters: Eine letzte 
Zusatzfrage. 

Gudrun Kopp (F.D.P): Ich freue mich, dass Sie zu 
weiteren und neuen Verhandlungen bereit sind. In der 
Zwischenzeit sind natürlich Hunderttausende von Hunde- 
haltern diskriminiert worden. 

Herr Staatssekretär, die EU-Kommission hat Sie ja auf- 
grund der Rasseliste, die wegen der Importbeschränkung, 
die damit verbunden ist, gegen EU -Recht verstößt, gebe- 
ten, wissenschaftliche Beweise für die Rechtfertigung ei- 
ner solchen engen Rasseliste beizubringen. Sie haben 
diese so genannten Beweise vorgelegt. Ich sage deshalb 
„so genannt“, weil es kein wissenschaftlich anerkanntes 
Gutachten gibt, das eine solche Rasseliste rechtfertigt. 

Aber sei es drum. Rechnen Sie als Bundesregierung mit 
einem von der EU initiierten Vertragsverletzungsverfah- 
ren oder sehen Sie das Problem damit als erledigt? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Ich habe derzeit keinen Anlass, 
ins Kalkül zu ziehen, dass wir mit einem Vertragsverlet- 
zungsverfahren seitens der EU zu rechnen haben. Ich 
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Pari. Staatssekretär Fritz Rudolf Körper 

(A) kann mich erinnern, dass Sie schon einmal eine Frage zu 
diesem Themenkomplex gestellt haben. Da habe ich Ih- 
nen erklärt - lieber Herr Kollege Kolb, auch Sie sind bei 
solchen Fragen immer anwesend; man hat ja in dieser Fra- 
gestunde so seine Fangemeinde; das ist richtig schön 
dass die EU diesem Gesetzesvorhaben in der vorge- 
schriebenen Frist nicht widersprochen hat; das wieder- 
hole ich ganz ausdrücklich. Das ist ein ganz wichtiger 
Fakt, der in der Diskussion über diesen Themenkomplex 
im Hinblick auf die Position der EU nicht außen vor blei- 
ben sollte. 

(Gudmn Kopp [F.D.P.]: Warten wir es ab!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seitens: Eine Zu- 
satzfrage des Kollegen Eckart von Klaeden. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, Sie haben im Zusammenhang mit dem vorübergehen- 
den Auslandsaufenthalt von einer sich im Werden befin- 
denden Verordnung gesprochen. Ich möchte Sie fragen, 
ob diese Verordnung für die Betroffenen nach einem län- 
geren Auslandsaufenthalt auch den Nachweis von Sprach- 
kenntnissen vorsieht. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Lieber Herr Kollege von Klaeden, 
ich mache folgenden Vorschlag: Ich überreiche Ihnen die- 
sen Verordnungsentwurf, Sie lernen ihn auswendig und in 

(B) der nächsten Fragestunde werde ich Sie abhören. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
CDU/CSU - Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: 

Ich bin begeistert!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Selters: Nun kom- 
men wir zur polizeilichen und justiziellen Zusammenar- 
beit zwischen Deutschland und Österreich. Ich rufe die 
Frage 32 des Kollegen Dietmar Schlee auf: 

Weshalb hat die Bundesregierung, trotz des Drängens der in 
der Hauptsache betroffenen Länder Baden-Württemberg und 
Bayern sowie der Republik Österreich, die Verhandlungen über 
einen Staatsvertrag über die polizeiliche und justizielle Zusam- 
menarbeit zwischen Deutschland und Österreich noch nicht auf- 
genommen? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Herr Kollege Schlee, ich beant- 
worte Ihre Frage wie folgt: Deutschland hat bereits 1997 
mit Österreich ein Abkommen über die polizeiliche 
Zusammenarbeit abgeschlossen. Dieses Abkommen er- 
gänzt im bilateralen Verhältnis beider Staaten die Rege- 
lungen des Schengener Durchführungsübereinkommens. 
Es ist aber erklärtes Ziel der Bundesregierung, mit Öster- 
reich - so wie mit weiteren Nachbarstaaten - die grenz- 
überschreitende polizeiliche und justizielle Zusammenar- 
beit einschließlich ihrer jeweiligen vertraglichen Grund- 
lage beständig weiter auszubauen und zugleich auf eine 
Fortentwicklung der einschlägigen EU-Bestimmungen 
hinzuwirken. 


Derzeit finden sowohl mit Österreich als auch mit wei- 
teren Staaten, insbesondere beispielsweise mit Polen, ent- 
sprechende Gespräche hierzu statt. Lassen Sie mich aber 
in diesem Zusammenhang auf die allein in dieser Legis- 
laturperiode vielfältigen vertragspolitischen Aktivitäten 
hinweisen. Ich nenne den deutsch-schweizerischen Ver- 
trag über polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit von 
1999, den deutsch-belgischen Vertrag über polizeiliche 
Zusammenarbeit von 2000 und den deutsch-tschechi- 
schen Vertrag über Rechtshilfe und polizeiliche Zusam- 
menarbeit von 2000. Mit der Unterzeichnung des deutsch- 
dänischen Vertrages über polizeiliche Zusammenarbeit 
im März dieses Jahres konnte eine Lücke im System bila- 
teraler Abkommen über die grenzüberschreitende polizei- 
liche Zusammenarbeit geschlossen werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Zusatzfrage, 
Kollege Schlee. 

Dietmar Schiee (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
haben auf das Abkommen vom 16. Dezember 1997 abge- 
hoben. Richtig, das Abkommen ist geschlossen worden. 
Es ist eine Art Rahmenabkommen 

(Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär: 

Korrekt!) 

für die polizeiliche Zusammenarbeit und auch die Zu- 
sammenarbeit im Bereich des Zolls. In diesem Abkom- 
men vom 16. Dezember 1997 ist fixiert, dass die Republik 
Österreich und die Bundesrepublik Deutschland unmittel- 
bar nach Unterzeichnung des Abkommens den Rahmen 
ausfüllen, also Fragen der grenzüberschreifenden Krimi- 
nalitätsbekämpfung und der grenzüberschreitenden Ge- 
fahrenabwehr in einem dieses Rahmenabkommen ausfül- 
lenden Abkommen geklärt werden sollen. 

Herr Staatssekretär, können Sie mir die Frage beant- 
worten - Sie haben auf eine Vielzahl von Abkommen hin- 
gewiesen, die abgeschlossen wurden: mit Belgien und 
vielen anderen Staaten warum Sie nicht endlich mit den 
Verhandlungen über gerade dieses Abkommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Bereich der 
Kriminalitätsbekämpfung - wenn Sie an Baden-Würt- 
temberg und Bayern denken, wird das rasch deutlich, und 
wenn Sie an die Entwicklung in Osteuropa denken, noch 
deutlicher - beginnen? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Lieber Kollege Schlee, was Sie 
beschreiben, ist richtig, dass also dieses Abkommen, das 
damals vereinbart worden ist, der - lassen Sie es mich 
einmal so formulieren - Weiterentwicklung und Umset- 
zung bedarf Sie sehen aber an unseren vielfältigen Akti- 
vitäten, insbesondere an dem deutsch-schweizerischen 
Polizeivertrag, dass wir ganz genau wissen, wie die Ver- 
tragserfüllung bzw. der Vertragsausbau und die Weiter- 
entwicklung aussehen sollen. An der Vielzahl der Akti- 
vitäten sehen Sie auch, dass das für uns ein ganz wichfiges 
Thema ist. Wir werden die Verhandlungen mit Österreich 
fortführen. Hier ist nichts hineinzugeheimnissen, etwa 
dergestalt, dass es besondere Gründe dafür gibt, dass wir 
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Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seitens: Liebe Kol- 
leginnen und Kollegen, die unterbrochene Sitzung ist wie- 
der eröffnet. 

Ich rufe Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

Auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU 

Haltung der Bundesregierung zur Absicht des 
Bundesarbeitsministers, künftig über 58- 
jährige Arbeitslose und Personen, die sich nur 
vorübergehend arbeitslos gemeldet haben, aus 
der Arbeitslosenstatistik herauszunehmen 


Pari. Staatssekretär Fritz Rudolf Körper 

(A) dieses Stadium erreicht haben. Wir haben die Absicht, 
dies in gleicher Richtung weiterzuentwickeln und umzu- 
setzen, wie Sie es beschrieben haben und wie wir es an- 
hand anderer Beispiele - wenn auch hier und da differen- 
ziert - getan haben. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, an- 
gesichts der von Ihnen gegebenen Schilderung des Sach- 
standes frage ich Sie: Können Sie mir Zusagen, dass die 
Verhandlungen im Laufe der nächsten Monate, also auf 
jeden Fall noch in diesem Jahr, aufgenommen werden? 

Fritz Rudoif Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Lieber Herr Kollege Schlee, ich 
sage immer nur das zu, was ich auch sicher einhalten 
kann. Ich möchte auf Ihre Frage so antworten: Diese 
Frage hat für uns große Bedeutung und wir werden dieses 
Polizeiabkommen im Auge behalten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Wir kom- 
men zur Frage 33 des Kollegen Dietmar Schlee: 

Ist es zutreffend, dass das Bundesministerium der Justiz die 
Aufnahme entsprechender Verhandlungen bisher blockiert hat, 
und wenn ja, aus welchen Gründen? 

Fritz Rudoif Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Lieber Kollege Schlee, dies ist 
nicht zutreffend. 


Dietmar Schiee (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie sagen, es ist nicht zutreffend, dass das Jus- 
tizministerium diese Verhandlungen blockiert hat, möchte 
ich insbesondere mit Blick auf das EU-Vorgehen in Sachen 
Österreich fragen, ob das Kanzleramt diese Verhandlun- 
gen blockiert, also etwa gesagt hat, in dieser Phase werde 
über dieses Abkommen nicht verhandelt. In dem Abkom- 
men I ist die Ausfüllung in einem Abkommen II, und zwar 
unmittelbar nach Unterzeichnung, zugesagt worden. Dies 
muss doch über die Arbeitsbelastung des Innenministe- 
riums hinaus einen konkreten Hintergrund haben. Deshalb 
frage ich Sie: Hat das Kanzleramt diese Verhandlungen 
verzögert oder blockiert? 


Ich eröffne die Aussprache. Ich gebe der Kollegin 
Birgit Schnieber-Jastram, CDU/CSU-Fraktion, das Wort. 

Birgit Schnieber-Jastram (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im letzten Jahr 
der Regierung Kohl hat es 4,278 Millionen Erwerbslose 
gegeben. Nach gut zwei Jahren rot-grüner Regierung gibt 
es 4,293 Millionen Erwerbslose. 

(Dr. Thea Dückert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Quatsch!) 

- Ich warte auf Ihre Erregung. Da ist sie schon. 

Wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von den 
Regierungsfraktionen, meine Aussage jetzt als unseriös 
und irreführend bezeichnen, dann gebe ich Ihnen Recht. 
Aber diese unseriöse Art des Vergleichs von Arbeitslo- 
senzahlen hat Bundeskanzler Gerhard Schröder in seinem 
berüchtigten „Bild“-Zeitungs interview zum Arbeitsmarkt 
eingeführt. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Er hat damals die Wintermonate mit naturgemäß hoher 
Erwerbslosigkeit des Jahres 1998 mit dem naturgemäß 
niedrigeren Jahresdurchschnitt seines ersten Regierungs- 
jahres verglichen. So kam er zu dem irreführenden Er- 
gebnis, die Arbeitslosigkeit habe um eine Million abge- 
nommen. Mein Vergleich ist nur der Umkehrschluss des 
schröderschen Hütchenspielertricks zum Arbeitsmarkt. 
Meine Aussage zu Beginn ist genauso richtig oder falsch 
wie die des Bundeskanzlers in seinem Interview in der 
„Bild“-Zeitung. 

Sie haben völlig Recht: Die Methode des Bundeskanz- 
lers ist unseriös, inkorrekt und Trickserei. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der F.D.P.) 

Wer in dieser Art - noch dazu als Bundeskanzler - die Öf- 
fentlichkeit bewusst irreführt, dem muss das Wasser sei- 
ner eigenen großspurigen Versprechungen schon bis zum 
Halse stehen. Tricksen und Täuschen ziehen sich wie ein 
roter Faden durch Ihre Regierungspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Tatsache ist: Saisonbereinigt verharrt die Arbeitslosig- 
keit in Deutschland seit einem halben Jahr auf gleich ho- 
hem Stand. Es ist klar, dass dies der Bundesregierung Sor- 


Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Lieber Herr Kollege Schlee, das, 
was Sie in Bezug auf das Bundeskanzleramt fragen, kann 
ich nicht bestätigen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Seiters: Es gibt 
keine weiteren Zusatzfragen. Damit sind wir am Ende der 
Fragestunde. 

Es gibt eine interfraktionelle Vereinbarung - es sind 
auch noch nicht alle Redner anwesend -, die Aktuelle 
Stunde um 15.35 Uhr zu beginnen. Ich unterbreche also 
für wenige Minuten. 

(Unterbrechung von 15.29 bis 15.35 Uhr) 
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Birgit Schnieber-Jastram 

(A) gen bereitet. Allerdings sorgt sie sich nicht um die knapp 
4 Millionen offiziell Erwerbslosen, sondern sie sorgt sich 

- hochinteressant - um die Statistik. Soweit aus den zum 
Teil völlig widersprüchlichen Meldungen aus dem Ar- 
beitsministerium und den Medien klar wird, sollen jetzt 
verschiedene Gruppen von Erwerbslosen aus der Ge- 
samtstatistik ausgegliedert und neben die Statistik gestellt 
werden. Neben die Statistik stellen kann eine Menge hei- 
ßen. Nach meinen Erfahrungen mit dieser Regierung 

- nehmen Sie mir das nicht übel - denke ich dabei auch 
an Zahlenmanipulationen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie wollen zum Beispiel die über 58-Jährigen, die dem 
Arbeitsmarkt nicht mehr zur Verfügung stehen wollen und 
auf ihre Rente warten, gesondert ausweisen. Die Größe 
dieser Gruppe - das sind rund 200 000 Menschen -, die 
Arbeitslosengeld unter erleichterten Voraussetzungen 
nach § 428 SGB III beziehen, ist jedoch im Monatsbericht 
der Bundesanstalt für Arbeit nachzulesen. Sie wird oh- 
nehin nicht in die Statistik eingerechnet. 

Nach anderen Berichten sollen alle über 58-Jährigen 
gesondert neben der offiziellen Arbeitslosenstatistik aus- 
gewiesen und als quasi nicht vermittelbar aus der Er- 
werbslosenzahl herausgerechnet werden. Dies hingegen 
ist eine neue Qualität des Umgangs mit älteren Menschen, 
über die wir einmal gesondert sprechen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der F.D.R - Johannes Singhammer 
[CDU/CSU]: Pfui!) 

(B) Es ist aus den bisherigen verschiedenartigen Verlaut- 
barungen gar nicht genau zu erkennen, zu welchen neuen 
Erkenntnissen die Statistikumstellung führen soll. Es ist 
nicht erkennbar, dass mit den Änderungen die 
Erwerbslosenzahlen tatsächlich transparenter und diffe- 
renzierter dargestellt werden und die Vermittlung arbeits- 
loser Menschen erleichtert wird. Das aber ist der ent- 
scheidende Punkt: die Vermittlung erwerbsloser 
Menschen, vor allem der langzeitarbeitslosen, deren Zahl 
innerhalb der Gesamtstatistik in Gesamtdeutschland sta- 
gniert und in Ostdeutschland rapide zugenommen hat. 
Deshalb hat es keinen Sinn, an der Berechnungsgrund- 
lage herumzudoktem. Wir müssen vielmehr die Ziel- 
gruppenorientierung der arbeitsmarktpolitischen Maß- 
nahmen verbessern. 

Anstatt Hunderttausende von älteren Menschen aus der 
Statistik herauszurechnen, brauchen wir effiziente Pro- 
gramme zu ihrer Qualifizierung. Wir brauchen bessere 
Früherkennungsverfahren, um potenzielle Langzeitar- 
beitslose herauszufiltem und durch frühzeitige Maßnah- 
men eben die längerfristige Arbeitslosigkeit zu verhin- 
dern. Und wir brauchen - daran fehlt es in der 
Arbeitsmarktpolitik besonders - reale Bewertungskrite- 
rien für den Erfolg arbeitsmarktpolitischer Programme. 

Bei Ihnen zähll schon eine hohe Teilnehmerzahl als Er- 
folg. Was aber für den einzelnen Teilnehmer zählt, ist 
seine dauerhafte Vermittlung auf dem ersten Arbeits- 
markt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 


Dieses entscheidende Kriterium wird von der Bundesan- 
stalt für Arbeit in den meisten Programmen eben nicht 
fcstgestellt. 

Warum setzen Sie nicht an diesem Punkt an? Warum 
gehen Sie nicht zum Beispiel auch daran, die internatio- 
nale Vergleichbarkeit von Arbeitsmarktdaten zu verbes- 
sern? Damit könnten die Bürger besser sehen, wie mise- 
rabel Ihre Bilanz im Wettbewerb mit anderen Ländern ist. 

Neue Statistiken und Berechnungsgrundlagen müssen 
nicht schlecht sein, aber sie sollten sinnvoll sein und 
tatsächlich einen neuen Aspekt eines Sachverhaltes auf- 
zeigen. Das kann ich bei den von Ihnen vorgeschlagenen 
Änderungen wirklich nicht entdecken. Angesichts der 
vielen Tricksereien, des großen Täuschens, das diese Bun- 
desregierung in den letzten zweieinhalb Jahren gerade bei 
den Arbeitsmarktzahlen immer wieder praktiziert hat, 
habe ich bei allen Änderungen aus dem Hause Riester ein 
gesundes Misstrauen. 

Gute Politik beginnt damit, liebe Kolleginnen und Kol- 
legen, dass man feststellt, was ist; schlechte Politik - und 
dafür ist diese Regierung ein Musterbeispiel - versucht, 
sich schönzureden, wie es sein sollte. Hören Sie auf da- 
mit! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seilers: Das Wort 
hat der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
Walter Riester. 

(Karl- Josef Laumann [CDU/CSU]: Jetzt wol- 
len wir mal hören!) 

Walter Riester, Bundesminister für Arbeil und So- 
zialordnung (von der SPD mit Beifall begrüßt): Herr Prä- 
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau 
Schnieber-Jastram, bevor Sie sich ereifern, darf ich Ihnen 
sagen: Bis jetzt habe ich noch gar nichts vorgeschlagen. 

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: 

Geäußert haben Sie sich schon!) 

Aber jetzt möchte ich Ihnen etwas erklären. 

(Zuruf von der SPD: Aber langsam, damit sie 
es auch begreift!) 

- Ganz langsam. - Mit mir wird es weder ein Schönen 
noch gar eine Manipulation von Statistik geben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Wolfgang Meckelburg 
[CDU/CSU]: Das isl doch schon passiert!) 

Denn das haben ich und andere in diesem Land 1 998 ja er- 
lebt, als - jetzt reden wir über konkrete Zahlen - von 
4,823 Millionen Arbeitslosen im Januar eine viertel Mil- 
lion über AB- und Strukturanpassungsmaßnahmen „he- 
rausgekauft“ worden sind. Da haben die im Osten ge- 
wusst, was los ist. 

(Beifall bei der SPD - Birgit Schnieber-Jastram 
[CDU/CSU]: Sie machen das doch so!) 
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Bundesminister Walter Riester 

(A) - Nein! Wir haben jetzt 270000 Menschen weniger in 
AB- und Strukturanpassungsmaßnahmen als Sie damals 
durch das Hochpuschen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja traurig!) 
Deswegen werde ich solch eine Sache nicht mitmachen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Jetzt gehen wir ins Konkrete: Was wir machen, ist Fol- 
gendes - und da besteht dringender Handlungsbedarf 
An einer Stelle hätte ich Ihnen gern Beifall geklatscht; 

(Klaus Brandner [SPD]: Eigentor, Frau 
Schnieber- Jastram ! ) 

denn Sie haben gesagt, dringend notwendig sei eine ganz 
konkrete Vermittlung, die darin bestehe, dass wir auch äl- 
tere Menschen unterstützen, dass wir einen Paradigmen- 
wechsel machen. Wir wollen bei dem, was wir demnächst 
in der aktiven Arbeitsmarktpolitik auflegen werden, ge- 
rade älteren Menschen eine stärkere Unterstützung geben. 
Die Bundesanstalt für Arbeit macht jetzt schon die Kam- 
pagne: „50 plus - die können es.“ Denn wir wissen, wie 
schwierig es ist, sie zu vermitteln. Ich möchte, dass alle 
5 8- Jährigen die Chance bekommen, sich zu entscheiden, 
in einem Eingliederungsplan wirklich wieder in Arbeit zu 
kommen. Darum werden wir ringen. Ich werde nieman- 
den aus der Statistik nehmen; das kann ich Ihnen sagen. 

(Birgit Schnieber- Jastram [CDU/CSU]: Warum 
haben Sie dann die Berichterstattung nicht kor- 
rigiert? - Weiterer Zumf von der CDU/CSU : Da 
nehmen wir Sie beim Wort!) 

- Da dürfen Sie mich beim Wort nehmen. - Liebe Frau 
Schnieber-Jastram, wenn Sie auf jede Berichterstattung 
sofort hinaufhüpfen, dann sind Sie im Hüpfen ganz gut, 
nur kommen Sie so nicht an die Wahrheit heran. 

Was werden wir nun machen? Wir wollen, dass auch 
50-Jährige und Ältere in den Betrieben mehr Qualifizie- 
rungsangebote bekommen, und werden dafür auch Mittel 
der Bundesanstalt für Arbeit bei Klein- und Mittelbetrie- 
ben bis zu 100 Beschäftigten einsetzen, um das zu er- 
möglichen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 

Wir wollen, dass besondere Anstrengungen nicht erst 
nach sechs oder zwölf Monaten Arbeitslosigkeit, nach 
Langzeitarbeitslosigkeit bei denen unternommen werden, 
bei denen Sie zu Recht sagen, man hätte das früher ma- 
chen sollen. Wir wollen ihnen vielmehr rechtzeitig Unter- 
stützungsangebote machen, damit sie wieder in den Ar- 
beitsmarkt integriert werden können. 

Ich bin ja sehr froh, dass wir langsam - parteiübergrei- 
fend - von der Frühverrentungspraxis Weggehen, dass wir 
uns hier anstrengen. Dies wird einer der zentralen Punkte 
bei der Reform der Arbeitsmarktpolitik sein. 

Lassen Sie mich ein paar Punkte zur Statistik sagen, 
weil ich dieses Thema ernst nehme. Ich habe vor kurzem 
in einem Hamburger Journal einen Artikel gelesen, wo- 
nach nach den Eckpunkten der Statistik, die wir von Ihrer 
Regierung übernommen haben - ich werfe Ihnen das gar 
nicht vor -, Arbeitsmarktpolitik angeblich nur noch im 


Blindflug möglich sei. Das wurde so von Miegel ausge- (C) 
drückt und vom „Spiegel“ hochgezogen. Ich habe mich 
zunächst über die Überschrift des Artikels geärgert. Als 
ich ihn durchgelesen habe, ist mir aufgefallen, dass er ei- 
nige Punkte enthält, über die wir uns gemeinsam Gedan- 
ken machen sollten. 

(DirkNiebel [F.D.P.]: Oh ja!) 

Wenn sich jemand arbeitslos meldet, möchte ich wis- 
sen, ob er möglicherweise schon ein festes Arbeitsangebot 
eines neuen Betriebes hat. Wenn Sie das nicht wissen 
wollen, wenn Sie über solche Punkte locker drübergehen 
wollen, werden Sie keine effiziente Vermittlung hin- 
bekommen. 

(DirkNiebel [F.D.P.]: Die werden doch jetzt 
schon statistisch erfasst!) 

- Wenn Sie, Herr Niebel, das alles wissen, können Sie ja 
einen Moment ruhig sein. 

(Heiterkeit bei der SPD - Dirk Niebel [F.D.P.]: 

Ich habe das doch selbst gemacht! Das wird 
doch jetzt schon erfasst!) 

Ich möchte wissen, ob junge Menschen möglicher- 
weise nur die Zeit bis zur Ableistung des Wehr- oder Zivil- 
dienstes überbrücken wollen. Die Vermittler müssen so 
etwas wissen, denn eine effiziente und schnelle Vermitt- 
lung muss an konkrete Punkte anknüpfen. Daran wollen 
wir arbeiten. Es geht überhaupt nicht darum, die Statistik 
zu verändern. Darum darf es auch nicht gehen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

(D) 

Das ist lange genug gemacht worden und Sie werden so 
etwas bei uns nicht erleben. 

(Lachen bei der CDU/CSU - Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Die Fummlerfraktion da drüben!) 

Ich werde nie vergessen, was 1998 passiert ist: 

(Doris Barnett [SPD]: Ja, gerade im Osten!) 

Sie haben eine viertel Million Menschen in ABM-Pro- 
jekte und Strukturanpassungsmaßnahmen hineingenom- 
men. Ich kann Ihnen die Zahlen genau sagen und bin auch 
gerne bereit, diese Maßnahmen in der Presse offen zu 
legen. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf der CDU/CSU: 

Wir haben wenigstens etwas getan!) 

Wir haben dann sehr viele Mittel eingesetzt, damit diese 
Leute nicht sofort wieder ins soziale Netz fallen; sie 
wären sonst sofort wieder arbeitslos gewesen. Wir haben 
jetzt eine Stabilisierung hinbekommen und sehr viele Mit- 
tel dafür eingesetzt. Ich habe Ihnen gesagt, dass wir jetzt 
270 000 Menschen weniger in ABM-Projekten und Struk- 
turanpassungsmaßnahmen haben, weil wir eine konkrete, 
aktive Arbeitsmarktpolitik machen. Wir zielen nicht da- 
rauf ab, Menschen kurzfristig - aus welchen Termingrün- 
den bzw. politischen Überlegungen auch immer - aus der 
Statistik „herauszukaufen“. Das wird es mit uns nicht ge- 
ben. Deswegen kann ich Sie in diesem Punkt beruhigen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 
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Bundesminister Waiter Riester 

(A) Warten Sie noch ein paar Wochen ab ! Wir werden dem 
Parlament unsere Überlegungen vorlegen. Wir werden 
noch vor der Sommerpause einen Gesetzentwurf zur Re- 
form der Arbeitsmarktpolitik entwickeln. Wir werden das 
aktiv angehen und ich hoffe, dass sich auch die Opposi- 
tion einmal ein Stück weit aktiv an einer solchen Sache 
beteiligt. 

(Zurufe von der SPD: Ja! - Birgit Schnieber- 
Jastram [CDU/CSU]: Sie sind doch die Regie- 
rung!) 

Ich würde mich sehr darüber freuen. 

Wir müssen uns nicht über Statistik unterhalten; denn 
Arbeitslosigkeit können wir nicht über die Statistik 
bekämpfen. Wir müssen sie bekämpfen, indem wir die 
Voraussetzungen dafür schaffen, die Arbeitslosen in den 
ersten Arbeitsmarkt hineinzubekommen. Das ist unser 
Ziel. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Dr. Uwe Küster [SPD]: 
„Niebel“-Kerzenwerfer! - Weiterer Zuruf der 
SPD: Um im Sport zu bleiben: Das war ein 
Eigentor!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Ich gebe für 
die F.D.P-Fraktion dem Kollegen Dirk Niebel das Wort. 

Dirk Niebei (F.D.P): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Was wir im „Focus“ gelesen 
haben, kommt nicht ganz von ungefähr. Herr Riester, es 
hat sich in Ihrer Rede wieder eimnal gezeigt, dass es kein 
Fehler ist, wenn man in die politische Entscheidungsfin- 
dung ein gewisses Maß an praktischer Erfahrung mit ein- 
bringt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Was Sie gesagt haben, ist durchaus richtig: Ein Ar- 
beitsvermittler muss und sollte darüber Bescheid wissen, 
wenn ein Arbeitsloser einen neuen Arbeitsplatz hat, damit 
er seine Aktivitäten auf diejenigen richten kann, die noch 
einen suchen. Deswegen wird das schon seit vielen Jah- 
ren - sie können einmal in den statistischen Weisungen 
der Bundesanstalt nachlesen - bei der Arbeitslosmeldung 
abgefragt. Ist der Zeitraum nicht lange genug - ich glaube, 
die Grenze liegt bei vier Wochen -, wird automatisch bei 
der Arbeitslosmeldung der Arbeitslose zum Zeitpunkt der 
Arbeitsaufnahme wieder abgemeldet. Ansonsten wird ein 
Vermerk im Datensatz gemacht, damit ein solcher Ar- 
beitsloser nicht zu irgendwelchen Arbeitgebern geschickt 
wird, die kein Interesse an ihm haben, weil er den ange- 
botenen Job nicht haben will. Sie erzählen insofern nichts 
Neues. 

Was hier neu ist, ist der Versuch, das Ziel des Bundes- 
kanzlers, das er öffentlich verkündet hat, nämlich auf 
3,5 Millionen Arbeitslose zu kommen, krampfhaft zu er- 
reichen. Was haben wir denn? Die Arbeitslosenzahlen 


steigen saisonbereinigt seit vier Monaten, die Zahl der (C) 
Erwerbstätigen stagniert, 

(Dr. Heinrich L. Kolb [F.D.P.]: Leider wahr!) 

und das, obwohl Sie schon an der Statistik herumgefeilt 
haben, indem Sie Millionen von geringfügig Beschäf- 
tigten, die 630-DM-Beschäftigungsverhältnisse, in die 
Erwerbstätigenstatistik aufgenommen haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Die Arbeitslosenquote ergibt sich nun einmal aus der Re- 
lation der Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäf- 
tigten zu der Zahl der Arbeitslosen. 

Sie setzen Ihre falsche Arbeitsmarktpolitik fort. Sie 
stigmatisieren eine Bevölkemngsgruppe, nämlich die äl- 
teren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, und geben 
damit konsequent das falsche Signal an die Wirtschaft. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir müssen dafür sorgen, dass ältere Menschen, die einen 
großen Erfahrungsschatz haben und die noch arbeiten 
wollen und können, in den Arbeitsmarkt zurückkommen 
können. Dafür müssen Eintrittshemmnisse und falsche 
tarifVertragliche Regelungen abgebaut werden, die ver- 
hindern, dass ältere Arbeitnehmer eingestellt werden, 
weil sie einen endlosen Kündigungsschutz haben. Man 
muss dafür sorgen, dass nicht mehr nach Alter, sondern 
nach Tätigkeit bezahlt wird. Das ist der richtige Ansatz. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

(D) 

Sie sagen: Diese älteren Arbeitnehmer nehmen wir aus 
der Statistik heraus. Ob Sie diese Gruppe nun in der Sta- 
tistik ausweisen oder nicht, ist gar nicht interessant. Inte- 
ressant ist vielmehr das Signal, das Sie geben: Die Älte- 
ren sind eine besondere Gruppe; mit denen müsst ihr ein 
bisschen vorsichtig umgehen. Das kommt bei den Arbeit- 
gebern an und dann werden ältere Arbeitnehmer nicht 
mehr eingestellt. Das wollen wir verhindern; denn das ist 
unfair. 

Wissenschaftliche Institute gehen davon aus, dass un- 
gefähr - das ist über den Daumen geschätzt; denn es gibt 
darüber keine Statistik - ein Drittel der arbeitslos gemel- 
deten Personen aus unterschiedlichen Gründen - einige, 
weil sie nicht wollen; andere, weil sie eigentlich nicht 
mehr können, ohne erwerbsunfähig zu sein; wiederum an- 
dere, weil sie Kindergeld beziehen wollen oder auf die 
Rente oder den Wehrdienst warten - nicht mehr vermit- 
telbar sind. Vor diesem Hintergrund wäre es konsequent, 
wenn Sie ein Drittel der 44 Milliarden DM, die Sie für die 
aktive Arbeitsmarktpolitik bereitgestellt haben - das sind 
ungefähr 14 Milliarden DM -, dafür verwenden würden, 
die Sozialbeiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
um einen Beitragspunkt zu senken. Dann hätten die Ar- 
beitgeber Luft, um neue Arbeitsplätze zu schaffen, und die 
Arbeitslosen könnten in den Arbeitsmarkt zurück. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU - Dr. Heinrich L. Kolb [F.D.P.]: 

Das ist der richtige Weg!) 


16538 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 169. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. Mai 2001 
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(A) Sie tricksen stattdessen weiter herum, von den 
630-Mark-Beschäftigungsverhältnissen über die so ge- 
nannten Scheinselbstständigen, die Sie in die Versiche- 
rungspflicht gezwängt haben, über die 58-Jährigen bis hin 
zu denjenigen, die wieder einen Arbeitsplatz haben. 
Missverstehen Sie mich nicht, auch ich bin für die Ab- 
sicherung der Prostituierten. Wenn aber 400 000 Prostitu- 
ierte sozialversicherungspflichtig werden, dann wird sich 
die Arbeitslosenquote wieder zu Ihren Gunsten verän- 
dern. Hinzu kommen noch 400000 58-Jährige und Äl- 
tere, die nicht in der Statistik auftauchen. So können Sie 
keine Arbeitsmarktpolitik betreiben. Das können wir 
Ihnen nicht durchgehen lassen. 


(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich möchte jetzt auf die Aktuelle Stunde zur Arbeits- 
(B) marktpolitik vor dem Hintergrund der Äußerungen von 
Herrn Schartau am 5. April dieses Jahres zu sprechen 
kommen. Ausweislich des Stenographischen Berichts, 
Seite 15 997, hat mir die Kollegin Rennebach damals in 
einem Anfall von Milde in diesem Hause 1 DM über- 
geben. Ich habe diese Spende ordnungsgemäß an meine 
Partei weitergeleitet und möchte im Anschluss an meine 
Rede - damit jeder Bescheid weiß, wie die Geschichte 
ausgeht - Frau Rennebach die Spendenquittung über 
diese 1 DM ebenfalls in diesem Hause übergeben. 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 


„Geschrei verfrüht“. Sie versuchen, mit Geschrei die an- 
gebliche Schönrechnerei der Bundesregierung auf die 
Tagesordnung zu setzen. Ich wundere mich angesichts des 
Verlaufs der Diskussion über die Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt und über die Arbeitsmarktstatistik nicht, 
dass Sie auf eine solche Verdächtigung verfallen sind; 
denn Sie haben sich in der Vergangenheit nicht als Meister 
der Frisuren, sondern als Meister des Frisierens gerade der 
Arbeitsmarktzahlen erwiesen, meine Damen und Herren 
von der Opposition. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ich nenne zwei Beispiele. Das eine Beispiel ist der Um- 
gang mit den Zahlen, dass nämlich Arbeitslose über 
58 Jahre, die in Rente gehen wollen und dem Arbeits- 
markt nicht mehr zur Verfügung stehen wollen, in der Sta- 
tistik anders ausgewiesen werden. Das ist ein Resultat der 
Politik des Herrn Blüm. Das ist die eine Art, mit dieser 
Problematik umzugehen. 

Das andere Beispiel - wir haben letzte Woche darüber 
diskutiert - ist der Umgang mit der Arbeitslosigkeit ins- 
gesamt, wofür Sie 1998 hier wirklich ein Meisterstück ab- 
geliefert haben. 

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: Fällt 

Ihnen auch zum eigenen Handeln etwas ein?) 

In dem Jahr der höchsten Arbeitslosigkeit - über 4 Milli- 
onen im Jahresdurchschnitt - und in den Monaten der 
höchsten Arbeitslosigkeit, die die Bundesrepublik je ge- 
sehen hat, haben Sie ein gigantisches Wahlkampf-ABM- 
Programm aufgelegt, mit dem allein in jenem Jahr 
170 000 ABM-Plätze zusätzlich geschaffen worden sind. 

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: Das 
haben wir heute schon einmal gehört!) 

Das ist auch eine Art der politischen Frisierung von Fak- 
ten und Zahlen, mit der Sie sich mit Blick auf das arbeits- 
marktpolitische Geschehen auseinander setzen. Nein, 
meine Damen und Herren, es ist ziemlich vordergründig, 
was Sie hier zur Debatte stellen. 

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: 
Schlimm ist, dass Sie als Grüne das alles 
mitmachen!) 

- Frau Schnieber-Jastram, Ihre Rede heute war wie ein 
Aufguss der Rede aus der letzten Woche und war auch 
nicht sehr erhellend. 

Was wir wollen, ist, eine Situation zu schaffen, in der 
wir fair mit der Lage auf dem Arbeitsmarkt umgehen, und 
zwar indem wir mehr Klarheit und deswegen auch mehr 
Wahrheit in diesem Datenmaterial schaffen. Wir wollen 
uns im Ansatz auseinander setzen 

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: Mit 
den „Faulenzern“ oder?) 

mit denjenigen, die möglicherweise in eine Langzeit- 
arbeitslosigkeit hineingedrängt werden. Wir wollen diese 
Langzeitarbeitslosigkeit gar nicht erst entstehen lassen. 
Deswegen werden wir das Mittel der Eingliedemngspläne 
für die Arbeitsämter zur Pflicht machen. Sie sollen sich 


Wir, die wir derzeit noch eine kleine Fraktion sind, freuen 
uns über jede Zuwendung. Ich möchte auch die anderen 
Kolleginnen und Kollegen auffordern: Kommen Sie ver- 
trauensvoll auf mich zu. Ich nehme auch von Ihnen Spen- 
den entgegen und werde sie ordnungsgemäß weiterleiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seitens: Für die 

Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen spricht die Kol- 
legin Dr. Thea Dückert. 

Dr. Thea Dückert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Tenor der 
heutigen Pressekommentare - es gab schon gestern wel- 
che; aber heute sind die Zeitungen voll davon - zum 
Thema der von Ihnen beantragten Aktuellen Stunde ist: 


Der Bundeskanzler hat es trotz hervorragender Rah- 
menbedingungen - es scheiden aufgrund der demogra- 
phischen Entwicklung 250 000 Menschen mehr pro Jahr 
aus dem Arbeitsmarkt aus als hinzukommen; die Kon- 
junktur ist seit über einem Jahr gut - nicht geschafft, den 
Arbeitsmarkt zu stabilisieren, weil er konsequent die 
falschen gesetzgeberischen Rahmenbedingungen gesetzt 
hat. Das setzen Sie jetzt mit der Neuregelung des Be- 
triebsverfassungsgesetzes fort. Sie verhindern dadurch 
Investitionen und würgen den Arbeitsmarkt ab. Statt für 
Flexibilität und für neue Arbeitsplätze sorgen Sie für Sta- 
gnation, Kapitalflucht und zusätzliche Arbeitslosigkeit. 
Das ist nicht zielführend. Das werden wir Ihnen immer 
wieder Vorhalten, egal, wie sehr Sie an der Statistik he- 
rumtricksen. Das ist einfach unredliche Politik. 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 169. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. Mai 2001 


16539 


Dr. Thea Dückert 

(A) mit denjenigen auseinander setzen, die Arbeitsmöglich- 
keiten und Unterstützung zur Aufnahme von Erwerbs- 
arbeit suchen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir werden ein Instrument auf einer Basis von neuen 
Pflichten und Rechten entwickeln, das denjenigen helfen 
soll, die auch wirklich Arbeit suchen. Ich denke, das ist 
der richtige Ansatz im Umgang mit Arbeitslosigkeit in 
diesem Lande. 

(Karl- Josef Laumann [CDU/CSU]: Das darf ja 
wohl nicht wahr sein! - Birgit Schnieber- 
Jastram [CDU/CSU]: Das ist purer Zynismus!) 

Gerade Sie, Herr Niebel, sollten sehr vorsichtig sein, 
was die 58er-Regelung angeht. 

(Dirk Niebel [ED.P.]: Deswegen haben wir 
doch einen Antrag eingebracht!) 

Sie sollten sehr sensibel mit diesem Thema umgehen. Die 
Situation von Langzeitarbeitslosigkeit gerade unter älte- 
ren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die hohe Ar- 
beitslosigkeit dort und die geringe Erwerbsquote bei älte- 
ren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sind Resultat 
einer Politik der Vergangenheit, die auf die Frühverren- 
tung und daraufgesetzt hat, ältere Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer möglichst frühzeitig auszusteuem. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Das war doch vor allen 
Dingen die IG Metall mit Herrn Riester, die das 
wollte!) 

(B) 

- Sie wissen ganz genau, dass Sie die gesetzlichen Rah- 
menbedingungen dazu geliefert haben, dass es Betrieben 
möglich war, ältere Arbeitnehmerinnen und ältere Arbeit- 
nehmer auch mit sanftem Druck frühzeitig in die Rente zu 
schicken. 

Das ist ein Problem, mit dem wir uns heute auseinander 
setzen müssen. Wir müssen eine Gegenstrategie ent- 
wickeln. Das Bündnis für Arbeit hat das thematisiert. Wir 
brauchen einen Paradigmenwechsel. Wir brauchen näm- 
lich die älteren Menschen auch in der Arbeit. Wir brau- 
chen eine Kultur der Altersarbeit. Deswegen setzen wir 
auch bei unserer Reform der arbeitsmarktpolitischen In- 
strumente auf eine Strategie, die gerade auch die Qualifi- 
zierung und Integration der älteren Menschen in den 
Arbeitsmarkt vorantreibt. 

Ich sage Ihnen noch eines: Ich wäre sehr dankbar, wenn 
es uns gelänge, im statistischen Datenmaterial zum Bei- 
spiel auch Aufschluss über die Höhe der stillen Reserve 
zu kriegen. Das wird nicht möglich sein. Aber ich sage Ih- 
nen, warum ich dafür sehr dankbar wäre: weil wir Ihnen 
dann auch deutlich machen könnten, dass schon die Ar- 
beitsmarkt- und Konjunkturpolitik der letzten zwei Jahre 
dazu geführt hat, dass Leute, die unter Ihrer Politik in die 
stille Reserve abgedrängt worden sind, heute wieder den 
Zugang zum Arbeitsmarkt gefunden haben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Dirk Niebel [F.D.P.]: Viel- 


leicht Schwarzarbeit, mehr nicht! - Johannes 
Singhammer [CDU/CSU]: Märchenstunde! 

Das glauben Sie doch selbst nicht!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seilers: Ich gebe das 
Wort dem Kollegen Dr. Klaus Grehn für die Fraktion der 
PDS. 

Dr. Klaus Grehn (PDS): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen! Erstens erinnert mich diese Dis- 
kussion an eine Karikatur von vor zehn Jahren: Zwei 
Menschen stehen am Biertisch und unterhalten sich. Sagt 
der eine zum anderen: Die hohe Arbeitslosigkeit, schreck- 
lich, schrecklich! Man müsste doch etwas tun. - Ja, sagt 
der andere, mich sollte man machen lassen. Antwortet 
der Erste: Wieso? Bist du Politiker? - Nein, sagt er, Statis- 
tiker! 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS - Zuruf: 

Der war nicht schlecht!) 

Zweitens erinnert mich diese Diskussion an die Zeit, 
als ich Präsident des europäischen Netzwerkes der Ar- 
beitslosen war. Seinerzeit regierte in Großbritannien Frau 
Thatcher. Sie hat die Statistik 19 Mal verändert und jedes 
Mal waren es weniger Arbeitslose. Zugegeben hat sie es 
nie, dass es an der Statistik lag. 

Drittens. Ältere und jüngere Arbeitslose werden schon 
jetzt als Unterpositionen in der Statistik erfasst. Nun stellt 
sich die Frage, warum sie wieder neu erfasst werden sol- 
len. Darauf habe ich auch aus Ihren Bemerkungen, Herr 
Bundesarbeitsminister, keine Antwort herausgehört. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Die haben Sie doch 
wohl nicht erwartet?!) 

Viertens. Was haben Sie gemacht? - Sie haben den Ar- 
beitgeberverbänden eine Steilvorlage gegeben, die, nach- 
zulesen im „Handelsblatt“ von gestern, wie folgt darauf 
reagieren: Arbeitslosen, die auf Rente warten, soll das Ar- 
beitslosengeld gestrichen werden. Künftig müsse man ge- 
nau untersuchen, wer von den Arbeitslosen tatsächlich 
neue Jobs sucht. Die Erfassung der Qualifikation der Ar- 
beitslosen lasse zu wünschen übrig, beispielsweise bei 
den Ingenieuren. 

Natürlich sagt niemand, dass sie auf die Qualifikati- 
onsrutsche gesetzt werden, dass sie ob ihrer langen Ar- 
beitslosigkeit nicht mehr zu vermitteln sind und statis- 
tisch auch nicht mehr erfasst werden. All dies geschieht 
angesichts der Tatsache, dass die höchsten Ämter in die- 
sem Land mit Leuten besetzt werden, die wenigstens 
58 Jahre alt sind. Auch der Bundeskanzler war nicht viel 
jünger, als er sein Amt antrat. Statt darüber nachzuden- 
ken, wie man für ältere Arbeitslose Arbeitsplätze schafft, 
wird darüber nachgedacht, wie man ihnen das Arbeitslo- 
sengeld kürzt. 

Es wurde also von Qualifikation der Arbeitslosen ge- 
sprochen; das ist der neue Ruf Was aber in diesem Land 
nicht nur die 58-Jährigen, sondern schon die Menschen ab 
45 nicht mehr vermittelbar macht, ist nicht die fehlende 
Qualifikation, sondern das Alter. Das Problem ist, dass je- 
mand, der mit 58 Jahren qualifiziert wird, dadurch nicht 
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Dr. Klaus Grehn 

(A) jünger wird und auf dem Arbeitsmarkt auch nicht interes- 
santer wird. Wenn Sie etwas verändern wollen, müssen 
Sie schon an diesem Punkt ansetzen. 

(Beifall der Abg. Dr. Ruth Fuchs [PDS]) 

Wir brauchen also eine neue Denkweise, aber keine neue 
Erfassung. 

All das, was schon kursiert - das reicht vom Faulen- 
zervorwurf bis hin zu Ankündigungen, das SGB III zu 
verändern -, findet seinen Niederschlag in folgender Zei- 
tungsüberschrift, liebe Kolleginnen und Kollegen aus den 
Koalitionsfraktionen, insbesondere der SPD: „Arbeits- 
lose kehren der SPD den Rücken“. Das ist das Ergebnis 
Ihrer Politik; das müssen Sie zur Kenntnis nehmen. Das 
ist auch die Antwort auf das, was in letzter Zeit geschehen 
ist. 

Wenn ich, Herr Bundesarbeitsminister, die Statistik än- 
derte, damit die Zahl der Arbeitslosen geringer wird, 
würde ich es auch nicht zugeben. 

(Renate Rennebach [SPD]: Damit haben Sie 
vielleicht mehr Übung!) 

Ich habe dafür sogar Verständnis. Aber wenn Sie dies 
nicht wollen, dann erklären Sie diesem Hohen Hause und 
insbesondere den Arbeitslosen, die nun neu erfasst wer- 
den, was Sie damit eigentlich erreichen wollen. 

Auf die jungen Arbeitslosen hat Herr Kollege Niebel 
schon hingewiesen. Sie werden auch schon bisher erfasst. 

(Renate Rennebach [SPD]: Es ist heute schon 
das zweite Mal, dass Sie ruit der F.D.P. überein- 
stimmen! - Gegenruf des Abg. Dirk Niebel 
[F.D.P.]: Qualität lässt sich eben nicht verdrän- 
gen!) 

Wenn aber jemand zum Arbeitsamt geht und sagt, er 
habe eine Zusage für einen neuen Arbeitsplatz, Frau 
Rennebach, dann weiß er immer noch nicht, ob daraus et- 
was wird oder nicht. Er weiß dann itumer noch nicht, ob 
er die Stelle wirklich bekommt oder nicht. 

(Renate Rennebach [SPD]: Arbeitsvertrag un- 
terschreiben!) 

Eine Zusage ist etwas ganz anderes. Wer oft genug itu Ar- 
beitsamt war, der weiß, dass Arbeitsplätze zugewiesen 
werden und es passieren kann, dass, wenn man in den Be- 
trieb kommt, diese Arbeitsplätze bereits seit langer Zeit 
besetzt sind. Ich sehe deswegen überhaupt nicht ein, dass 
Ihre Regelungen zu einer Veränderung zugunsten der Be- 
troffenen führen werden. Hier müssen Sie sich schon et- 
was anderes einfallen lassen, und zwar etwas, was 
Arbeitsplätze schafft und nicht die Statistik verändert. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Für die 

SPD-Fraktion spricht der Kollege Walter Hoffmann. 

Walter Hoffmann (Darmstadt) (SPD): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich glaube, dass diese Aktuelle Stunde eine 


gute Gelegenheit bietet, die Debatte zur aktuellen Lage (C) 
auf dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt wieder ein wenig 
mehr auf die Füße zu stellen und von Sozialromantik und 
Verklärung auf der einen Seite und Dramatik auf der an- 
deren Seite wegzugehen. 

Wir wissen alle, dass kaum eine Datenerhebung so viel 
Aufiuerksamkeit auf sich zieht wie die monatliche Erfas- 
sung der Beschäftigten- und Erwerbslosenzahlen der 
Bundesanstalt für Arbeit. Ich denke, es ist unstrittig, dass 
sich die Lage auf dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt seit 
Monaten verbessert hat. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Deshalb steigt die Ar- 
beitslosenzahl!) 

Dass sie besser sein müsste, ist unstrittig. Ich denke aber, 
dass der Trend eindeutig ist. 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Laut 
Bundesanstalt für Arbeit stagniert der Arbeits- 
markt zurzeit!) 

Es gibt allerdings - das darf man auch nicht ver- 
schweigen - im gesamten Land große regionale und 
strukturelle Unterschiede. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Das ist wohl wahr, die 
Chefsache Ost zum Beispiel! - Jochen-Konrad 
Fromme [CDU/CSU]: Wir sollten die Statistik 
zur Chefsache erklären!) 

Lassen Sie mich einige Aspekte ansprechen: Es gibt Re- 
gionen, in denen Betriebe händeringend nach Fachkräften 
suchen. Ich komme aus einer Stadt, in der Hochschulab- 
solventen einen Arbeitsvertrag in der Tasche haben und (D) 
trotzdem beim Arbeitsamt gemeldet sind. Es gibt einen 
harten Kern von Langzeitarbeitslosen, der sich trotz einer 
sich verbessernden Konjunkturlage nur zögernd verklei- 
nert. Im Osten gibt es - auch das ist unstrittig - zu wenig 
Ausbildungsplätze vor allem itu ersten Arbeitsmarkt und 
relativ viele in außer- und überbetrieblichen Ausbildungs- 
stätten. Es gibt viele Behinderte unter den Arbeitslosen, 
die trotz Zuschüssen keine Chance erhalten. Es gibt eine 
stille Reserve von vielen Frauen, die offiziell nicht ge- 
meldet sind, aber wieder eine Arbeit aufnehmen möchten. 
Statistisch betrachtet gibt es eine hohe Zahl von arbeitslo- 
sen Ingenieuren auf der einen Seite, während es auf der 
anderen Seite viele offene Ingenieurstellen bei den Ar- 
beitsämtern gibt. 

(Dr. Klaus Grehn [PDS]: Die Leute sind zu 
alt!) 

Es gibt eine Fülle von individuellen Problemen. Ich 
wehre mich immer wieder dagegen, die Lage auf dem Ar- 
beits- und Ausbildungsmarkt pauschal zu bewerten. Es 
gibt die 55-jährige Bewerberin, die vor dem Personalchef 
sitzt und darum bittet, nicht genommen zu werden, weil 
sie einen krebskranken Mann hat, den sie in den letzten 
zwei bis drei Jahren seiner Lebenszeit noch zu Hause pfle- 
gen will. Der Personalchef streicht daraufhin auf dem For- 
mular die Rubrik „ungeeignet“ an. Daneben gibt es einen 
anderen Bewerber, der ganz offen erklärt, dass er bisher in 
einem Untemehruen gearbeitet hat, in dem die Tarifstruk- 
tur ein hohes Lohnniveau zuließ. Er erläutert dem 
Personalsachbearbeiter ausführlich, dass er nicht in der 
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Walter Hoffmann (Darmstadt) 

(A) Lage ist, zu verminderten Bedingungen eine neue Stelle 
anzutreten, da dies zu massiven Einschnitten bei ihm 
selbst fuhren würde. 

Meine Damen und Herren, warum erzähle ich Ihnen 
das? 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Das 
fragen wir uns auch!) 

Ich sagte bereits, die Lage auf dem Arbeits- und Ausbil- 
dungsmarkt stellt sich sehr differenziert dar. Wenn wir uns 
in wenigen Wochen und Monaten hier über die Reform 
des SGB III unterhalten, 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Das 
wollten Sie schon letztes Jahr machen!) 

dann müssen wir bedenken, wie wir die Instrumente des 
Arbeitsmarktes vorrangig bezogen auf diese Personen- 
gruppen verfeinern können. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Aber die sind doch nicht 
verfügbar!) 

Wir wollen diese Inslrumenle so verfeinern, verbessern, 
erweitern und ergänzen, dass diese Personen die Chance 
bekommen, in den ersten Arbeitsmarkt integriert zu wer- 
den. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Die sind doch nicht ver- 
fügbar, zwar aus verständlichen Gründen aber, 
nicht verfügbar!) 

Eine differenzierte Statistik, Herr Niebel, ist als Grund- 
läge hierfür dringend notwendig. 

(^) 

Ich frage: Ergibt es einen Sinn, einen Arbeitnehmer in 
der Statistik zu führen, der einen Arbeifsvertrag bereits 
abgeschlossen hat und lediglich die Zeit bis zum Antritt 
seiner neuen Arbeitsstelle überbrücken muss? 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Solange er Leistungen 
kriegt, ja, weil er verfügbar sein muss! - 
Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Nachti- 
gall, ick hör‘ dir trapsen!) 

Ergibt es einen Sinn, einen jungen Mann in der Statistik 
zu führen, der in Kürze seinen Wehr- oder Zivildiensf an- 
treten muss? Das Gleiche gilt für die Regelung bezüglich 
der über 58- Jährigen: Ergibt es einen Sinn, diese Gruppe 
in der Statistik zu führen, wenn klar isf, dass diese Men- 
schen keine Chance auf Arbeit mehr haben und daher 
nicht mehr vermittelt werden wollen und können? 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Dann sind sie nicht ver- 
fügbar!) 

Es geht hier nicht um Leistungskürzungen und Leis- 
tungsabbau; das ist außerhalb jeder Diskussion. Es geht 
vielmehr um eine ehrlichere und differenziertere Statistik, 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Nein, es geht um die 
Leistung!) 

die die Grundlage für eine differenzierte Arbeitsmarkfpo- 
litik sein muss und sein wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Wider- 
spruch des Abg. Dirk Niebel [F.D.P.]) 


Andere Länder - zum Beispiel Amerika und Holland - (C) 
legen hinsichtlich der Statistik viel strengere Maßstäbe 
an. In Amerika wird die Statistik für diesen Bereich in 
sechs Klassen unferteilf. Wir wissen alle, dass in Holland 
ein Teil der Arbeitslosen aus der Statistik ausgegliedert 
wird, wenn sie durch Dritteinrichtungen, wie zum Bei- 
spiel durch die Erwerbsunfähigkeitsversicherung, finan- 
ziell unterstützt werden. Fachleute sagen, die Arbeitslo- 
sigkeit in Holland läge um 20 Prozent höher, wenn man 
diese Personengruppen in die Statistik wieder eingliedem 
würde. 

Lassen Sie mich abschließend sagen: Wenn wir durch 
eine Novelliemng des SGB III die Arbeitsverwaltung und 
die Arbeitsvermittlung modernisieren wollen und indivi- 
duelle Eingliederungspläne erarbeiten wollen, wenn wir 
Trainingsmaßnahmen und Maßnahmen zur beruflichen 
Fortbildung auf bestimmte Personengruppen konzentrie- 
ren wollen und die Qualifizierung älterer Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer fördern wollen, dann kommen 
wir an einer differenzierteren Statistik, die betriebsnäher 
ist, präventive Elemente enthält und zur Entbürokratisie- 
rung beiträgt, nicht vorbei. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seitens: Herr Kol- 
lege, bitte kommen Sie zum Schluss. 

Weiter Hoffmann (Darmstadt) (SPD): Ich komme da- 
mit zum Schluss: Wir haben eine völlig neue Qualität der 
Diskussion. Wir diskutieren nämlich jetzt über Zuwachs- 
raten und über eine Verbesserung der Situation auf dem 
Arbeitsmarkt. Das ist ein qualitativer Unterschied gegen- (D) 
über den letzten Jahren, in denen es kontinuierlich Ver- 
schlechterungen gab. 

Über die heutige Situation können wir uns alle freuen. 

Der Weg ist richtig. Wir sollten ihn gemeinsam gehen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seilers: Das Wort 
hat nunmehr der Kollege Dr. Bernd Protzner für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Renate Rennebach [SPD]: Der Arbeitsmarkt- 
experte! Ihnen gehen langsam die Redner aus!) 

Dr. Bernd Protzner (CDU/CSU): Meine Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Präsident, ich bin Ihnen sehr dankbar, 
dass Sie den Kollegen Hoffmann haben ausreden lassen. 

Er hat nämlich aus der Schule geplaudert und zugegeben, 
dass auf Koalitionsseite offensichtlich an einer Manipula- 
tion der Statistik gearbeitet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch bei 
der SPD) 

Herr Riester, wer Ihnen sehr genau zugehört hat, 
konnte feststellen, dass Sie sich zwar sehr lautstark 
entrüstet haben, dass Sie aber nicht dementiert haben. 

Sie haben zwar gesagt. Sie würden keinen Arbeitslosen 
aus der Statistik herausnehmen. Sie haben aber zugleich 


16542 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 169. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. Mai 2001 


Dr. Bernd Protzner 

(A) angekündigt, Sie würden das Gesetz ändern und neu defi- 
nieren, wer ein Arbeitsloser ist, der dann in der Statistik 
erscheint. Das hat auch Frau Dückert von den Grünen ge- 
sagt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr. Uwe Küster [SPD]: Erzählen Sie doch nicht 
so viel Mist auf einmal!) 

Es geht also darum, die Statistik zu schönen, weil Sie die 
Wirklichkeit während Ihrer Regierungszeit nicht verbes- 
sert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch der 
Abg. Renate Rennebach [SPD]) 

- Frau Kollegin Rennebach, Ihr Problem ist doch, 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sie sind das 
Problem!) 

dass Ihr Bundeskanzler, Herr Schröder, vor seiner Wahl 
erklärt hat, der Konjunkturaufschwung sei sein Konjunk- 
turaufschwung. Er hat nach der Wahl noch einen draufge- 
setzt und gesagt, er lasse sich am Abbau der Arbeitslosig- 
keit messen. 

Nun haben wir einen Konjunktureinbruch, den Sie vier 
Monate lang dementiert haben, obwohl die Statistiken 
eindeutig waren. Die Forschungsinstitute haben erklärt, 
dass wir einen Konjunktureinbruch haben. Trotzdem hat 
Herr Bundeskanzler Schröder immer wieder von einer ro- 
busten Konjunktur gesprochen. Es hat Wochen gedauert, 
bis die Regierung ihre Prognose auf 2 Prozent gesenkt hat. 

Wissen Sie, worin Ihr Problem liegt? Erst ab 2,5 Pro- 
' ' zent Wirtschaftswachstum haben wir die Chance auf ei- 
nen Zuwachs an Arbeitsplätzen auf dem Arbeitsmarkt. 
Ein solches Wachstum wird es in absehbarer Zeit in der 
Bundesrepublik nicht geben - Sie müssen diese Prognose 
akzeptieren -, weil Sie eine schlechte Wirtschaftspolitik 
gemacht haben, weil Sie die Wirtschaft und den Mittel- 
stand belastet haben, weil Sie die Steuern erhöht und nicht 
gesenkt haben, 

(Widerspruch bei der SPD) 

weil Sie notwendige Deregulierungen nicht durchgeführt 
haben, sondern Monopolisierungen wieder in Kraft setzen 
wollen. Weil all diese schlechten wirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen von Ihnen gesetzt worden sind, kommt 
der Arbeitsmarkt nicht voran. 

(Klaus Brandner [SPD]: Sie sprechen von vor 
1998! Da haben Sie das erlebt!) 

Weil er nicht vorankommt, müssen die Zahlen verändert 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben deswegen beschlossen, all denjenigen, die auf 
die Statistik schauen, eine rosarote Brille zu verordnen. 
Weil Ihnen das Messergebnis nicht passt, verändern Sie, 
um zu besseren Ergebnissen zu kommen, schlicht und 
einfach den Maßstab. 

Ich möchte an das Mittelalter erinnern: Damals wurde 
die Elle als Maß an den Rathäusern angeschlagen und 
man wurde an den Pranger gestellt, wenn das Ergebnis ei- 


ner Messung gegen den vorgegebenen Wert verstieß. (C) 
Auch Sie gehören hier an den politischen Pranger gestellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - Klaus 
Brandner [SPD]: Passau lässt grüßen!) 

Sie wollen über geänderte und falsche Maßstäbe die feh- 
lende Qualität Ihrer Politik verdecken. Dieser Weg muss 
gestoppt werden. Durch diese Aktuelle Stunde machen 
wir Ihr Vorgehen publik. Das ist gut so und die Öffentlich- 
keit wird es verstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Die Kolle- 
gin Ekin Deligöz spricht für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. 

Ekin Deiigöz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir führen 
heute eine Aktuelle Stunde zum Thema Arbeitslosenstatis- 
tik durch. In der Tat: Wir wollen über Statistiken reden. 

Wenn dem so ist, dann sollten wir auch über Statistiken re- 
den und nicht davon ablenken. Es gibt tatsächlich eine 
ganze Reihe von Experten - Wissenschaftler und andere 
Fachleute -, die sagen: Wir müssen unter verschiedenen 
Gesichtspunkten die Arbeitsmarktstatistik verändern; wir 
brauchen eine stärkere Differenzierung der Arbeitsmarkt- 
statistik. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 

(D) 

- Hören Sie zu, bevor Sie hineinrufen! - Man kritisiert, 
dass die Arbeitsmarktstatistik undifferenziert ist und dass 
darin manche Arbeitslosen überhaupt nicht erfasst sind. 

Es wird gesagt, dass wir mehr Transparenz brauchen, dass 
wir mehr Präzision in der statistischen Technik brauchen 
und dass wir die Aussagekraft der Statistik steigern müs- 
sen. 

Darüber hinaus wird immer wieder ausgeführt, dass man 
die Arbeitsmarktstatistik Deutschlands überhaupt nicht mit 
der anderer europäischer Länder vergleichen kann. Dort 
werde die Arbeitslosigkeit anders als vom Statistischen 
Bundesamt oder von der Bundesanstalt für Arbeit erfasst. 

Diese Feststellung ist wahr und daher ist die differenzierte 
Betrachtung der Arbeitsmarktpolitik sehr schwierig. Statt 
über Statistiken zu reden, führen Sie hier eine Platzhalfer- 
debatfe. Mit solchen Debatten wollen Sie nicht nur das Par- 
lament beschäftigen - das ist Ihr gutes Recht -, sondern 
auch vom eigentlichen Problem ablenken. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Wir ha- 
ben Sie erwischt! Das ist alles! - Dr. Uwe 
Küster [SPD]: Nebelkerzenwerfer!) 

Wo liegt das eigentliche Problem? Es ist nicht unser 
Ziel, Statistiken zu ändern oder Arbeitslosigkeit neu zu 
definieren. Das ist sicherlich nicht das Ziel; vielmehr se- 
hen so die Unterstellungen aus, mit denen Sie hier agie- 
ren. 

(DirkNiebel [F.D.P.]: Das muss ja wirklich 
getroffen haben!) 
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Ekin Deligöz 

(A) Unser Ziel ist übrigens auch nicht Stigmatisierung, Herr 
Niebel. So etwas wie Stigmatisierung ordnen wir eher Ih- 
rer Fraktion zu. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Dirk Niebel [F.D.P.]: Das ist 
ja ein Vomrteil! Das haben Sie immer noch 
nicht kapiert!) 

Unser Ziel ist es tatsächlich, die Statistik zu verbessern, 
nämlich durch eine gute, gezielte Arbeitsmarktpolitik. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Schauen Sie sich einmal 
unseren Antrag zur Integration älterer Arbeits- 
loser an!) 

Das und nichts anderes wollen wir! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Dirk Niebel [F.D.P.]: Dann 
machen Sie sie doch!) 

- Genau das - eine gute, gezielte Arbeitsmarktpolitik - 
machen wir. Machen Sie Ihre Ohren auf! - 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Ich höre lieber zu!) 

Wir möchten das Problem angehen, ältere Arbeitslose in 
den Arbeitsmarkt einzugliedem. Dieses Vorhaben wird 
auch durch das Bündnis für Arbeit stark vorangetrieben. 
Ziel der Bundesregierung ist, die Vermittlungschancen 
der von Arbeitslosigkeit betroffenen Menschen zu ver- 
bessern und Langzeitarbeitslosigkeit zu vermeiden. 

Unsere Erfolge liegen auf der Hand. Schauen Sie sich 
nur die Arbeitsmarktzahlen an! Ich vergleiche einmal die 
^ ' Jahresdurchschnittszahlen der Arbeitslosen: 1998 lag die 
Jahresdurchschnittszahl bei 4,2 Millionen, 1999 bei 
4 Millionen und 2000 bei 3,8 Millionen. Es ist eindeutig: 
Die Arbeitslosigkeit in Deutschland nimmt ab. 

Wer - Sie werfen uns das immer wieder vor - trickst 
hier eigentlich herum? Ist es nicht ein Tricksen, solche 
Platzhalterdebatten zu führen, die überhaupt nichts brin- 
gen? 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Nein, wir haben Sie er- 
wischt!) 

Ist es nicht sinnvoller, sich tatsächlich dieser Debatte zu 
stellen? Der Minister hat hier heute gesagt, dass wir dem- 
nächst einen Gesetzentwurf vorlegen werden. Wenn Sie 
all das, was Sie heute hier vortragen, ernst meinen, dann 
müssen Sie auch unseren Vorschlägen zustimmen, wenn 
wir die Reform des SGB III hier einbringen. Das wäre 
eine Politik, bei der wir Sie ernst nehmen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seilers: Das Wort 
hat der Kollege Johannes Singhammer, CDU/CSU. 

Johannes Singhammer (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Fango- 
packungen für die Arbeitslosenstatistik helfen keinem 
einzigen Arbeitslosen. Es wäre besser. Sie würden sich 


mehr um die Arbeitslosen und weniger um die Statistik 
kümmern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist natürlich jedem klar, warum Letzteres der Fall 
ist, Herr Minister: weil diese Arbeitslosenzahlen die 
Schicksalszahlen dieser Bundesregierung sind. Der Bun- 
deskanzler hat zu Beginn seiner Amtszeit versprochen, er 
wolle sich an diesen Zahlen messen lassen. Er hat Ver- 
sprechungen gemacht. 

Wenn man die Zahlen vom Oktober 1998 mit denen 
vom April dieses Jahres vergleicht - wobei die saisonale 
Unschärfe in Kauf genommen wird, was nicht ganz in 
Ordnung ist; das gebe ich zu -, stellt man eines fest: Im 
Oktober 1998 waren es 3,9 Millionen, jetzt sind es auch 
etwa 3,9 Millionen. Das heißt, der Abbau der Arbeitslo- 
sigkeit kommt nicht vom Fleck, sondern Stillstand 
herrscht auf dem Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosenzahlen 
sind nicht, wie versprochen, abgeschmolzen, sondern ein- 
geeist und eingefroren. Um diesen Misserfolg zu ver- 
stecken, versuchen Sie jetzt, mit den Statistiken zu pan- 
schen. Das ist Statistikpanscherei, wobei mich eines 
wundert, Herr Minister: Bei den 68em kann es Ihnen nicht 
schnell genug gehen, sie in die Regierung einzubinden, 
und die 58er wollen Sie jetzt überall draußen haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Arbeitslosenzahlen werden jetzt - das hat diese 
Debatte erhellend aufgedeckt - so lange gedreht, ge- 
drechselt, geschliffen, geglättet, geschönt, geföhnt und 
frisiert, bis sie nicht mehr wiederzuerkennen sind. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Die werden alle geries- 
tert! - Klaus Brandner [SPD]: Sprechen Sie 
jetzt von den Schwarzgeldem?) 

Ich würde mir wünschen, dass Sie sich mit dem gleichen 
Eifer, mit dem Sie die Statistik behandeln, wirklich um die 
Arbeitslosen, vor allem um die Langzeitarbeitslosen, 
kümmern. Hätten Sie das getan, dann hätten wir auch in 
diesem Bereich weniger Arbeitslose. 

Das, was Sie jetzt tun - einige Kollegen haben schon 
darauf hingewiesen -, ist auch aus einem anderen Grund 
psychologisch ein Supergau. Jetzt wollen Sie die 58- 
Jährigen in einer Sonderstatistik oder Nebenstatistik 
führen. Das ist psychologisch so ziemlich das Schlimms- 
te und Falscheste, was man tun kann. Damit wird signali- 
siert - und das ist die Botschaft, die gerade die Arbeitge- 
ber erreichen wird -: Wer älter ist, hat weniger Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt. Er wird nicht einmal in der Statis- 
tik gleichbehandelt, sondern er wird offensichtlich auch in 
der Statistik schon nicht mehr gebraucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Klaus Brandner 
[SPD]: Wer hat denn die Regelung eingeführt?) 

Was müssen diese älteren Arbeitnehmer denken, auf de- 
ren Erfahrung wir immer mehr angewiesen sein werden 
und deren Erfahrungsschatz wir brauchen, auch aufgrund 
der demographischen Entwicklung, wenn sie jetzt erfah- 
ren müssen, dass sie selbst in der Statistik eliminiert wer- 
den? 
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(A) Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin für 
Transparenz bei der Arbeitsmarktstatistik, aber Transpa- 
renz heißt dann auch vollständige Information. Der Präsi- 
dent der Bundesanstalt für Arbeit, Herr Jagoda, hat mir in 
einem Schreiben mitgeteilt, dass sich das Erwerbsperso- 
nenpotenzial Jahr für Jahr um über 200 000 Personen ver- 
mindert, beispielsweise im Jahr 1999 um 230000. 

Der Grund ist die demographische Entwicklung. 

(Dirk Niebel [ED.P.]: Aber so viel weniger Ar- 
beitslose hatten wir doch gar nicht!) 

Wenn Sie eine wirklich transparente Statistik führen woll- 
ten, dann müssten Sie zumindest auch aufführen, wie 
viele Erwerbstätige dem Arbeitsmarkt in den vergangenen 
Jahren allein aus demographischen Gründen nicht mehr 
zur Verfügung gestanden und deshalb die Statistik natür- 
lich massiv beeinflusst haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - Dirk 
Niebel [ED.P.]: Das ist ein guter Vorschlag!) 

Mich hätte - da wir gerade beim Thema Transparenz 
sind - auch interessiert, wie sich die Anpassung der Ar- 
beitslosenstatistik an europäische Standards ausgewirkt 
hat. Wir haben die Einführung der Standards nicht kriti- 
siert, weil wir einen gemeinsamen europäischen Stan- 
dard brauchen. Aber klar ist auch, dass diese Nivellierung 
nicht dazu geführt hat, dass mehr Arbeitslose in der Sta- 
tistik verzeichnet werden, sondern dass es weniger ge- 
worden sind. Auch das wäre eine interessante Rechnung, 
mit der Transparenz in die Statistik gebracht werden 
könnte. 

(B) 

Mich würde es nicht wundern - ich glaube, auch viele 
Menschen nicht, die dieser Debatte zugehört haben -, 
wenn in Kürze Vollbeschäftigung vermeldet und eine 
Statistik vorgelegt würde, die keinerlei Arbeitslosigkeit 
mehr verzeichnet. Aber das entspräche nicht der Realität; 
das wissen die Menschen auch. Deshalb rate ich Ihnen 
dringend: Lassen Sie die Finger von Statislikmanipula- 
tionen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Klaus Brandner [SPD]: Ein Beitrag aus dem 
bayerischen Komödienstadl!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seitens: Für die 

SPD-Fraktion gebe ich das Wort der Kollegin Ute Kumpf 

Ute Kumpf (SPD): Herr Präsident! Kollegen und Kol- 
leginnen! 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Jetzt kriege ich es wie- 
der ganz dick!) 

-Abwarten, Mr. Higgins! 

„Haltung der Bundesregierung zur Absicht des Bun- 
desarbeitsministers, künftig über 58-jährige Arbeitslose 
und Personen, die sich nur vorübergehend arbeitslos ge- 
meldet haben, aus der Arbeitslosenstatistik herauszuneh- 
men“, das ist der Titel der von Ihnen beantragten Aktuel- 
len Stunde. Mein Vorschlag für einen Titel wäre: „Der 
mühselige Versuch der CDU/CSU einschließlich der 


F.D.P, bei der Debatte ein arbeitsmarktpolitisches Profd (C) 
zu entwickeln.“ 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Verschonen Sie uns mit 
Profden! - Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: 

Kümmern Sie sich um Ihr eigenes arbeits- 
marktpolitisches Profil!) 

Ihr Aufhänger der Woche, eine Politik auf Zuruf, ge- 
boren aus dem Schlagzeilensalat der Woche, 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: „Focus“ und „Spiegel“ 
greifen auch noch anderes auf! Das wissen wir 
aus eigener Erfahrung!) 

ist ein Paradebeispiel dafür, wie auf der Grundlage von 
schlechter Recherche - vielleicht auch nur schlecht nach- 
gelesen in der einschlägigen Journaille - 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Die erfinden so was 
doch nicht! Das hat doch einen Grund!) 

der Versuch gemacht wird - auch das schlecht -, unsere 
Arbeitsmarktpolitik schlecht zu machen und vom eigenen 
Versagen in 1 6 Jahren Regierungszeit und nicht vorhan- 
denen Konzepten in Ihren eigenen Reihen abzulenken. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Wenn wir zu dem Thema Arbeitsmarktpolitik diskutieren, 
zähle ich schon immer die Sekunden, bis das Stichwort 
630-Mark-Jobs fällt. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Wir 
werden Ihre Erwartung gleich erfüllen!) 

Sie haben sich auf die unterschiedlichen Schlagzeilen (D) 
kapriziert. Zum Beispiel hat die „Berliner Zeitung“ am 
14. Mai getitelt: „Riesters Zahlenzauber - Arbeitslosen- 
zahlen schönrechnen“. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Das ist kein Wunder!) 

Im „Handelsblatt“ - das lesen auch Sie ganz bestimmt; 

Sie sind ja schlau, Herr Niebel - 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Danke schön!) 

vom 15. Mai steht: „Riesters Statistiker gefährden 
Schröders Arbeitsmarktziel“. Darunter heißt es: „Arbeits- 
ministerium will ältere Arbeitslose wieder im amtlichen 
Zahlenwerk aufführen“. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Das ist vermutlich alles 
erfunden!) 

In der „Welt“ - die lesen Sie ganz bestimmt auch - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die sollten Sie 
auch öfter mal lesen!) 

heißt es: „Wirbel um Änderung der Arbeitsmarktstatistik 
- Opposition wirft Riester , Rechenkunststücke ‘ vor“. 

Dann wird dagegengesetzt: „Experten fordern aussage- 
kräftige Zahlen“. Heute schreibt der „Tagesspiegel“: 
„Zahlensalat im Arbeitsamt“. 

Das ist ein Schlagzeilensalat, würde ich einmal sagen. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Alles erfunden, oder?) 

Liebe Kollegen von der CSU, ich denke, dass Sie Ihre 
heimische Zeitung, die „Süddeutsche“, lesen. Die „Süd- 
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(A) deutsche“ ist ja eine schlaue Zeitung; meine Verbunden- 
heit zum Süddeutschen ist auch immer noch vorhanden. 
Die „Süddeutsche“ hat heute in einem Kommentar unter 
dem Stichwort „Transparenz oder Manipulation?“ sehr 
schön geschrieben: 

Für die Opposition schien es ein gefundenes Fressen. 
Kaum werden Kanzler Schröders Schwierigkeiten 
offenbar, sein Versprechen von höchstens 3,5 (derzeit 
3,86) Millionen Arbeitslosen zur Bundestagswahl 
einzuhalten - da werkelt doch tatsächlich Arbeitsmi- 
nister Walter Riester ... an der Statistik. 

Fürs Magazin „Focus“ und andere war sofort klar, 
dass es sich hier nur um eine Manipulation zu 
Schröders Gunsten handeln könne, und CDU/CSU 
beantragten flugs für heute eine Aussprache im Bun- 
destag. 

(Dirk Niebel [F.D.R]: Bis jetzt hat die „Süd- 
deutsche“ Recht!) 

Es geht aber noch weiter: 

Tatsächlich soll die Statistik verändert werden, aber 
im Dienste der von Experten geforderten Transpa- 
renz. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

Flerr Niebel, Sie arbeitsmarktpolitischer Tausendsassa, 
ich würde ganz gerne zu den Niedemngen unserer Politik 
zurückkehren. Sie sind doch ganz bestimmt auch in Ihrem 
Wahlkreis unterwegs und stehen als Sozialpolitiker sicher 
in engem Kontakt zu Ihrem Arbeitsamtsdirektor. Manch- 

(B) mal, Herr Niebel, habe ich den Eindruck, als ob Sie dort 
immer noch ständig ein und aus gehen. 

Zur Sache: Ich gehe einmal davon aus, dass Arbeits- 
ämter nicht nur Zahlstellen und Zählstellen sind, 

(Dirk Niebel [F.D.R]: Tut mit Leid, dass ich 
Sie mit Fakten belästige!) 

sondern dass sie in die Lage versetzt werden sollen, 
Dienstleistungszentmm für ihre Kunden zu sein: für die 
Arbeitslosen, für diejenigen, die nach Weiterbildung fra- 
gen, und für die Unternehmen, die Arbeitskräfte suchen, 
also Dreh- und Angelpunkt für den regionalen Arbeits- 
markt. 

Es sind doch immer so viele Mittelständler bei Ihnen. 
Sie sind immer dafür, dass man sich eine vernünftige Ge- 
schäftsgrundlage erarbeitet. Zu einer vernünftigen Ge- 
schäftsgrundlage gehört ebenfalls, zu wissen, wie sich der 
Arbeitsmarkt in der Region darstellt, wie sich die Ar- 
beitsmärkte entwickeln, 

(Dirk Niebel [F.D.R]: Das ist keine Frage, aber 
dann ziehen Sie auch die Konsequenzen!) 

wie hoch die Zahl der Arbeitsplätze ist, wie hoch die Zahl 
derjenigen ist, die um Arbeit nachfragen, wie sich die 
Struktur darstellt. Es sind heute schon genügend Beispiele 
in der Diskussion angeführt worden, die eindrucksvoll be- 
legen, wie kompliziert die Welt geworden ist. 

(Dirk Niebel [F.D.R]: Ziehen Sie doch daraus 
die Konsequenz!) 


Ihr Kollege, Herr Schade, immer noch Präsident des (C) 
Landesarbeitsamtes in Baden- Württemberg, hat mir vor 
anderthalb Jahren gesagt: Frau Kumpf, warum macht es 
sich Herr Riester eigentlich so schwer? Er hätte doch 
längst all die Ruheständler herausrechnen können. Er 
hätte schon längst die Möglichkeit gehabt, die Arbeitslo- 
senzahlen herunterzurechnen. - Das wollen wir gar nicht. 

Wir wollen uns über die Statistik eine vernünftige Arbeits- 
und Geschäftsgrundlage verschaffen, um zu ermitteln, 
wie unsere Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
zukünftig greifen sollen - für die Älteren, für die Jünge- 
ren, für die Frauen -, um Arbeifslosigkeif zu verhindern 

(Dirk Niebel [F.D.R]: Aber was ist denn die 
Konsequenz? Die Konsequenz ist, dass Men- 
schen in der Arbeitslosigkeit verharren, die 
nicht dort hineingehören! Also müssen die wo- 
anders hin, oder?) 

und Langzeitarbeitslosigkeit gar nicht entstehen zu las- 
sen. Es ist das oberste Gebot, eine Transparenz der Statis- 
tik zu erreichen. Dies ist der erste Schritt, um der Ar- 
beitslosigkeit mit den richtigen Instrumenten begegnen zu 
können. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seitens: Der Kollege 
Jochen-Konrad Fromme spricht für die CDU/CSU. 

(D) 

Jochen-Konrad Fromme (CDU/CSU) (von Abge- 
ordneten der CDU/CSU mit Beifall begrüßt): Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wo Rauch ist, ist auch 
Feuer. Wo Überschriften sind, da steckt auch etwas da- 
hinter. Die Kollegen Hoffmann, Kumpf und Deligöz ha- 
ben ja eben bestätigt, dass Sie die Statistik ändern wollen. 

Ich frage mich, Herr Minister Riester, warum Sie nicht 
ein ganz klares Dementi gebracht und gesagt haben: Wir 
ändern die Statistik nicht. Das haben Sie nicht gesagt. 
Warum nicht? - Weil Sie die Statik ändern wollen. Und 
wenn Sie die Statistik ändern, dann werden Sie das si- 
cherlich auch für politische Zwecke gebrauchen, um nicht 
zu sagen: missbrauchen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, hier geht es um die Frage 
von Statistik und Fakten. Da es nur einen einzigen Maß- 
stab für die Frage gibt, ob sich die Beschäftigung weiter- 
entwickelt oder nicht, will ich Ihnen noch einmal die Gra- 
fik über die geleisteten Arbeitsstunden zeigen. Die Zahl 
der Köpfe kann man ja ganz leicht manipulieren. Dafür 
braucht man nur die Zahl der Arbeitsstunden zu senken 
oder, wie Sie es gemacht haben, die 630-DM-Beschäf- 
tigen, also die Beschäftigten mit ganz geringen Arbeits- 
stunden, aufzunehmen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Dann bekommt man natürlich ganz andere Zahlen. 
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(A) Schauen Sie sich also einmal diese Kurve an! Von 1 997 
bis 1998 stieg die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden 
stark an. Von da an wird die Kurve flacher und jetzt haben 
wir einen Stillstand. Stillstand heißt, dass die Arbeitslo- 
sigkeit nicht zurückgegangen ist und genau um diese Fak- 
ten geht es. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Und wenn das IWH feststellt, dass gut 10 Prozent der Ar- 
beitnehmer 2,4 oder 2,6 Prozent der Arbeitsstunden leis- 
ten, dann ist das ein Zeichen dafür, dass Sie jede Menge 
630-DM-Beschäftigte in der Statistik haben und sich dies 
auswirkt. 

Sie sollten nicht mit der Statistik kämpfen, sondern die 
Arbeitslosigkeit bekämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Anstatt sich um Tricks und Verschleiemng zu bemühen, 
sollten Sie Ihre Kräfte auf eine vernünftige Arbeitsmarkt- 
politik konzentrieren. 

Da kann ich Sie nur auffordern: Schauen Sie doch ein- 
mal nach Amerika, nach England oder nach Frankreich! 
Was haben die in den 80er-Jahren getan? - Sie haben die 
Steuern massiv gesenkt und damit die Arbeitslosigkeit 
bekämpft. 

(Klaus Brandner [SPD]: Wir haben die Steuern 
gesenkt! Sie haben sie erhöht!) 

Warum aber in die Feme schweifen? Sie können das 
Gute auch in Deutschland sehen. Sie tun immer so, als 
wenn die 16 Jahre Kohl 16 einheitliche Jahre gewesen 

(B) sind. Diese 1 6 Jahre sind in mindestens drei Abschnitte zu 
unterteilen. 

(Zurufe von der SPD) 

- Sie sollten zuhören. Ich weiß, dass Sie das nicht gerne 
hören. - Im ersten Abschnitt von 1982 bis 1989 haben wir 
die Steuern um nominal 43 Milliarden DM gesenkt. Wir 
hatten nach drei Jahren 3 Millionen mehr Menschen in so- 
zialversichemngspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen 
und hatten am Ende aufgrund eines Wirtschaftswachstums 
und nicht durch Steuererhöhungen sogar mehr Geld in der 
Kasse. Das sollten Sie sich einmal vor Augen führen. 

(Renate Rennebach [SPD]: Man kann Fromme 
nicht den Frieden nehmen, wenn es dem bösen 
Nachbarn nicht gefällt! - Klaus Brandner 
[SPD]: Wer hat uns denn die Schulden überlas- 
sen?) 

Sie haben ausschließlich auf einen niedrigen Euro ge- 
setzt. Damit haben Sie billigend in Kauf genommen, dass 
all das, was wir importieren, teurer wird: Rohstoffe und 
insbesondere Energie. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Aber Ihre Worle sind 
nach wie vor billig!) 

Damil haben Sie die Inflalion ins Land geholt Wamm be- 
trägt denn nun die Inflationsrate plötzlich 2,9 Prozent? 
Was bedeutet denn Inflation? Inflation heißt, dass die 
Menschen weniger Waren kaufen können, weil sie für das, 
was sie lebensnotwendig brauchen, mehr Geld ausgeben 
müssen. Das wiederum bedeutet doch: Es wird weniger 


gekauft und es entsteht weniger Arbeit bzw. Beschäf- 
tigung. Diese Spirale nach unten haben Sie originär durch 
Ihre Politik in Gang gesetzt. Angesichts dessen können 
Sie nicht davon sprechen, dass irgendwelche anderen 
Menschen das verbrochen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Obwohl Sie versprochen haben, die größte Steuerre- 
form des Jahrhunderts durchzuführen, haben Sie die Steu- 
ern erhöht Wamm ist denn die Steuerquote, wie es das 
Bundesfmanzministerium gerade in einer Statistik offen 
gelegt hat, von 22,98 auf 23 Prozent gestiegen? Das ist 
1,3-mal so viel, wie das Bmttosozialprodukt gestiegen ist. 
Sie haben also abkassiert. 

Das Bild ändert sich nicht, wenn ich die „Gegenleis- 
tung“ für die Ökosteuer, die Absenkung des Rentenbei- 
trags, gegenrechne. Sie haben den Rentenbeitrag um 
0,2 Prozent abgesenkt. Selbst wenn ich diesen Betrag ab- 
ziehe, ist die Steuerquote noch immer höher als zuvor. 

(Zuruf von der SPD: Nicht einmal das 
stimmt!) 

Zudem ist der Anstieg der Steuerquote noch immer 
1,2-mal höher als der Anstieg des Bmttosozialprodukts. 
Das sind die Früchte Ihrer Politik. Tun Sie endlich das 
Richtige: Bekämpfen Sie die Arbeitslosigkeit und nicht 
die Statistik! 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Für die 

SPD-Fraktion spricht die Kollegin Silvia Schmidt. 

Silvia Schmidt (Eisleben) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren von der Opposition, es scheint 
mir, dass Sie etwas irritiert darüber sind, 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Sie irren, 

Frau Kollegin! - Johannes Singhammer [CDU/ 
CSU]: Wir trauen Ihnen alles zu!) 

dass wir demnächst einen Gesetzentwurf zum SGB III 
vorlegen. Man kann sich natürlich vorstellen, Herr 
Singhammer, dass Sie über Jahre hinweg hinsichtlich der 
Situation der Arbeitlosen ratlos waren. Sie waren ohne 
Ideen. Ihre Ideen erschöpften sich in bequemen Maßnah- 
men - und das vorwiegend und sehr gerne kurz vor Bun- 
destagswahlen. Allein das kann Anlass für Ihre Reaktion 
sein, hier heute diese Debatte zu beantragen. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Sagen 
Sie ein klares Nein zur Änderung!) 

Dies ist aus meiner Sicht eine Debatte, über deren Sinn 
man streiten kann. Aber sie gibt uns die Gelegenheit, Ih- 
nen die Siluation heute noch einmal zu erklären. Die Öf- 
fentlichkeit hat es bereits verstanden. Ich hoffe, auch bei 
Ihnen wird das heute der Fall sein. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Na, na, na!) 

Ziel der geplanten Änderung, der Reform, ist es, die 
Schaffung von Arbeitsplätzen zu fördern. Deshalb wollen 
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wir die Arbeitsvermittlung stärken; das ist erwähnt wor- 
den. Unser Ziel ist es, die auf dem Arbeitsmarkt beste- 
henden Potenziale, die wir dringend benötigen, endlich 
abzurufen. Dazu zählen auch ältere und erfahrene Men- 
schen. Diese sollen mehr Chancen erhalten. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Unser Ziel ist es, den berechtigten Anspruch dieser enga- 
gierten Menschen auf einen Arbeitsplatz auf dem ersten 
Arbeitsmarkt umzusetzen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, 
Sie werfen uns vor, dasselbe zu tun, was Sie jahrelang ge- 
tan haben - nach dem Motto: Was ich denke und tue, das 
traue ich auch anderen zu. 

(DirkNiebel [F.D.P.]: Oh!) 

Ich bitte Sie: Lassen Sie endlich Ihre eigenen Strickmus- 
ter hinter sich! Wir beschönigen nichts. Wir verschleiern 
auch nichts. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich möchte Sie nur an § 428 SGB III erinnern. Er ent- 
stand unter Ihrer Verantwortung und Ihrer Regiemng. Vor 
den Bundestagswahlen haben Sie zuhauf ABM-Stellen 
geschaffen, um Ihre Hilflosigkeit bei der Senkung der Ar- 
beitslosigkeit zu verschleiern. Wer hier verschleiert, ist 
fraglich. 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Sie sind 
stolz darauf, dass Sie die Arbeitsmarktpolitik 
bei 44 Milliarden DM verstetigt haben!) 

Sicher wäre es auch für uns einfacher, etwas in dieser 
Form zu tun. Aber das ist einfach unehrlich und geht mit 
uns nicht! Das ist auch nicht die Frage. Denn jeder - das 
haben Sie heute mehrmals in der Presse lesen dürfen - 
kann sich weiter uneingeschränkt über die Gesamtzahl 
der Arbeitslosen informieren. Wir wollen beim besten 
Willen nichts in einem anderen Licht darstellen. 

(Jochen- Konrad Fromme [CDU/CSU]: Des- 
wegen wollen Sie den Begriff verändern!) 

Ich sage Ihnen als Abgeordnete aus den neuen Län- 
dern: Mit dem SGB III müssen wir den Arbeitsämtern 
endlich die Möglichkeit geben, flexibler und nahe am Le- 
ben der Menschen zu handeln. Heute werden Kapazitäten 
verschwendet, indem Arbeitsvermittler Programme und 
Vorschläge erarbeiten, die von Arbeitsuchenden gar nicht 
abgefragt werden. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Ach?) 

Gerade den älteren, den 58-jährigen Arbeitslosen, Herr 
Niebel und auch Sie, Herr Dr. Grehn, und gerade denjeni- 
gen im Osten wird vorgegaukelt, für sie gebe es genügend 
Arbeitsplätze. 

(DirkNiebel [F.D.P.]: Nein, gar nicht!) 

Das ist eine Scheinpolitik. Diese Menschen haben eine 
10-jährige ABM-Karriere mit ständigen Umschulungen 
hinter sich. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Genau das ist das 
Problem!) 


Viele von ihnen wollen in Rente. Das wissen Sie auch. 

(Dirk Niebel [F.D.P] : Aber viele wollen auch in 
Arbeit und können nicht hinein! - Zuruf des 
Abg. Dr. Klaus Grehn [PDS]) 

Wenn Sie heute die aktuelle Presse gelesen haben, ha- 
ben Sie auch gelesen, Herr Dr. Grehn, dass die Wirt- 
schaftsinstitute und Experten diese Reform unterstützen 
werden. Sie haben sie sogar eingefordert. Aber wahr- 
scheinlich lesen Sie die Anzeigen Ihrer eigenen Klientel 
nicht. Auch die Arbeitgeberverbände sagen: Die Statistik 
muss aussagekräftiger und transparenter werden. 

(Beifall bei der SPD - Dirk Niebel [F.D.P.]: Sie 
wollen also auch ändern! Und Riester demen- 
tiert nicht! - Jochen-Konrad Fromme [CDU/ 
CSU]: Außer dem Minister gibt das jeder zu!) 

Jeder Arbeitslose und jeder Langzeitarbeitslose, auch 
wenn er 58 Jahre alt ist, soll eine ernsthafte, realistische 
Chance bekommen, eine Chance, die sich nicht in büro- 
kratischen Programmen erschöpft. Wir wollen nieman- 
den, der kurz vor der Rente steht, in ein sinnloses, teures 
Programm zwingen. Auch der von Ihnen, sehr verehrte 
Kolleginnen und Kollegen von der Opposition - ich erin- 
nere noch einmal daran - geschaffene § 428 SGB III sieht 
dieses Prinzip im Grundsatz vor. Vielleicht war das von 
Ihrer Seite - wie Sie es schon immer richtig sagten, Herr 
Niebel - als Rechenkunststück gedacht. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Das habe ich nie ge- 
sagt!) 

Ihnen ging es scheinbar darum, die Arbeitslosenstatistik 
zu bereinigen. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Nein, nein!) 

Uns geht es um etwas ganz anderes: Wir wollen Poten- 
ziale nutzen. Es geht dämm, dort anzupacken, wo Hand- 
lungsbedarfbesteht, und Menschen wieder auf den ersten 
Arbeitsmarkt zu bringen. 

(DirkNiebel [F.D.P.]: Sie sollten nachlesen, 
was ich gesagt habe!) 

Wir suchen die Herausfordemng und fordern die Men- 
schen auf, diese gezielten Angebote auch anzunehmen. 

Als Abgeordnete aus den neuen Ländern sage ich Ih- 
nen, dass wir die statistischen Spielereien der Kohl-Re- 
gierang als Erblast übernehmen mussten. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Sie wollen Statistik- 
spielchen machen!) 

Wir stehen vor der Aufgabe, dem ersten Arbeitsmarkt 
endlich Dynamik zu verleihen. 

(Johannes Singhammer [CDU/CSU]: Nur zu! 

Das sieht man an den Zahlen!) 

Wir machen das - nebenbei gesagt - schon sehr gut. Es ist 
ein hartes Stück Arbeit, aber wir nähern uns dem Ziel. 

Die ausgelaufenen Wahlgeschenke in Form von ABM- 
Stellen - die Arbeitslosigkeit im überhitzten Baugewerbe, 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Über- 
hitztes Baugewerbe? Man liest jeden Tag, was 
da überhitzt ist!) 
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(A) die Arbeitslosigkeit aus den überladenen Verwaltungen 
sind immer noch nicht vollständig durch neue Stellen in 
zukunftsträchtigen Branchen aufgefangen und abgesi- 
chert. Ich will überhaupt nichts schönreden, aber es gibt 
Arbeitsplätze, die sich selbst tragen, und dies sind 
Arbeitsplätze, die keine Wahlgeschenke sind. So hat sich 
in Sachsen- Anhalt der Trend zum Aufbau einer breiten in- 
dustriellen Basis gefestigt. Für Sachsen-Anhalts Indus- 
triebetriebe war das Jahr 2000 das wirtschaftlich erfolg- 
reichste Jahr seit der Wende. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - Dirk 
Niebel [F.D.P.]: Also Sachsen- Anhalt war so 
weit unten, dass dies kein Verdienstmaßstab 
ist!) 

Das sind unsere Erfolge, Herr Niebel. 

Allein die chemische Industrie konnte ein Umsatzplus 
in Höhe von 1,7 Milliarden DM verzeichnen. Das ent- 
spricht einer Steigerung von circa 31 Prozent. Das sind 
konkrete Zahlen, wenn wir schon über Zahlen sprechen. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Wenn Sie einen Kühl- 
schrank produzieren und dann noch einen wei- 
teren dazu, haben Sie eine Steigerung um 
100 Prozent!) 

Zusätzlich sind in den letzten zwei Jahren circa 
20 000 neue Arbeitsplätze entstanden. Dazu gehören we- 
der 630-Mark-Jobs noch Scheinselbstständigkeit. Diese 
Zahl ist im Gegensatz zu dem, was Sie vorhin behauptet 
haben, seriös. 

(Beifall des Abg. Klaus Brandner [SPD]) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seitens: Frau Kolle- 
gin, Sie müssen zum Schluss kommen. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Es ist bitter, aber es ist 
so!) 

Silvia Schmidt (Eisleben) (SPD): Ich möchte noch 
eines sagen: 

(Johannes Singhammer [CDU/CSU]: Es nützt 
nichts! Es wird nicht besser!) 

Ich bitte Sie im Sinne der Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
damit aufzuhören, uns Statistikspielereien vorzuwerfen. 
Wir beherrschen diese Disziplin nicht ansatzweise mit der 
Perfektion, mit der Sie jahrelang in diesem Hause „ge- 
glänzt“ haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Johannes Singhammer [CDU/ 
CSU]: Sie sind überhaupt schlechter!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudolf Seiters: Nun spricht 
der Kollege Karl- Josef Laumann für CDU und CSU. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Jetzt 
kommt der Praktiker!) 


Karl-Josef Laumann (CDU/CSU) (von der CDU/ (C) 
CSU mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Warum machen wir eine Aktuelle Stunde 

(Dr. Thea Dückert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das ist die Frage! Das können Sie uns 
jetzt mal erklären!) 

zu den Presseverlautbamngen, die wir gestern und vor- 
gestern lesen konnten, wozu es seltsamerweise keine ein- 
zige Presseerklärung des BMA gab? 

(Zuruf von der SPD: Das fragen wir uns 
auch!) 

Wir machen die Aktuelle Stunde, weil die Veränderung 
der Arbeitslosenstatistik insbesondere im Hinblick auf die 
Vergleichbarkeit ein gewaltiger politischer Vorgang ist. 

Es kommt darauf an, dass sowohl die Bürgerinnen und 
Bürger im Lande wie auch wir einigermaßen verlässliches 
Material darüber haben, wie sich der Arbeitsmarkt in 
Deutschland entwickelt. 

Wir haben den Eindruck, dass sich der Arbeitsmarkt in 
der Zeit, in der die neue Regierung die Verantwortung hat, 
für die Menschen, die arbeitslos sind, kaum verändert hat. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Er ist schlechter gewor- 
den!) 

Obwohl wir eine demographische Entlastung des Arbeits- 
marktes haben, sind die Arbeitslosenzahlen etwa gleich 
hoch. Die demographisch bedingte Entlastung wird durch 
Entwicklungen in der „stillen Reserve“, durch eine höhere 
Erwerbstätigkeit in der Gesamtbevölkemng, wieder aus- (D) 
geglichen. An der Arbeitslosenstatistik ändert sich nichts. 

(Erika Lotz [SPD]: Das stimmt doch nicht, 

Karl- Josef!) 

Wir haben allen Grund, an der Effektivität unserer Ar- 
beitsmarktpolitik zu zweifeln. Das war früher so und ist 
heute so. Man hört ganz unterschiedliche Ergebnisse. Ich 
glaube, auch Sie, Herr Riester, sind nicht mit den Ergeb- 
nissen des JUMP -Programms zufrieden. 

(Erika Lotz [SPD]: Es ist ein voller Erfolg!) 

Denn der Anteil derjenigen, die im ersten Arbeitsmarkt 
untergekommen sind, ist nicht so groß, wie wir es uns si- 
cherlich gemeinsam erhofft haben. 

Ich habe die Sorge, dass Sie Folgendes vorbereiten: Sie 
wollen die Zahl der Arbeitslosen unterteilen in eine 
„harte“ Arbeitslosigkeit auf der einen Seite, um die wir 
uns sehr kümmern müssen, und einen Teil der Arbeitslo- 
sen auf der anderen Seite, die vielleicht in der gleichen 
Statistik bleiben, aber daneben ausgewiesen werden. 

Da geht es zum Beispiel um Menschen, die ihrer Rente 
nahe sind. Dann heißt es: Es sind zwar 600 000, schlimm 
genug. Aber, liebe Leute, 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Ihr seid ja schon alt!) 

nehmt es einmal nicht so ernst; die können ja bald in eine 
vernünftige soziale Absicherung, nämlich die Rente, ge- 
hen. - Das hat eine bestimmte emotionale Wirkung. 
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Karl-Josef Laumann 

(A) Außerdem werden Sie sagen: Ungefahr 250 000 Men- 
schen sind weniger als vier Wochen arbeitslos. Weitere 
etwa 650000 Menschen sind zwischen vier und zwölf 
Wochen arbeitslos. Das sind zum Beispiel Leute, die aus 
der Lehre kommen und nicht übernommen wurden, aber 
Bescheid haben, dass sie bald zur Bundeswehr müssen. 
Leute, nehmt das nicht so ernst; die gehen ja in zwei oder 
drei Monaten zur Bundeswehr. - Ruck, zuck! Schon ha- 
ben Sie ein ganz anderes Gefühl, was die absolute Zahl 
der Arbeitslosen angeht. 

Dass wir als Opposition einen solchen politischen Vor- 
gang darstellen 

(Erika Lotz [SPD]: Was heißt hier „Vor- 
gang“?) 

und die Menschen darauf aufmerksam machen, ist, so 
finde ich, unsere Verpflichtung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich bin immer sofort an Ihrer Seite, wenn es darum geht, 
möglichst differenzierte Auskünfte zu bekommen. Die 
haben wir aber schon heute in der Arbeitslosenstatistik. 
Wir wissen, wie alt unsere Arbeitslosen sind. Wir wissen, 
wie sie qualifiziert sind. Wir wissen genau, wie sich die 
Dinge in den Regionen entwickeln. 

Zum Schluss will ich sagen: Es ist richtig, dass die Zu- 
sammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe in 
der politischen Diskussion ist. Wir sollten uns aber ganz 
besonders vornehmen, einmal in Ruhe über die 

(B) Arbeitsmarktentwicklung in Ostdeutschland, in den 
neuen Ländern, zu reden. Das ist nach wie vor ein Rie- 
senproblem. Man muss sich vor allem die Abwandemng 
der jungen Leute in manchen Städten anschauen. 

Sie haben mit dem, was Sie gesagt haben. Recht: Viele 
Leute, für die seit zehn Jahren Maßnahmen zur Überwin- 
dung der Arbeitslosigkeit ergriffen wurden, rutschen teil- 
weise wieder in die Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe ab. 
Danach wird wieder eine Maßnahme für sie organisiert, 
wodurch sie eine Zeit lang wieder etwas besser gestellt 
sind. 

(Klaus Brandner [SPD]: Aber, Karl- Josef, wer 
hat denn die blühenden Landschaften verspro- 
chen?) 

Ich weiß nicht, was ich diesen Leuten sagen soll. Das geht 
jedem von uns so. Das hat mit der Riesenumstrukturie- 
rung zu tun, die so ist, wie sie ist. Aber im Grunde ge- 
nommen war diese Umstrukturierung richtig. Wir müssen 
uns hier jedoch etwas einfallen lassen, weil es um die Be- 
völkerungsentwicklung in einer ganzen Region geht. 

Jetzt ist dort Kommunalwahlkampf Wir werden also 
öfters dort sein. Wenn uns die Bürgermeister in den Städ- 
ten sagen, wie hoch die Abwanderung an jungen Leuten 
ist, dann sollte uns alle das besorgt machen, besonders 
wenn man die Entwicklung dieser Region im Auge hat. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 


Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Ich gebe der (C) 
Kollegin Renate Rennebach für die sozialdemokratische 
Fraktion das Wort. 

Renate Rennebach (SPD): Herr Präsident! Bevor 
ich mit meinem eigentlichen Text beginne, möchte ich 
mich bei Ihnen, Herr Niebel, ganz herzlich bedanken. 

Aber ich glaube, die Spitze in Ihrer Einlassung hat die 
CDU leider nicht verstanden. 

(Heiterkeit bei der SPD und dem BÜND- 
NIS 90/DlE GRÜNEN - Erika Lotz [SPD]: 

Jede Mark wird belegt!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben es mit der 
dritten Aktuellen Stunde zu dem Thema: „Überschriften 
in ganz bekannten Zeitungen“ zu tun. 

(Klaus Brandner [SPD]: Die haben immer 
noch nichts gelernt!) 

Dreimal hat Frau Schnieber-Jastram die Einführungslau- 
datio gehalten. Zweimal musste sie dann in die Baukom- 
mission und konnte nicht hören, wie wir das richtig ge- 
stellt haben, was sie an Behauptungen in ihrer Rede 
aufgestellt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat sich auch 
nicht gelohnt! - Dirk Niebel [F.D.P.]: Ihr das 
vorzuwerfen ist ziemlich schofelig! Jeder muss 
mal weg! Das ist nicht in Ordnung!) 

Wir sind auch in den nächsten Sitzungswochen bereit, 
jeden Mittwoch eine Aktuelle Stunde zu einer neuen 
Überschrift in der „Bild“-Zeitung, zu einem Essay im 
„Focus“ oder - das ist etwas Anständiges - im „Spiegel“ 
zu machen. 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Wir wären 
jederzeit bereit, über das SGB 111 zu beraten, 
wenn Sie es vorlegen!) 

Ich darf hierzu einmal den Schriftsteller Tucholsky zitie- 
ren: „Meine Sorgen möchte ich haben.“ Die Menschen, 
die arbeitslos sind, die Arbeit suchen und verzweifelt sind, 
haben gewiss andere Sorgen als Sie, die unsere Zeit mit 
diesen Aktuellen Stunden totschlagen. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Heinrich L. Kolb 
[F.D.P.]: Weniger Sauereien machen!) 

ln der Ära Norbert Blüm - egal, ob das nun einheitli- 
che 16 Jahre oder Abschnitte in der Regierung Kohl wa- 
ren, Herr Fromme - wurde die Statistik siebenmal so 
geändert, dass die Arbeitslosenzahlen sanken. Angefan- 
gen hat er 1986, das letzte Mal war es 1998. Allein durch 
die Tatsache, dass arbeitslose Altersübergangsgeldemp- 
fänger nicht in der Arbeitslosenstatistik ausgewiesen wur- 
den, konnte die durchschnittliche Zahl der Arbeitslosen in 
den Jahren 1993 und 1994 unter höchster Inan- 
spruchnahme dieser Leistungen um mehr als 600 000 
bzw. 500000 Menschen reduziert werden. Wer fälscht 
hier Statistiken? 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Haben Sie sie wieder 
aufgenommen?) 
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Renate Rennebach 

Wir machen Folgendes: Wer 58 Jahre alt ist, 

(Johannes Singhammer [CDU/CSU]: Jetzt 
wird es interessant!) 

nicht weitervermittelt werden möchte und dies dem Ar- 
beitsamt mitteilt, der wird aus der Statistik verschwinden. 

(Zumfe von der CDU/CSU: Aha! - Johannes 
Singhammer [CDU/CSU]: Jetzt wird die Katze 
aus dem Sack gelassen! - Jochen-Konrad 
Fromme [CDU/CSU]: Deshalb wurde nicht de- 
mentiert!) 

Dies ist eine Ändemng, Herr Fromme, die Sie im Übrigen 
umgekehrt am 1. Januar 1986 gemacht haben. Herr Blüm 
hat eingeführt, dass ältere Arbeitslose mit 58 Jahren nicht 
mehr registriert sind, wenn sie keine zumutbare Beschäf- 
tigung aufnehmen können. 

(DirkNiebel [F.D.P.]: Aber sie müssen erklären, 
dass sie zum frühestmöglichen Zeitpunkt in 
Rente gehen! Das ist ein Unterschied!) 

Heute ist es so, dass sie angeben müssen, dass sie nicht 
mehr vermittelt werden wollen. Wir sagen: Wir wollen, 
dass uns die Menschen ihren Wunsch zu arbeiten mittei- 
len. Dann helfen wir ihnen. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Weil 
Sie genau wissen, dass sie es nicht tun!) 

Dann wird die Arbeitslosenvermittlung tätig und wir kön- 
nen den Menschen wirklich helfen. 

(Beifall bei der SPD - Dirk Niebel [F.D.P.]: 
Warum können Sie nicht immer als Erste re- 
den?) 

- Herr Niebel, Sie sind ein Schreihals ohnegleichen. 

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Ich tue, was ich kann! - 
Gegenruf des Abg. Dr. Uwe Küster [SPD]: 
Dann können Sie nicht viel! Das Einzige, was 
Sie können, ist schreien!) 

Herr Präsident, das wird mir jetzt ein bisschen zu viel. 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Ich habe 
schon den Eindruck, dass Sie sich durchsetzen können, 
Frau Kollegin Rennebach. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich bitte nun aber die Kolleginnen und Kollegen, der 
letzten Rednerin in dieser Aktuellen Stunde die ge- 
bührende Aufmerksamkeit zu schenken. 

Renate Rennebach (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi- 
dent! 


Sie haben in den vergangenen Jahren dafür gesorgt, (C) 
dass sich die Betriebe olympiareife Mannschaften zusam- 
menkaufen. Das heißt, in Großbetrieben arbeiten kaum 
noch Menschen über 55 Jahren. Das war Ihre Polilik, die 
wurde unlerslülzl. 

(DirkNiebel [F.D.P.]: Wie? Die Gewerkschaf- 
ten waren das!) 


(DirkNiebel [F.D.P.]: Die IG-Metall!) 

Was sollten meine Kollegen Betriebsräte denn machen, 
wenn es dort hieß: 

(Johannes Singhammer [CDU/CSU]: Aha! Im- 
mer die anderen! Nie sind Sie selbst daran 
schuld!) 

Entweder Sie helfen mit, den Betrieb olympiareif zu ma- 
chen, oder wir bilden keine jungen Leute mehr aus? Das 
war doch die Erpressung der Betriebsräte. Der eine Fin- 
ger zeigt nach vom und drei andere zurück, Herr Niebel, 
denken Sie daran! 

(DirkNiebel [F.D.P.]: IG-Metall! Frühverren- 
tung, ja!) 

Ein weiterer Punkt. Ich habe es persönlich erlebl, dass 
eine Personalchefin zu mir gesagt hat: Was ist denn dabei, 
wenn ich ältere Arbeitnehmer auf die Straße schicke? Wir 
übergeben sie doch der Solidargemeinschaft. 

(Jochen-Konrad Fromme [CDU/CSU]: Und 
Sie schreiben sie ab!) 

Das ist lange her und das ist falsch. Dies werden wir än- (D) 
dem. Wir werden heute ältere Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer, die Arbeit suchen, betreuen und ihnen helfen, 
sinnvolle Arbeit in unserer Gesellschaft leisten zu können, 
und dafür sorgen, dass sie ein ihren eigenen Lebensver- 
hältnissen angemessenes Leben führen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD - Jochen-Konrad Fromme 
[CDU/CSU]: Und die anderen beschimpfen Sie 
als Faulenzer!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Rudoif Seiters: Damit ist die 
Aktuelle Stunde beendet. 

Wir sind zugleich auch am Schluss unserer heutigen 
Tagesordnung. 

Ich berate die nächste Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages auf morgen, Donnerstag, den 17. Mai 2001, 9 Uhr, 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss: 16.56 Uhr) 


- Das war Ihre Politik, die wurde unterstützt. 
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für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 

für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 


Anlage 2 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Dr. Barbara Hendricks auf die 
Frage des Abgeordneten Dietrich Austermann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 14/6014, Frage 1): 

Durch Wegfall welcher Freibeträge soll nach den Vorstellun- 
gen der Bundesregierung die beabsichtigte Erhöhung des Kinder- 
geldes zumindest teilweise gegenfmanziert werden? 

Der von der Bundesregierung geplante Entwurf eines 
2. Gesetzes zur Familienförderung ist noch nicht ab- (D) 
schließend zwischen den Bundesressorts abgestimmt. 
Deshalb kann zu seiner inhaltlichen Ausgestaltung derzeit 
noch keine Aussage getroffen werden. 

Anlage 3 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Gudrun Schaich- Walch auf die 
Fragen des Abgeordneten Horst Seehofer (CDU/CSU) 
(Drucksache 14/6014, Fragen 3 und 4): 

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass, wie in 
einem Bericht des Medizinischen Dienstes der Spitzenverbände 
der Krankenversicherungen (MDS) zur Situation Pflegebedürf- 
tiger in Pflegeheimen festgestellt wird, „Versicherte, die Ein- 
schränkungen in der Fähigkeit haben, ihren Nahrungs- und Flüs- 
sigkeitsbedarf selbstständig zu decken, häufig unzureichend 
mit Flüssigkeit und Nahrung versorgt werden und eine Folge die- 
ses ... Defizits nicht selten Unterernährung und Austrocknung ist, 
die wiederum eine Akutversorgung notwendig macht“ (vergleiche 
„Süddeutsche Zeitung“ vom 30. April 2001)? 

Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung gegen diese im 
Wesentlichen durch Personalmangel in den Pflegeheimen verur- 
sachte und von den Betroffenen als menschenverachtend empflin- 
dene Pflegesituation zu tun? 

Zu Fragen 3 und 4: 

Bei dem in der Frage 3 angesprochenen Bericht des 
Medizinischen Dienstes der Spitzenverbände der Kran- 
kenkassen (MDS) handelt es sich um die Stellungnahme 
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(A) zu den Gesetzentwürfen der Bundesregierung zum Pfle- 
ge-Qualitätssicherungsgesetz sowie zum 3. Gesetz zur 
Änderung des Heimgesetzes. Darin wird ausgeführt, dass 
die in Frage 3 dargestellten Mängel auf „mangelnder 
Fachkenntnis, mangelnder Planung oder/und ungeeig- 
neter Ablauforganisation“ beruhen. Diese Aussagen ge- 
hen auf rund 7 600 Qualitätsprüfungen der Medizinischen 
Dienste der Krankenversicherung zurück. Es kann daher 
davon ausgegangen werden, dass die Stellungnahme des 
MDS auf einer ausreichenden Erkenntnisgrundlage be- 
ruht und die Versorgungssituation insgesamt zutreffend 
beschreibt. Die vom MDS angesprochenen Defizite im 
Bereich der Ernährung und der Flüssigkeitsversorgung 
basieren daher offenbar auf Problemen im Rahmen der 
Hilfeleistung bei der Nahrungsaufnahme und nicht vor- 
rangig auf einer mangelhaften Personalausstattung. Zu 
dieser Hilfeleistung gehören auch die notwendige Auffor- 
derung und das Anhalten zum Essen und Trinken. Gleich- 
wohl werden insbesondere von den Einrichtungsträgem 
und ihren Verbänden Mängel in der Leistungsqualität oft 
auf eine nicht ausreichende Personalausstattung zurück- 
geführt. 

Zur Überwindung dieser Qualitätsprobleme schlägt die 
Bundesregiemng in dem Entwurf für das Pflege-Qua- 
litätssichemngsgesetz insbesondere neue Vertragsinstru- 
mente vor. Sie sind gezielt darauf ausgerichtet, die für die 
Versorgung der Pflegebedürftigen erforderliche Personal- 
ausstattung künftig besser als bisher auf die Versorgungs- 
erfordemisse im jeweiligen Pflegeheim abzustimmen. 
Die vorgesehenen Regelungsinstramente entsprechen 
zum Teil Fordemngen, die auch von den CDU/CSU-ge- 
' ' führten Ländern an das Bundesgesundheitsministerium 
herangetragen wurden. Ferner beinhaltet der Gesetzent- 
wurf Vorgaben zur Verbessemng und Effektiviemng der 
fnstmmente zur Qualitätssicherung und Qualitätsprüfung. 
Darüber hinaus wird das Gesetz über die Bemfe in der Al- 
tenpfiege (Altenpfiegegesetz), das zum 1. August 2001 in 
Kraft treten wird, bundesweit ein einheitliches und hohes 
Qualifikationsniveau der Pflegekräfte garantieren. 


Anlage 4 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Margareta Wolf auf die Fragen 
des Abgeordneten Klans Hofbaner (CDU/CSU) (Dmck- 
sache 14/6014, Fragen 8 und 9): 

Sieht die Bundesregiemng Benachteiligungen für kleinere und 
mittlere Unternehmen bzw. regionale Kreditinstitute durch die 
neuen Eigenkapitalregelungen des Baseler Ausschusses für Ban- 
kenaufsicht, die eine Kreditnehmerbeurteilung durch ein Rating 
vorsehen? 

Bestehen noch Chancen, Nachbessemngen bei den Baseler 
Beschlüssen zu erreichen, um die Ausgangslage für Existenz- 
gründer zu verbessern, da diese keine Daten aus früheren Jahren 
haben können und vielfach die Eigenkapitalausstattungen von 
Existenzgründem nicht üppig sind? 

Zu Frage 8: 

Das im Januar vorgelegte neue Papier des Baseler Aus- 
schusses für Bankenaufsicht hat die von der Bundesregie- 


mng vorgetragene Kritik berücksichtigt und entspre- (C) 
chende Modifikationen zugunsten von mittelständischen 
Unternehmen vorgenommen. Dazu gehören insbesondere 
die Zulassung interner Rating-Ansätze, die Berücksichti- 
gung von Granularitätseffekten in Kreditportfolios und 
die besondere Behandlung so genannter Retail-Portfolios 
für kleinere Kredifbeträge. Insofern sehen wir vom 
Gmndsatz her keine Benachteiligung mehr. Unbestreitbar 
ist aber, dass das neue System die Bonität des Kreditneh- 
mers in den Vordergrund stellt, unabhängig von der Größe 
des Unternehmens. 

Zu Frage 9: 

Über das Baseler Papier ist das letzte Wort noch nicht 
gesprochen. Auch nach Ende der Konsultationsfrist am 
3 1 . Mai dieses Jahres können über die deutschen Verhand- 
lungsführer sicherlich weitere Veränderungen erreicht 
werden. Insbesondere geht es dabei um die richtige Kali- 
brierung der gewählten Parameter, denn insgesamt soll 
die Eigenkapitalunterlegung nicht größer werden als bis- 
her. Interne Rechnungen der Kreditwirtschaft über die 
Auswirkungen sollen dafür die Argumente liefern. 

Wie Existenzgründer letztlich eingeordnet werden, ist 
im Baseler Papier nicht gesondert geregelt. Die konkrete 
Einstufung wird auch davon abhängen, welcher der drei 
zulässigen Ansätze von dem jeweiligen Kreditinstitut 
gefahren wird. Auch eine Einordnung kleinerer Gründer 
in Retail-Portfolios käme in Betracht. Tendenziell haben 
Gründer aber sicher ein höheres Risiko und eine geringere 
Bonität. Dem trägt aber die Gründungsförderung durch 
das ERP- Sondervermögen bereits Rechnung. So über- (p)) 
nimmt zum Beispiel das Kreditinstitut für die Eigenkapi- 
talhilfe keine Haftung und hat damit auch keine 
Eigenkapital-Unterlegungspfiicht. 


Anlage 5 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Margareta Wolf auf die Frage 
des Abgeordneten Dietrich Austermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 14/6014, Frage 10): 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu tref- 
fen, um den neuen Überlegungen der EU zur Förderung des 
Schiffbaus zu entsprechen? 

Die EU-Kommission hat dem Industrierat am 14. Mai 
2001 den vierten Untersuchungsbericht zur Lage auf dem 
Schiffbaumarkt und den Bericht über die bisherigen Er- 
gebnisse der Untersuchung nach dem so genannten Neuen 
Handelspolitischen Instrument (TBR) vorgelegt und den 
Vorschlag unterbreitet, ein WTO-Verfahren gegen Korea 
einzuleiten und daran gekoppelt auftragsbezogene Beihil- 
fen für bestimmte Schiffbausegmente wieder zuzulassen, 
sofern weitere Verhandlungen mit Korea erfolglos blei- 
ben. Der Industrierat hat einstimmig Schlussfolgerungen 
zur Schiffbaupolitik beschlossen, mit denen voll und ganz 
die Absicht der EU-Kommission unterstützt wird, ein 
WTO-Verfahren einzuleiten, wenn bis zum 30. Juni des 
Jahres mit Korea keine Lösung erreicht wird. Die Schluss- 
folgerungen nehmen ausdrücklich Bezug auf die Pläne 
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(A) der EU-Kommission, dieses WTO-Verfahren mit neuen 
Sehiffbaubeihilfen zu begleiten. 

Ziel ist aber nicht die dauerhafte Einführung von Bei- 
hilfen, sondern der befristete Ausgleich bestehender 
Wettbewerbsnachteile bis zum Abschluss des WTO- Ver- 
fahrens. Die EU-Kommission schlägt zur Unterstützung 
weiterer handelspolitischer Verhandlungen mit Korea 
bzw. parallel zum WTO-Verfahren die Wiedereinführung 
von auftragsbezogenen Beihilfen in Höhe von bis zu 
14 Prozent des Auftragswertes für die Marktsegmente 
Containerschiffe sowie für Produkten- und Chemietanker 
vor. Die Berücksichtigung der Segmente Containerschiffe 
sowie Produkten- und Chemietanker entspricht der deut- 
schen Interessenlage (circa 70 Prozent der derzeitigen 
Aufträge deutscher Werften sind Containerschiffe). Die 
konkrete Umsetzung des Beihilferahmens kann erst nach 
dem Vorliegen entsprechender Beihilferichtlinien der EU- 
Kommission erfolgen. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Walter Kolbow auf die Fragen 
des Abgeordneten Günter Friedrich Nolting (F.D.P.) 
(Drucksache 14/6014, Fragen 13 und 14): 

Wann plant die Bundesregierung die Neuauflage und Heraus- 
gabe des sicherheitspolitischen Weißbuches und von welchen 
sicherheitspolitischen Gegebenheiten will sie dies abhängig ma- 
chen? 

Wie viele Grundwehrdienstleistende sind seit Juli 2000 mo- 
natlich zum Grundwehrdienst einberufen worden, und welche 
Zahl der Einberufungen zum Grundwehrdienst ist bis zum Ende 
des Jahres 2001 monatlich geplant? 

Zu Frage 13: 

Das Weißbuch zur Zukunft der Bundeswehr hat die 
Aufgabe, gegenüber dem Parlament, der deutschen Öf- 
fentlichkeit und unseren internationalen Partnern unsere 
sicherheitspolitischen Vorstellungen zu verdeutlichen. Es 
wird die daraus resultierenden Konsequenzen für die 
Bundeswehr in allen wesentlichen Einzelheiten erläutern. 
Wie Sie wissen, ist die Erneuerung der Bundeswehr von 
Grund auf mit der Aufstellung von Streitkräften durchaus 
vergleichbar. Meilensteine auf dem Weg zu einer konzep- 
tionell klaren und tragfähigen Reform waren vor allem: 
die Bestandsaufnahme (Mai 1999), die Eckpfeiler der 
Neuausrichtung (14. Juni 2000), die Grobausplanung der 
Bundeswehr (11. Oktober 2000) und das Ressortkonzept 
Stationierung (16. Februar 2001). All das wurde Parla- 
ment und interessierter Öffentlichkeit sowie den Partnern 
in NATO und EU jeweils umgehend zugänglich gemacht. 

Weitere Entscheidungen betreffen die Verbesserung 
der Wirtschaftlichkeit. Hier beschreiten wir über die Ko- 
operation mit Wirtschaft, Industrie und Handwerk auch 
international gesehen völlig neue Wege staatlichen Han- 
delns. Diese Entscheidungen sollen in das Weißbuch inte- 
griert werden; dessen außen- und sicherheitspolitischer 
Teil ist innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. Das 
Weißbuch wird also zu dem Zeitpunkt erscheinen, zu dem 
die genannten Festlegungen ebenfalls getroffen sind. 


Zu Frage 14: 

Die Bundeswehr beruft zu den Teilstreitkräften Heer 
und Luftwaffe die Wehrpflichtigen im Zweimonatsrhyth- 
mus ein. Es erfolgten Einberufungen im Juli, September 
und November 2000 sowie im Januar, März und Mai die- 
sen Jahres. Die Einberufungen zur Marine erfolgen dage- 
gen quartalsweise. Zur Marine wurden in den Monaten 
Juli und Oktober 2000 sowie im Januar und April 200 1 
Wehrpflichtige einberufen. Seit Juli 2000 bis zum Dienst- 
eintrittstermin Mai 2001 sind insgesamt 137 977 Wehr- 
pflichtige zur Ableistung des Grundwehrdienstes einberu- 
fen worden. Es ist geplant, bis zum Ende des Jahres 
insgesamt noch weitere 65 019 Wehrpflichtige zur Ab- 
leistung des Grundwehrdienstes einzuberufen. Davon sol- 
len 62 361 Wehrpflichtige zu Heer und Luftwaffe und 
2 658 Wehrpflichtige zur Marine einberufen werden. 

Anlage 7 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Angelika Mertens auf die Frage 
des Abgeordneten Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
(CDU/CSU) (Drucksache 14/6014, Frage 19): 

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung kurz- 
und mittelfristig aus der Tatsache, dass nach jüngster Pressemit- 
teilung die Gesellschaft für technische Überwachung (GTÜ) fest- 
gestellt hat, dass 5 1 Prozent aller Autos Mängel haben und davon 
jedes fünfte Auto so schwer, dass eine sofortige Reparatur not- 
wendig wird? 

Der Bundesregierung sind die bei den regelmäßig 
durchzuführenden Hauptuntersuchungen an Fahrzeugen 
nach § 29 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) 
festgestellten Mängel bekannt. Sie werden bundesweit er- 
fasst und ausgewertet. Die Bundesregierung hat gemein- 
sam mit den Ländern eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die 
unter anderem das Mängelaufkommen bei den einzelnen 
Fahrzeugarten in Abhängigkeit von ihrem Alter unter- 
sucht und Vorschläge zur Neufestsetzung der Zeitab- 
stände für Hauptuntersuchungen erarbeiten soll. Erste 
Vorschläge werden im Jahr 2002 erwartet. 

Anlage 8 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Angelika Mertens auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Ilja Seifert (PDS) 
(Drucksache 14/6014, Fragen 20 und 21): 

Sind die kürzlich auf einer Tagung in Linköpping (Schweden) 
geäußerten Befürchtungen des Vorsitzenden der Sidability Inter- 
group des Europäischen Parlaments, Richard Howitt (MdEP), 
dass in den abschließenden Verhandlungen über eine EU-Richtli- 
nie für die Zulassung von Linien- und Reisebussen die vorgese- 
hene obligatorische Einführung von fahrzeuggebundenen Ein- 
stieghilfen (Lifts oder Rampen) doch nicht erfolgen oder 
abgeschwächt werden soll, nach Kenntnis der Bundesregierung 
zutreffend, und wie schätzt sie diesbezüglich die Aussichten ein, 
in den Verhandlungen ein befriedigendes Ergebnis für mobilitäts- 
beeinträchtigte Menschen zu erzielen? 
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Wie setzt die Bundesregierung in der abschließenden Ver- 
handlungsrunde die von ihr im März 2000 geäußerte Auffassung 
um, dass die Verbesserung der Zugänglichkeit für Personen mit 
eingeschränkter Mobilität durch die EU-Richtlinien „ein weiterer 
Schritt wäre, den öffentlichen Personennahverkehr behinderten- 
gerechter zu gestalten und damit Mobilitätsbarrieren abzubauen“ 
(vergleiche Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion der PDS - Bundestagsdrucksache 14/3040)? 

Zu Frage 20: 

Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt den 
Richtlinienvorschlag der Europäischen Kommission, mo- 
bilitätsbehinderten Personen - einschließlich Rollstuhl- 
fahrern - den Zugang zu Kraftomnibussen zu erleichtern. 
Im Gemeinsamen Standpunkt des Rates vom 28. Septem- 
ber 2000 ist festgelegt, dass in allen großen Linienbussen 
(Busse der Klasse I) mindestens eine Tür vorhanden sein 
muss, die von Rollstuhlfahrern benutzt werden kann. 


Diese Tür muss mit einer Einstieghilfe (Absenkvorrich- (C) 
tung oder Rampe oder Lift) ausgestattet sein. Die Bun- 
desregierung hat diesem Gemeinsamen Standpunkt des 
Rates ausdrücklich zugestimmt. 


Die Bundesregierung wird durch Änderung der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) die Richt- 
linie in nationales Recht übernehmen, sobald die Richtli- 
nie endgültig durch Rat und Europäisches Parlament an- 
genommen ist. 

Dadurch wird sichergestellt, dass auch Kraftomni- 
busse, die aufgmnd einer Einzelbetriebserlaubnis (an- 
stelle einer EG-Typgenehmigung) in den Verkehr kom- 
men sollen, ebenfalls den Vorschriften der Richtlinie 
entsprechen müssen. 


Zu Frage 21: 





Druck: MuK. Medien- und Kommunikations GmbH, Berlin 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28 / 3 82 08 40, Telefax: 02 28 / 3 82 08 44 

ISSN 0722-7980 


